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keit des Emirates nicht registrieren ließen. Jetzt 
stehen sie unberechenbaren Behörden gegenüber, 
die die meisten von ihnen für Illegale halten.
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Verfolgungen drohen. Paradoxerweise kann 
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Staatenlosigkeit ist häufig unsichtbar. Sie betrifft 
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VORWORT

U nsichtbar. Ausgeschlossen. 
Wertlos.“ Das sind nur einige der 
Attribute, die sich staatenlose 

Menschen oft selbst zuschreiben. 
Unsichtbar – weil das Thema 
Staatenlosigkeit und damit auch die 
Staatenlosen selbst in der öffentlichen 
Diskussion so gut wie keine Rolle  
spielen, die Probleme der Betroffenen 
somit meist ungehört und ungelöst 
bleiben. Ausgeschlossen – weil 
staatenlose Menschen als außerhalb 
der jeweiligen Gesellschaft stehend 
und damit meist als anders oder fremd 
wahrgenommen werden. Wertlos – 
weil es ohne Bildung und eigenen 
Lebensunterhalt oftmals schwierig 
ist, einen sinnvollen Beitrag für die 
Gesellschaft zu leisten. 

Wie viele Menschen weltweit staatenlos 
sind, lässt sich nur schwer schätzen, 
denn die Datengrundlage  
ist lückenhaft. Auch in Deutschland 
gibt es kein spezielles Verfahren,  
um das Ausmaß von Staatenlosigkeit 

STAATENLOSE BRAUCHEN 
RECHTE, SCHUTZ 
UND EINE STIMME

festzustellen. Im Oktober 2019, 
zum Halbzeitbericht der vom 
UN-Flüchtlingshilfswerk (UNHCR) 
im November 2014 gestarteten  
IBelong-Kampagne zur Beendigung  
von Staatenlosigkeit, spielte 
deshalb auch die Verbesserung der 
Datenlage eine große Rolle. 
Insgesamt zielt die Kampagne darauf 
ab, staatenlose Menschen zu 
identifizieren und zu schützen, 
indem bestehende Staatenlosigkeit 
beendet und neue Fälle verhindert 
werden. 

U nser Atlas der Staatenlosen  
möchte das Thema zum  
einen sichtbarer machen, zum 

anderen aber auch Lösungswege  
für die jeweiligen Situationen und 
Probleme aufzeigen. Dabei erheben  
wir keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 
Vielmehr möchten wir anhand  
von Länderbeispielen auf die vielen  
Facetten des Themas aufmerksam 
machen. Denn es gibt zahlreiche  
Gründe dafür, dass Menschen  
staatenlos sind. Sie reichen von der 
Aberkennung der Staatsangehörigkeit 
über Flucht und Vertreibung bis  
hin zu religiöser Diskriminierung oder 
den Folgen nomadischer Lebensweise.  
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Die Konsequenzen für die Betroffenen 
sind so unterschiedlich wie  
weitreichend: Staatenlose sind 
Menschen, die besonders verletzlich 
sind, weil kein Staat sie schützt  
und sie keinen Zugang zu  
grundlegenden Rechten haben.

D abei gibt es Maßnahmen, um 
Staatenlosigkeit zu beenden:  
Kein Kind müsste mehr  

staatenlos zur Welt kommen, wenn 
Geburten am Geburtsort registriert 
würden. Frauen könnten weltweit  
ihre Nationalität an ihre Kinder 
weitergeben und sie damit vor 
Staatenlosigkeit bewahren, 
wenn geschlechtsspezifische 
Diskriminierungen aus Staatsange-
hörigkeitsgesetzen entfernt würden.  
Der misslichen Lage staatenloser 
Migrant*innen könnte angemessen 
begegnet werden, würde ihre 
Einbürgerung erleichtert und ihr  
Status als Staatenlose aufgehoben. 

Grundvoraussetzung für eine Lösung 
des Problems sind quantitativ 
und qualitativ bessere Informationen 
über staatenlose Bevölkerungs-
gruppen insgesamt. Darüber 
hinaus müssten neben staatlichen 

Institutionen und Organen 
der Vereinten Nationen auch 
Selbsthilfeorganisationen  
der Betroffenen, unterstützt von der 
Zivilgesellschaft, in der Debatte  
eine viel stärkere Rolle spielen. Am 
relevantesten aber ist der Zugang  
von Staatenlosen zu ihren Rechten.  
Ein Ansatz dafür könnte das  
Konzept der „Globalen Sozialen  
Rechte“ sein, das gleiche Rechte für  
alle Menschen, unabhängig von 
Herkunft, Wohnort, Geschlecht, 
Hautfarbe oder kultureller Prägung 
fordert. Es geht um Menschenrechte,  
die jedem und jeder zustehen.  
Unsere Gesellschaft und die 
internationale Staatengemeinschaft  
sind weit entfernt davon, dass das  
„Recht auf Rechte“ im Alltags- 
bewusstsein und im politischen  
Handeln Richtschnur ist. Die  
Rosa-Luxemburg-Stiftung beschäftigt  
sich seit einigen Jahren intensiv 
mit diesem Thema. Die vorliegende 
Publikation verdeutlicht einmal  
mehr die Notwendigkeit. 

Dr. Dagmar Enkelmann
Vorstandsvorsitzende 
der Rosa-Luxemburg-Stiftung 
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I m Jahr 1949 formulierte die jüdische Philosophin Han-
nah Arendt im New Yorker Exil das „Recht, Rechte 
zu haben“. Arendt meinte damit das Recht, zu einer 

politisch organisierten Gemeinschaft zu gehören und in 
einem Beziehungssystem nach seinen Handlungen und 
Meinungen beurteilt zu werden. Es war das Fazit aus ih-
rer eigenen Erfahrung der Staatenlosigkeit, die 1937 mit 
der Ausbürgerung durch das nationalsozialistische Regi-
me begann und bis 1951 anhielt. Sie beschrieb nicht nur 
den Verlust der Menschenrechte von Millionen ermorde-
ter Jüd*innen, sondern auch die leidvolle Erfahrung von 
Millionen von Menschen im Exil. 

Die vielen staatenlosen Menschen infolge der Welt-
kriege führten die Idee der Menschenrechte ad absurdum. 

Die „Aporie der Menschenrechte“ bestand laut Arendt da-
rin, dass allein Staatsbürger*innen Menschenrechte ein-
klagen können. Arendt nannte Staatenlose folglich „Welt-
lose“ und brachte damit zum Ausdruck, dass sie nicht 
nur ihr Zuhause verloren hatten, sondern auch nirgend-
wo wieder ein anderes finden konnten. Die Exklusion aus 
den sozialen Gefügen und gesellschaftlichen Funktions-
systemen werfe den Menschen in den unmenschlichen 
Status des „Überflüssigseins“.

Die grauenhaften Erfahrungen des Zweiten Weltkriegs 
führten dazu, dass die Vereinten Nationen gegründet und 
die Menschenrechte in der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte von 1948 neu definiert wurden. Auch 
die Erfahrung der Staatenlosen fand hier ihren Ausdruck. 
Artikel 13 hält das Recht fest, sich innerhalb eines Staa-
tes frei bewegen, jedes Land verlassen und in das eigene 
Land zurückkehren zu dürfen. Artikel 14 gewährt im Falle 
der Verfolgung das Recht auf Asyl. Artikel 15 beschreibt 
das Recht auf eine Staatsangehörigkeit. Allerdings garan-
tieren die Artikel der Menschenrechtsdeklaration nach 
Ansicht der US-amerikanischen Politikwissenschaftlerin 
Seyla Benhabib kein Recht auf Einbürgerung oder auf 
Zugehörigkeit zu einer politischen Gemeinschaft. Auch 
besteht das internationale Recht allein auf Abkommen 
souveräner Nationalstaaten und ist nur diesen gegenüber 
einklagbar. 

Aus den Widersprüchen zwischen Souveränitätsrech-
ten, transnationalen Rechtsansprüchen und Menschen-
rechtsnormen folgerte Arendt, dass zu wenige Geflüchtete 
von diesem Menschenrecht erfasst werden. Die Prokla-
mierung der Menschenrechte veränderte daher aus ihrer 
Sicht kaum das Schicksal der aus politischen Gründen 
Flüchtenden. Als Konsequenz forderte Arendt das Recht 
jedes Menschen auf Mitgliedschaft in einem politischen 
Gemeinwesen. 

Ohne das „Recht, Rechte zu haben“ und einer poli-
tischen und sozialen Gemeinschaft anzugehören, sind 
alle weiteren Menschenrechte nichtig. Dies gilt für Staa-
tenlose ebenso wie für alle Entrechteten: Menschen ohne 
Papiere, Minderheiten ohne Zugang zu Rechtsschutz, Ge-
flüchtete ohne Aufenthaltsstatus, Obdachlose, Arbeitslo-
se, Ausgebeutete. Laut Arendt werden Menschen nicht als 
Gleiche geboren, sondern erst als Mitglieder einer Gruppe 
zu Gleichen, kraft der Entscheidung, sich gegenseitig glei-
che Rechte zu garantieren.

STRATEGIEN

RECHTE FÜR DIE „WELTLOSEN“ 

Zwar erhielten in den letzten zehn Jahren über 
750.000 Menschen eine Staatsangehörigkeit. Aber 
mehr als vier Millionen bedürfen dieser noch

Wer politisch handeln und an der Gesellschaft 
teilhaben will, muss ihr Mitglied sein. Doch 
Staatenlose sind davon ausgeschlossen – 
darum ist der Kampf gegen die Staatenlosigkeit 
einer für die Menschenrechte.
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Menschenrechte sind nicht an sich gerecht oder in-
klusiv. Menschenrechte sind Widerstandsrechte gegen 
alle Formen von Ungerechtigkeit und Unterdrückung. Sie 
wurden über die Jahrhunderte stetig neu verhandelt und 
erkämpft. Das galt vor allem für die Arbeiter*innenbewe-
gung, die ihren politischen Kampf auch immer mit Forde-
rungen nach Rechtsansprüchen verband. Angesichts der 
derzeitigen Gefahr, dass Menschenrechte von Regierun-
gen und Parteien instrumentalisiert werden, um Exklusi-
vität einzufordern oder sogar Kriege zu begründen, geht 
es bei dem „Recht auf Rechte“ darum, die Rechte neu zu 
verhandeln. Für die US-Forscherin Stephanie DeGooyer 
ist das Ziel des Kampfes vor allem jenes um das Recht, 
Mitglied einer Gemeinschaft zu sein, die Gerechtigkeit 
bietet. Menschenrechte müssen als politische Praxis 
verstanden und genutzt werden. Nationalistische Bewe-
gungen und Parteien versuchen, Menschenrechte an den 
Nationalstaat zu knüpfen, selektiv an Ethnien zu bin-
den und dabei ein künstliches Gemeinschaftsgefühl zu 
schaffen, das auf der Exklusion anderer beruht. Arendt 
zufolge kann es wirkliche Demokratie nur dort geben, 
wo die Zentralisierung der Macht eines Nationalstaates 
gebrochen ist. Demokratie ist aktive Teilhabe und Mit-
bestimmung an gesellschaftlichen und politischen Ent-

scheidungen. Diese Teilhabe setzt das „Recht, Rechte zu 
haben“ und damit den Anspruch auf einen Platz in der 
Gesellschaft voraus. 

Die gegenwärtige weltweite Situation von Staatenlo-
sen und rechtlosen Menschen verleiht Arendts Forderung 
nach „dem einzigen Recht“ neue Aktualität. Es geht um 
soziale und politische Handlungsoptionen und Teilhabe-
möglichkeiten, damit die Weltlosen der „Weltlosigkeit“ 
entkommen und ihre Handlungsfähigkeit und Identität 
und damit ihre Menschenwürde zurückgewinnen kön-
nen. Regierungen und Bewegungen sind mit dafür ver-
antwortlich, das Konzept der Menschenrechte zur Eigen- 
ermächtigung der Entrechteten mit emanzipatorischer 
und politischer Kraft neu zu füllen. Dazu gehört nicht nur, 
sich mit den „Weltlosen“ und Entrechteten zu solidarisie-
ren, sondern eigene Privilegien und Machtpositionen auf-
zugeben. Der Einsatz für eine gerechte Gesellschaft, die 
solidarische Verantwortung der Gemeinschaft für die Ein-
zelnen erfordert eine Neudefinition der Menschenrechte 
als Widerstandsrechte. 

Das UN-Flüchtlingshilfswerk vermutet, dass die 
Dunkelziffern der Staatenlosen in vielen Ländern 

Afrikas, in China und Amerika erheblich sind

35.642Ukraine

	unter 10.000
	bis 100.000
	über 100.000
	keine oder 

	 unzureichende 
	 Angaben

	keine erfassten 		
	 Staatenlosen

DIE HÄLFTE DER BEKANNTEN BETROFFENEN LEBT IN VIER LÄNDERN
Beim UN-Flüchtlingshilfswerk registrierte Staatenlose nach Staaten, Ende 2019, 
und Länder mit fehlender oder unvollständiger Berichterstattung

10 Millionen Staatenlose werden 
vermutet, nur 4,2 Millionen sind erfasst
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854.704
Bangladesch

108.332

Malaysia

475.009
Thailand

600.000
Myanmar

955.399
Elfenbeinküste

160.000

Syrien

216.851

Lettland

20.863Brunei Darussalam

30.581Vietnam

57.444Kambodscha

10.933Belgien

14.947Deutschland

15.822Italien

30.305Schweden

75.599Estland

17.730Indien

18.500Kenia

47.253Irak

70.000Saudi-Arabien

92.020Kuwait

97.346Usbekistan

68.209Russland

10.000.0004.200.000
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H istorisch gesehen ist die jüdische Bevölkerung 
Rumäniens ein frühes Opfer der Staatenlo-
sigkeit. 1868 reagierte Karl von Hohenzollern  

– gewählter Carol I., Fürst von Rumänien – auf schwere 
antijüdische Ausschreitungen mit einem Zusatz zur da-
mals neuen Verfassung des Landes. Danach durften nur 
Christ*innen eingebürgert werden, das Gegenteil der 
Gleichstellungspolitik in vielen anderen Ländern. Um die 
Rechte der Jüd*innen zu wahren, nahmen europäische 
Staaten sogar diplomatische Verhandlungen auf, ebenso 
das Osmanische Reich, unter dessen Oberherrschaft Ru-
mänien formell noch stand. Sie blieben erfolglos. 

 Dennoch galt Staatenlosigkeit im europäischen Völ-
kerrecht am Ende des 19. Jahrhunderts mehr als Aus-
nahme denn als ernstes juristisches Problem. Die Welt 
war vollständig in Nationalstaaten und ihre Kolonien 
aufgeteilt. Alles Land stand unter Herrschaft und damit 
auch unter Zugehörigkeit. Doch die damalige Sichtwei-
se erwies sich nicht nur auf dem Balkan als weltfremd. 
Grenzen wurden überall verschoben, Staatsangehörigkeit 
wurde zur politischen Waffe. Und das Gegenstück, die 
Staatenlosigkeit, ebenfalls. Eine neue Kategorie Reisedo-
kumente trat in Erscheinung: Pässe für Staatenlose oder 
Emigrant*innen. 

 Allerdings war schon vor dem Ersten Weltkrieg ein 
Fall weithin bekannt: Wer in eine fremde Armee eintrat 
oder sich dem Wehrdienst im eigenen Land entzog, muss-
te in vielen Ländern wegen Verstoßes gegen die Loyali-
tätspflicht mit dem Verlust seiner Staatsangehörigkeit 
rechnen. Bis heute achten Söldner sorgfältig darauf, in ir-
regulären Einheiten zu bleiben, die also nicht in offizielle 
Armeen oder andere staatliche Strukturen integriert sind. 

Mutmaßliche Illoyalität wie bei den Soldaten war 
dann auch das Einfallstor, mit dem im Ersten Weltkrieg 
flächendeckende „Denaturalisierung“, so der zeitgenös-
sische Ausdruck, betrieben wurde. Ab 1915 entzog Frank-
reich mehreren Hundert vormals Deutschen die erwor-

bene französische Staatsangehörigkeit, vor allem beim 
Verdacht zu enger Kontakte mit dem Feindesland. Ein 
ähnliches Gesetz von 1918 in Großbritannien enthielt ne-
ben genauen Bedingungen auch einen diffus definierten 
fehlenden „guten Charakter“ als Ausbürgerungsgrund. 
Bis 1926 wurden 163 Personen ausgebürgert, die meis-
ten allerdings wegen langjähriger Abwesenheit. Belgien 
nannte 1922 „antinationales“ Verhalten als Grund, Italien 
1926 „unwürdiges“, in Österreich waren es ab 1933 „feind-
liche Handlungen“. Die Bestimmungen richteten sich oft 
an Männer; die für Frauen und Kinder konnten sich von 
jenen unterscheiden, insbesondere wenn die Frauen die 
Staatsangehörigkeit des Wohnsitzlandes hatten. 

Eine gegenläufige Tendenz gab es in den USA. Mit dem 
Indian Citizenship Act gewannen die Indigenen 1924 die 
Staatsbürgerschaft und das Wahlrecht. Zuvor unterstan-
den sie offiziell nicht dem US-Rechtssystem. Ein militäri-
scher Hintergrund existierte auch hier: Präsident Coolidge  
wollte anerkennen, dass im Ersten Weltkrieg Tausende 
Angehörige der indigenen Nationen für die USA gekämpft 
hatten. Ihre indigene Nationalität war von der US-Staats-
bürgerschaft nicht berührt, was extra festgelegt wurde.

Die junge Sowjetunion nutzte hingegen das Mittel, 
sich großer Teile ihrer politischen Emigrierten zu entledi-
gen, etwa einer Million Menschen. Denn 1921 erschien ein 
Dekret, demzufolge seine Staatsangehörigkeit verlor, wer 
sich über fünf Jahre im Ausland aufgehalten hatte oder 
nach der Oktoberrevolution 1917 ohne staatliche Erlaub-
nis ausgereist war. Staatenlos wurden auch die Überle-
benden des Genozides am armenischen Volk 1915/16 und 
später weitere Gruppen von Geflüchteten. 

Nach Kriegsende nahm das Problem einen solchen 
Umfang an, dass 1922 Fridtjof Nansen, Hochkommis-
sar des Völkerbundes für Flüchtlingsfragen, den nach 
ihm benannten Nansen-Pass einführen konnte. Das Pa-
pier war ein Reisepass für staatenlose Geflüchtete und 
Emigrant*innen, vor allem Russ*innen und Armenier*in-
nen. Es wurde zunächst von 31, später von 53 Staaten an-
erkannt und letztlich 1951 vom Reisedokument der Genfer 
Flüchtlingskonvention abgelöst. 

In Nazideutschland wurden zunächst 39.000 jüdische 
und nicht jüdische Personen auf den ab 1933 veröffentlich-
ten Ausbürgerungslisten staatenlos. 1941 folgten die mehr 
als 250.000 Emigrant*innen, die Deutschland verließen 
und ins Ausland gingen. Das Deutsche Reich zog deren 
greifbares Vermögen ebenso ein wie von 1941 bis 1943 das 
der 150.000 letzten im Reichsgebiet lebenden deutschen 

GESCHICHTE

NEUE WAFFEN: AUS- 
UND NICHTEINBÜRGERUNG
Mit der Entstehung der Nationalstaaten 
im 19. Jahrhundert beginnt auch die 
Nichteinbürgerung von Inländer*innen.  
Mit dem Ersten Weltkrieg setzt die 
Ausbürgerung ein. Sie war gruppenbezogen 
oder diente der individuellen Repression – 
oder beides. Im Nationalsozialismus war  
sie ein Aspekt des Holocaust.
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Jüd*innen, sobald sie deportiert wurden. Weil die Vernich-
tungslager im Ausland lagen, erhielten Deportierte dort 
manchmal noch einen Bescheid über die Aberkennung 
ihrer deutschen Staatsbürgerschaft; das Konzentrations-
lager Auschwitz wurde extra zum Ausland erklärt. Diese 
Jüd*innen wurden ermordet und starben staatenlos. 

Als staatenlos galten die deportierten Jüd*innen auch 
nach dem Krieg. Es bedurfte erst einer Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichtes im Jahr 1968, um dieses 
NS-Denken zu beenden. Das Gericht führte aus, dass bei 

solchen Ausbürgerungen der „Widerspruch zur Gerech-
tigkeit ein so unerträgliches Maß erreicht“ habe, dass sie 
von Anfang an nichtig gewesen seien. In einem Leitsatz 
setzte das Gericht die NS-„Rechts“vorschriften sogar in 
Anführungszeichen – die Ausgebürgerten hätten ihre 
deutsche Staatsangehörigkeit nie verloren.  

Einzelne Schicksale unter Millionen Drang- 
salierten zeigen das Spektrum von Ausgrenzung, 

Repression und Abschreckung anderer 

EINE KURZE LISTE PROMINENTER STAATENLOSER
Ausbürgerungen, aufgegebene Staatsbürgerschaften und Staatenlosigkeit ab Geburt, heutiger Gebietsstand

ohne DDR-Ausgebürgerte, weil sie als Deutsche die Staatsbürgerschaft der BRD besaßen 
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Paris

Basel

Izmir

Innsbruck

München Czernowitz

DEUTSCHLAND

SOWJETUNION

TSCHECHIEN

TÜRKEIGRIECHENLAND

POLEN

Friedrich Nietzsche (1844–1900), 
Philosoph. Legte 1869 in Basel die 
preußische Staatsbürgerschaft nieder, 
um möglichen Kriegsdienst nicht mit 
Uni-Dozentur kollidieren zu lassen. Giovanni Segantini (1858–1899), Maler. 

Österreich entzog 1857 dem Sieben-
jährigen und seiner Halbschwester in 
Innsbruck die Staatsangehörigkeit. Zum 
geplanten Antrag auf die italienische kam 
es nicht. Er blieb lebenslang staatenlos. 

Charles Aznavour 
(1924–2018), Chanson-
nier mit armenischen 
staatenlosen Eltern, 
in Paris geboren. 
Die Mutter war 1915 
vor dem Völkermord 
geflohen.

Karl Marx (1818–1883), 
Philosoph. Gab 1845 in 
Paris preußische Staats-
bürgerschaft wegen Ge-
fahr der Auslieferung auf.

Rudolf Nurejew 
(1938–1993), 
Tänzer. Beantragte 
1961 während einer 
Tournee nach Auf-
forderung, sofort 
in die Sowjetunion 
zurückzukehren, 
in Paris Asyl. Gregor von Rezzori (1914–1998), 

Schriftsteller. Ab 1940 staatenlos, 
als Rumänien die Nordbukowina 
mit seinem Wohnort Czernowitz 
an die Sowjetunion abtrat. 

Enes Kanter (1992), 
US-Basketballprofi 
aus Zürich, seit 2017 
als Anhänger des is-
lamischen Predigers 
Gülen mit annullier-
tem türkischen Pass

Mikis Theodorakis (1925), Melina Mercouri (1920–
1994), Nana Mouskouri (1934), Kulturschaffende. 
Ihnen wurden von der griechischen Militärdiktatur 
(1967–1974) die Staatsbürgerschaften entzogen.

Aristoteles Onassis (1906–1975), Reeder. 
Emigrierte 1922 mit Nansen-Pass im 
griechisch-türkischen Krieg aus Smyrna/
Izmir nach Argentinien.

Zygmunt Bauman (1925–2017), 
Włodzimierz Brus (1921-2007), 
Maria Hirszowicz (1925–2007), 
polnische Wissenschaftler*in-
nen. In antisemitischer Kam-
pagne von 1968 bis 1971 zur 
Auswanderung gezwungen.

Pavel Kohout (1928), 
Milan Kundera (1929), 
Jiří Gruša (1938–2011), 
tschechische Schrift-
steller. 1978 bis 1980 
als Menschenrechtler 
ausgebürgert.

Iwan Bunin (1870–1953), Joseph Brodsky 
(1940–1996), Alexander Solschenizyn 
(1918–2008), Schriftsteller und Nobel-
preisträger. Um 1922, 1972 und 1976 
u. a. wegen „Landesverrats“ aus der 
Sowjetunion ausgebürgert. 

Deutsche aus Literatur, Politik und Wissenschaft, ab 1933 
vom NS-Regime ausgebürgert: Hannah Arendt (1906–1975), 
Johannes R. Becher (1891–1958), Max Born (1882–1970), 
Willy Brandt (1913–1992), Bertolt Brecht (1898–1956), 
Albert Einstein (1879–1955), Lion Feuchtwanger (1884–1958), 
Else Lasker-Schüler (1869–1945), Erika Mann (1905–1969), 
Heinrich Mann (1871–1950), Thomas Mann (1875–1955), 
Willi Münzenberg (1889–1940), Wilhelm Pieck (1876–1960), 
Ludwig Quidde (1858–1941), Erwin Piscator (1893–1966), 
Erich Maria Remarque (1898–1970), Philipp Scheidemann 
(1865–1939), Ernst Toller (1893–1939), Kurt Tucholsky 
(1890–1935), Gustav von Wangenheim (1895–1975)

Chris Roberts 
(1944–2017), Schlager-
sänger. Als Sohn 
einer Deutschen und 
eines Jugoslawen, 
die in Nazideutschland 
nicht heiraten durften, 
staatenlos. Erst weni-
ge Monate vor seinem 
Tod in Deutschland 
eingebürgert.

Nâzım Hikmet (1902–1963), Dichter. 
1951 nach langer Haft und Amnestie 
von der Türkei ausgebürgert, weil 
der 49-Jährige vor einer Einberu-
fung zum Kriegsdienst aus Istanbul 
nach Moskau floh.
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D afür, den Umfang der Staatenlosigkeit in einem 
Land festzustellen, tragen mehrere Stellen Ver-
antwortung. Die vorrangige Pflicht des Staates 

ist es, Staatenlose zu identifizieren, damit er seinen in-
ternationalen Verpflichtungen nachkommen kann. Das 
UN-Flüchtlingshilfswerk (UNHCR) hat zusammen mit 
anderen UN-Organisationen, Nichtregierungsorganisati-
onen und wissenschaftlichen Einrichtungen die Aufgabe, 
Staatenlosigkeit zu erforschen und Belege für das Aus-
maß des Problems zu liefern. Umfassende Daten zur Staa-
tenlosigkeit – ihre Merkmale, die Anzahl der betroffenen 
Menschen und deren Bedürfnisse – sind entscheidend, 
damit die Staaten das Problem beheben können. For-
schung zu diesem Thema ist auch für die Zivilgesellschaft 
und natürlich die Staatenlosen selbst von Bedeutung, um 
für ihre Interessen eintreten zu können. 

Genaue und vollständige Daten sind schwer zu be-
kommen. Dies gilt insbesondere für den Libanon. Laut 
UNHCR ist es aus zwei Gründen schwierig, die Zahl der 
Staatenlosen im Land zu ermitteln. Zum einen fand die 
letzte Volkszählung 1932 statt. Zum anderen liegen offi-
zielle Urkunden über Zivilstand und Geburten sowie die 
Archive von Krankenhäusern, Hebammen und Gerichten 
nicht in digitaler Form vor. 

Das Problem wurzelt in der Vergangenheit des Liba-
non, in der Zeit der Staatsgründung nach dem Zerfall des 
Osmanischen Reiches in den 1920er-Jahren. Damalige 
Entscheidungen der Menschen für die libanesische oder 
eine andere Nationalität sind oft die Wurzeln der heutigen 
Staatenlosigkeit. Offizielle Aufzeichnungen sind jedoch 
praktisch nicht zugänglich, ebenso wenig wie die Volks-
zählungsdaten von 1932. 

Ohne diese Informationen aber ist die Datenerhebung 
und Analyse der Staatenlosigkeit im Land kompliziert, 
und der libanesische Staat liefert auch keine Zahlen für 
die jährliche globale Datenerhebung des UNHCR zur 
Staatenlosigkeit. Die verfügbaren Informationen sind be-
grenzt, verstreut, unvollständig und basieren auch auf 
verschiedenen Methoden bei der Erhebung. Es fehlen Ver-
fahren zur Identifizierung, Registrierung und Dokumen-
tierung von Staatenlosen – mit Ausnahme der als „qayd 
ad-dars“ („in Untersuchung“) bezeichneten Personen, für 
die es ein spezielles Register als Ausländer*innen unbe-
kannter Nationalität gibt. 

Viele Menschen im Libanon sind nicht bereit, sich 
als Staatenlose registrieren zu lassen. Oder sie sind sich 
nicht darüber im Klaren, wie notwendig dies ist, um we-
nigstens bestimmte Rechte einfordern zu können. Sie se-
hen sich auch nicht unbedingt als staatenlos, da sie aus 
dem Libanon stammen oder libanesische Vorfahren ha-
ben. Sie halten sich irrtümlicherweise für Libanes*innen, 
die Anspruch auf denselben Schutz wie anerkannte Bür-
ger*innen haben. Die wenigen von Nichtregierungsorga-
nisationen oder der Wissenschaft erhobenen Daten, die 
sich darauf verlassen, dass Personen sich selbst als staa-
tenlos identifizieren, dürften daher unvollständig sein. 
Hinzu kommt, dass die Verantwortlichen für bestimmte 
Gruppen wie zum Beispiel Betreuungspersonen für Heim-
kinder nicht immer die administrativen und juristischen 
Verfahren einhalten, die für die Registrierung von Staa-
tenlosen erforderlich sind. 

Das libanesische Recht ist komplex und beinhaltet 
zudem keine Definition des Begriffs „Staatenlose“. Es 
fehlt daher ein Rechtsrahmen für den Umgang mit ihnen. 
Ob Menschen, die unter dem Mandat des Hilfswerks der 
Vereinten Nationen für Palästina-Flüchtlinge im Nahen 
Osten (UNRWA) stehen oder Migrant*innen und Asylsu-
chende als staatenlos zu betrachten sind, ist noch nicht 
entschieden. 

STATISTIK

POLITIK MIT UND OHNE ZAHLEN

Noch immer meinen viele Regierungen, dass 
ohne Berichte an den UNHCR auch das 
Problem der Staatenlosigkeit verschwindet

Der Staat weiß vielleicht, dass es bei ihm 
staatenlose Menschen gibt, aber er weiß nicht, 
wie viele es sind, wo sie sind oder was sie 
brauchen. Sie sind unsichtbar, werden daher 
übersehen oder absichtlich ignoriert.  
Ein Paradebeispiel bietet der Libanon. 

	Länderdaten über Staatenlose vorhanden
	Länder mit Staatenlosen, aber ohne Daten
	Länder ohne Berichterstattung

DIE HÄLFTE SCHWEIGT
Offizielle Berichterstattung der UN-Mitglieder über 
Staatenlose 
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Mitglieder der Vereinten Nationen seit 2011: 193

2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019

107 9593951009910099104108
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222223181716191721

65 767875757777757264
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Erschwerend kommt eine politische Strategie dazu, 
die wahren demografischen Zahlen zu verschweigen. Der 
Libanon besteht aus vielen religiösen Gemeinschaften. 
Sein politisches System beruht auf der Aufteilung der 
Macht unter ihnen auf der Grundlage eines heiklen und 
durchaus fiktiven religiösen Gleichgewichts. Die meisten 
Staatenlosen gehören dem Islam an, konkrete Zahlen und 
entsprechende Verpflichtungen könnten also die Macht-
frage neu stellen und die Konflikte um das demografische 
Ungleichgewicht zwischen den beiden Hauptreligionen 
Islam und Christentum noch verschärfen. 

1994 gewährte beispielsweise ein Einbürgerungsde-
kret Zehntausenden von Menschen, die nach ihrer Rechts-
stellung quasi bereits Staatsbürger*innen waren, die li-
banesische Staatsangehörigkeit. Doch Gruppen wie die 
(christliche) Maronitische Liga sahen hier einen gefähr-
lichen Prozess des demografischen und sozialen Wandels 
und drängten darauf, das Dekret zu annullieren. Im bis 
2003 andauernden Untersuchungszeitraum verwehrte der 
Staatsrat den neuen Bürger*innen grundlegende Rechte. 
Eine weitere Befürchtung war, dass der Staat bei einer 
detaillierten Identifizierung und Anerkennung aller Staa-
tenlosen gezwungen wäre, palästinensische Geflüchtete 
wie andere Staatenlose zu behandeln. Das würde einer 
Aufkündigung des Abkommens zwischen den arabischen 
Staaten gleichkommen, das palästinensische Geflüchtete 
grundsätzlich von einer Einbürgerung ausschließt, um 
ihre Forderung nach Rückkehr nicht zu schwächen.

Der Mangel an Daten, die Schwierigkeit, auf vorhan-
dene Daten zuzugreifen, Probleme bei der Registrierung 
von Staatenlosen sowie bei der Ausstellung von Papieren: 
Eine Fülle von Faktoren tragen dazu bei, dass Menschen 
staatenlos, unsichtbar und marginalisiert bleiben. Der li-
banesische Staat räumt der Identifizierung und Messung 
der Staatenlosigkeit keine hohe Priorität ein. Indem er die 
verbreitete Staatenlosigkeit einfach leugnet, kann er sei-
ne völkerrechtlichen Verpflichtungen zur Eindämmung 
dieses Phänomens und zum Schutz von Staatenlosen um-
gehen. 

Die Einbürgerung der Palästinenser*innen würde über 
zehn Prozent mehr wahlberechtige Sunnit*innen 

bedeuten – im politischen Konfessionalismus unmöglich

Selbst wenn die amtliche Statistik konstruktiv sein 
will, muss sie sich an einem Gefüge sozialer, politischer, 

juristischer und technischer Faktoren abarbeiten

EINE MAUER VON PROBLEMEN
Staatenlose und ihre Nichterfassung, Auswahl von Gründen
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GEFÄHRDETE BALANCE
Libanons Parlament mit religiösem Proporz und die Neuaufteilung von 1989 am Ende des Bürgerkriegs

Muslimische 
Mehrheit in der 
Bevölkerung, 
2012, in Prozent

Dominanz christlicher Abgeordneter, Wahlen bis 1972 (anschließend Bürgerkrieg) 

Gleichgewicht christlicher und muslimischer/drusischer Stimmen, Wahlen seit 1992

* andere Religionen

Christ*innen:	
	maronitische Christ*innen 
	Griechisch-Orthodoxe 	
	Rum-melkitische 

	 Katholik*innen

	armenisch-apostol. Orthodoxe
	armenische Katholik*innen
	Protestant*innen 
	andere christliche

	 Minderheiten

Muslim*innen und Drus*innen:
	sunnitische Muslim*innen 
	schiitische Muslim*innen 
	Alawit*innen 
	Drus*innen 
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mangelhafte nationale Gesetzgebung

fehlende 
Dokumentation 
über Methoden 
und Statistiken 

beim UNHCR selbst

fehlende Vergleichsmög-
lichkeiten mit den Zeitrei-
hen von anderen Ländern 
durch methodische Ände-
rungen und Unterschiede

unterschiedliche 
und nicht zu-

einander passen-
de Methoden 

der Erfassung

unvollständige und unzu-
verlässige Angaben der 

Bevölkerungsstatistik, von 
Einzeluntersuchungen und 

Angaben der Zivilgesellschaft

Migration

Vertreibungennomadische Lebensweise

mangelhafte Regelungen bei Teilung des Staates

30 11 6 1 1 14

19 620

99

34 14 8 5 1 1 1

27 27 2 8

128

27,0

27,0

21,0

8,0

6,4*

5,0

5,6
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T hailand ist die Heimat von rund 500.000 Staaten-
losen, die vor allem entlang der Grenze zu Myan-
mar leben. Viele von ihnen gehören ethnischen 

Minderheiten an, die schon seit Generationen im Land 
leben. Aufgrund verschiedener geografischer, wirtschaft-
licher und bildungspolitischer Barrieren fehlt den Staa-
tenlosen jedoch in der Regel eine Geburtsurkunde, aus 
der hervorgeht, dass sie die thailändische Staatsbürger-
schaft haben. 

Im Jahr 2002 führte Thailand eine allgemeine Kran-
kenversicherung für die gesamte Bevölkerung ein. Der 
Gesundheitsschutz wird im Wesentlichen durch drei öf-
fentliche Systeme gewährleistet: ein Versorgungssystem 
für Staatsbedienstete und deren Angehörige, ein Sozi-
alversicherungssystem für Beschäftigte im formellen 
Privatsektor und ein allgemeines Versicherungssystem 
für alle anderen. Das allgemeine Versicherungssystem 
ersetzte ein System von Gesundheitskarten für Gering-
verdienende, das auch staatenlose Menschen erfasste. 
Der thailändische Staatsrat legte jedoch das Krankenver-
sicherungsgesetz von 2002 so aus, dass es nur von thai-
ländischen Staatsbürger*innen in Anspruch genommen 
werden konnte.

Staatenlose Menschen standen nun auf einmal ohne 
Krankenversicherung da und waren gezwungen, ihre 
medizinische Versorgung aus eigener Tasche zu bezah-
len. Selbstredend nahmen sie von nun an weniger me-
dizinische Hilfe in Anspruch. Gleichzeitig blieben viele 
auf hohen Arztrechnungen sitzen. Einige Krankenhäuser 
verschuldeten sich, weil sie Leistungen für staatenlose 
Patienten erbrachten, die nicht in der Lage waren, die Be-
handlungskosten vollständig zu bezahlen. 

Erst auf zivilgesellschaftlichen Druck hin führte die 
Regierung 2010 ein zusätzliches System ein, die soge-

nannte Krankenversicherung für Menschen, die Proble-
me mit der Staatsbürgerschaft haben. Es verfolgt zwei 
Ziele: Zum einen soll es die finanziellen Schwierigkeiten 
öffentlicher Krankenhäuser in der Grenzregion mindern 
und zum anderen den Zugang staatenloser Menschen  
zur Gesundheitsversorgung verbessern. Es bietet ähnli-
che Leistungen wie das allgemeine System: ambulante 
und stationäre Versorgung, Unfall- und Notfallmedizin, 
kostenintensive Behandlungen sowie Gesundheitsvor-
sorge. 

GESUNDHEIT

AUF DER SUCHE NACH DEN 
UNSICHTBAREN KRANKEN

Thailand bemüht sich um eine 
Besserung der Gesundheitslage, aber 
eine Vielzahl von Problemen bleiben

Ohne die richtigen Papiere kann es leicht 
passieren, dass Menschen die staatliche 
Gesundheitsversorgung vorenthalten wird. Sie 
sehen sich deshalb oft gezwungen, für teurere 
Privatärzte und Kliniken zu zahlen oder ganz 
auf medizinische Versorgung zu verzichten.
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AN DEN GRENZEN 
Staatenlose in Thailand, Verteilung auf zehn Provinzen, 
Stand 2020

Anteil der Staatenlosen 
an der Bevölkerung

	unter 10 Prozent
	10 bis unter 20 Prozent
	20 bis 21 Prozent

89

11

17.439

Ranong

8.608

6.846

5.793

Ubon Ratchathani

53.513

andere

98.519

Chiang Mai

96.960

Chiang Rai

Anteil der 
Staatenlosen 

aus 10 Provinzen 
an der Gesamt-

zahl der Staaten-
losen, in Prozent

4.663

Bangkok

65.486

Kanchanaburi

87.466

Tak

Ratchaburi

29.595

Mae Hong Son

Trat

100 km
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Um in diesem System versichert zu sein und eine Ge-
sundheitsversorgung zu erhalten, müssen staatenlose 
Personen einen mehrstufigen Prozess durchlaufen. Zu-
nächst werden sie beim Innenministerium registriert, 
das ihre Staatsangehörigkeit überprüft und ihnen eine 
13-stellige Identifikationsnummer zuteilt.  In einem zwei-
ten Schritt melden sie sich bei einer Gesundheitseinrich-
tung in der Nähe ihres Wohnorts an. Das Budget dieser 
Einrichtungen richtet sich nach der Zahl der registrierten 
Personen. Krankenhäuser erhalten jedes Jahr einen fes-
ten Betrag für jeden bei ihnen gemeldeten Staatenlosen. 
Staatenlose Patient*innen, die nicht zu der Einrichtung 
gehen, bei der sie gemeldet sind, müssen die vollen Be-
handlungskosten übernehmen. 

Das Ziel, Staatenlosen eine bessere medizinische Ver-
sorgung zu bieten, hat das System trotz des umfassenden 
Angebotes an kostenlosen Behandlungen nicht erreicht. 
Gründe dafür sind Verwaltungsprobleme auf lokaler Ebe-
ne, Verzögerungen bei der Registrierung von Staatenlosen 
und eine unzureichende Zusammenarbeit zwischen dem 
Gesundheits- und dem Innenministerium. Außerdem feh-
len Richtlinien zur Finanzplanung und zum Umfang der 
Leistungen für staatenlose Patient*innen. 

So nutzen die in diesem System versicherten staaten-
losen Kinder die ambulanten Dienste um 25 Prozent weni-
ger als die im allgemeinen System versicherten thailändi-
schen Kinder. Sie nehmen jedoch um 29 Prozent häufiger 
stationäre Dienste in Anspruch und bleiben mit 34 Pro-
zent höherer Wahrscheinlichkeit im Krankenhaus. Sie 
erkranken auch häufiger an Infektionskrankheiten wie 
Malaria, Tuberkulose und Durchfall. Das deutet auf einen 
insgesamt schlechteren Gesundheitszustand hin. 

Zwar entstehen den Versicherten im Prinzip keine 
Kosten für die Behandlung. Doch die Gesundheitszentren 
zur primären Versorgung in abgelegenen Gebieten sind 
oft schwer zu erreichen. So haben Staatenlose höhere in-
direkte Kosten: Sie müssen oft mehr als 30 Minuten fah-
ren beziehungsweise sich fahren lassen, um das nächs-
te Gesundheitszentrum zu erreichen, und mehr als zwei 
Stunden, um sich im nächsten Krankenhaus behandeln 
zu lassen. Umso schwieriger wird es in der Regenzeit. 

Eine frühe Diagnose und Behandlung haben zwar 
die Übertragung von Malaria in Thailand eingedämmt. 
Doch die meisten (79 Prozent) Staatenlosen zögern eine 
ärztliche Behandlung hinaus oder versuchen, sich selbst 
zu behandeln. Viele sind mit resistenten Erregern infi-
ziert. Darüber hinaus werden staatenlose Kinder seltener 
geimpft, oft haben sie nicht einmal die Standard-Schutz- 
impfungen bekommen. Staatenlose Kinder sind deshalb 
deutlich stärker gefährdet, an vermeidbaren Krankheiten 
zu leiden als ihre thailändischen Altersgenoss*innen. 

Neben Armen und Migrant*innen 
sind Staatenlose von den Folgen 

der Pandemie besonders stark betroffen

CORONA UND DIE STAATENLOSIGKEIT
Auswirkungen der Seuchenbekämpfung auf Staatenlose 
in Berichten von Hilfsorganisationen
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Wenn Staatenlose Minderheiten ange-
hören oder migriert sind, erhalten sie 
Informationen über das Virus und seine 
Bekämpfung oft nicht in ihrer Sprache.

Haben Staatenlose keinen Zugang 
zur Gesundheitsversorgung, können 
sie sich auch nicht testen lassen. 

Staatenlosen wird wegen Corona-Ver-
dachts an den Grenzen die Einreise ver-
wehrt oder dieser Grund vorgeschoben.

Für Staatenlose sowie Migrant*innen 
insgesamt steigt das Risiko eines 
Ausbruchs durch unzureichende sanitäre 
Einrichtungen, Mangel an fließendem 
Wasser und überfüllte Unterkünfte.

Weil Staatenlose oft arm sind, haben sie auch 
kein Geld, um Betreuung oder Medikamente 
für die Folgebehandlung zu zahlen.

Bei staatenlosen älteren Menschen, 
chronisch Kranken und Behinderten droht 
wegen schlechter ärztlicher Versorgung 
die Gefahr verspäteter Diagnosen.

Viele Staatenlose arbeiteten auf dem infor-
mellen Arbeitsmarkt und wurden aufgrund der 
Einführung von Sperrmaßnahmen arbeitslos.

Wer gezwungen ist, weiter zu arbeiten, 
kann in arbeitsintensiven Jobs häufig den 
persönlichen Abstand nicht einhalten. 

Wenn Staatenlose als besonders 
ansteckungsgefährdet gelten, steigt 
die Gefahr von Fremdenfeindlichkeit 
und Diskriminierung.

In vielen Ländern, etwa Jordanien, 
Malaysia und Nepal, werden Staatenlose 
von staatlichen Hilfsmaßnahmen und 
Wirtschaftspaketen ausgeschlossen.

Aufgrund der Ausgangsbeschränkungen 
sind staatenlose Frauen und Mädchen 
in bekanntermaßen unsicheren 
Unterkünften besonders gefährdet.

Autoritäre Regime können die Pandemie nutzen, 
um Staatenlose stärker zu überwachen.

Sind die Grenzen komplett geschlossen, entfallen 
reguläre Flucht– und Asylmöglichkeiten. 

Staatenlose Frauen und Mädchen, die 
infolge der Pandemie anderweitig nichts 
verdienen, laufen Gefahr, in Prostitution 
und Kinderheirat gezwungen zu werden.

Mit der Pandemie steigt die Angst, dass Kran-
kenhäuser Daten unregistrierter staatenloser 
Patient*innen an Behörden weitergeben. 
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M alaysia ist ein multiethnisches und kulturell he-
terogenes Land mit 32,4 Millionen Einwohner*in-
nen (2018), von denen 3,2 Millionen oder 9,8 Pro-

zent als Nicht-Staatsbürger*innen gelten. Es handelt sich 
dabei um zwei Arten von Staatenlosen: staatenlose Urein-
wohner*innen des Landes und Nicht-Staatsbürger*innen, 
die nach dem Ende der britischen Kolonialherrschaft 1957 
nach Malaysia gekommen sind. Letztere sind hauptsäch-
lich von den Philippinen und aus Indonesien stammende 
Geflüchtete, denen zunächst dieser Status zuerkannt wur-
de und die erst später staatenlos wurden. 

Systematische, nach Alter, Geschlecht, ethnischer 
Gruppe und Nationalitätsstatus aufgeschlüsselte Da-
ten liegen kaum vor. In Sarawak, einer hauptsächlich 
von Indigenen bewohnten Region auf Borneo, konnte 
die nationale Meldebehörde die Zahl der Personen ohne 
Staatsangehörigkeit oder Papiere im Jahr 2010 deswegen 
nur schätzen und kam auf 66.000 Menschen; die Gesamt-

bevölkerung liegt bei 2,6 Millionen. In ganz Malaysia 
beantragten 2018 rund 200.000 Personen die Staatsbür-
gerschaft, aber es gibt keine Informationen darüber, wie 
viele dieser Anträge von Angehörigen indigener Gemein-
schaften gestellt wurden. 

Indigene Gruppen machen 11,8 Prozent der Gesamt-
bevölkerung in den beiden Teilen Malaysias aus, also 
auf dem Festland und auf Borneo. Heute leben alle im 
föderalen Malaysia, doch ihre koloniale und postkolonia-
le Geschichte unterscheidet sich erheblich. Die Sultanate 
auf dem Kontinent waren Teil einer britischen Kronkolo-
nie, auf Borneo lagen das einer englischen Abenteurer-
familie gehörende Königreich Sarawak und das britische 
Protektorat Sabah. Die nach der Unabhängigkeit geschaf-
fenen staatlichen Strukturen nehmen keine Rücksicht auf 
die Rolle der Bräuche und das Gewohnheitsrecht („Adat“) 
der indigenen Völker. Das betrifft nicht nur rechtliche Re-
geln und Vorschriften, sondern ihre gesamte Lebenswei-
se: Geburten, Ernte, Feste, Beerdigungen, Hochzeitszere-
monien und -rituale, Landnutzung und andere Dinge. Die 
Ehe ist in diesem Zusammenhang besonders wichtig.

Gemäß dem Adat der Indigenen ist die Eheschließung 
eine Angelegenheit der gesamten Gemeinschaft, die ge-
wöhnlich im Langhaus in Anwesenheit von Familienmit-
gliedern, Verwandten und Freund*innen gefeiert wird. 
Traditionell wurden und werden keine Heiratsurkunden 
ausgestellt, weil die von der Gemeinschaft bezeugte Ze-
remonie als völlig ausreichend betrachtet wird. Dies 
gilt insbesondere für das Hochland, wo der Kontakt mit 
Ämtern Zeit, Geld und eine gewisse Vertrautheit mit bü-
rokratischen Abläufen erfordert. Ein Sonderfall ist die 
Kinderheirat: Nach indigenem Gewohnheitsrecht ist die 
Eheschließung von Kindern ab zwölf Jahren akzeptabel. 
Nach dem Zivilrecht ist dies jedoch verboten, sodass der 
Brauch die betroffenen Paare in eine rechtswidrige Situa-
tion bringt. 

Kinder von Ehepaaren, die nach Gewohnheitsrecht 
geheiratet und ihre Ehe nicht beim nationalen Standes-
amt angemeldet haben, geraten in Schwierigkeiten, so-
bald sie einen Personalausweis beantragen wollen – und 
nicht nur sie, sondern auch ihre Nachkommen. Ohne ei-
nen solchen Ausweis aber können diese Kinder und Kin-
deskinder viele Rechte nicht ausüben, darunter etwa das 
Recht auf Zugang zum Gesundheits- und Bildungssystem, 
zum Arbeitsmarkt oder zu einem Bankkonto. Es gibt aber 

MALAYSIA

FEHLER IM VIELVÖLKERSTAAT

DHRRA, eine regionale Rechtshilfeinitiative, 
half bereits Tausenden Betroffenen 
durch den dreijährigen Einbürgerungsprozess 

Einige Gewohnheitsrechte ihrer indigenen 
Völker, insbesondere die Eheschließungen, 
werden von der Regierung Malaysias  
nicht anerkannt. So führt die Missachtung  
von Bräuchen in die Staatenlosigkeit. 

STETER FORTSCHRITT
Staatenlose Tamil*innen in Westmalaysia

weitere Betroffene
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Westmalaysia

Orang Asli: 180.000 Personen in verstreuten 
Gruppen, Altbevölkerung vor Ankunft der 
Malai*innen. Dazu gehören auch die Orang 
Laut, rund 4.000 Seenomad*innen an süd-
lichen Küsten Westmalaysias. Bei unregist-
rierten Geburten droht Staatenlosigkeit. 

Rohingya: 20.000–
25.000 Staatenlose, 
deren Aufenthalts-
recht oftmals von 
politischen Erwä-
gungen abhängt.

überwiegend Nachfahren 
tamilischer Familien aus 
Indien, in der britischen 
Kolonialzeit zur Planta-
genarbeit vorgesehen

40.000

2009

11.500

2018

MALAYSIA

100 km

Kuala Lumpur 
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auch noch andere Probleme. So kann ein indigener Mann 
seine Staatsangehörigkeit laut Gesetz nicht auf sein Kind 
übertragen, wenn die Mutter Staatsangehörige eines an-
deren Landes ist. Eine malaysische Frau wiederum, ob 
indigen oder nicht, kann ihre Staatsangehörigkeit nicht 
auf ein außerhalb Malaysias geborenes Kind übertragen. 

In den 1990er-Jahren wurden die Versuche der Re-
gierung, den Menschen in Sabah und Sarawak Ausweis- 
papiere – wenn auch nicht unbedingt die Staatsbür-
gerschaft – zu beschaffen, für politische Zwecke miss-
braucht. Der damalige Premierminister Mahathir Mo-
hamad soll damals das sogenannte „Project IC“ (IC für 
„identity card“, Personalausweis) aus rein wahltakti-
schen Gründen ins Leben gerufen haben: Philippinische 
Geflüchtete sollten die Staatsbürgerschaft erhalten, damit 
sie für seine Regierungskoalition Barisan Nasional stim-
men, in der Hoffnung, so die Wahl im bis dahin von der 
gegnerischen Partei regierten Sabah zu gewinnen. Die 
lokale indigene Gemeinschaft lehnte diese Schachzüge 
ab. Ihr Widerstand hält bis heute an, obwohl das Gesetz 
den Indigenen zugutekäme, weil es ihren staaten- oder 
dokumentenlosen Status beenden würde. 2016 richtete 
das malaysische Innenministerium einen Staatsbürger-

schaftsausschuss für Sarawak und Sabah ein, um die 
Anträge auf die malaysische Staatsbürgerschaft zügi-
ger überprüfen zu können. Der Ausschuss wurde später 
durch ein Gremium auf Bundesebene ersetzt, das seine 
Arbeit allerdings noch nicht aufgenommen hat. 

Die in den indigenen Gemeinschaften verbreitete 
Staatenlosigkeit ist die direkte Folge des Versäumnisses, 
die Rechte dieser Völker und ihre Bräuche zu respektie-
ren und zu schützen. Sie beraubt sie ihrer Würde. Junge 
staatenlose Indigene, vor allem Jugendliche, die in die 
Städte Sarawaks abwandern, werden marginalisiert, da 
sie weder eine Schule besuchen noch eine Arbeit im for-
mellen Sektor finden können. Ihre Probleme verschärfen 
sich noch, wenn sie Eltern werden. Denn das Gesetz er-
laubt es ihnen nicht, offiziell zu heiraten, weil ihnen die 
notwendigen Dokumente fehlen. Solange dieser Zustand 
anhält, werden die indigenen Völker automatisch sozial 
ausgegrenzt und gesellschaftlich und politisch unsicht-
bar bleiben. 

Ohne Urkunden keine Staatsbürgerschaft – 
besonders für nicht-schriftliche 

Kulturen ein verhängnisvolles Gebot

PAPIERLOS IN REGENWALD, MANGROVENSUMPF UND HOCHGEBIRGE 
Volksgruppen Ostmalaysias, deren Angehörige von Staatenlosigkeit betroffen sind, Auswahl 

* Sulu-Archipel, philippinisch
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Ostmalaysia

Sarawak

Indonesien

Philippinen

Sulu*

Brunei

Sabah

100 km

MALAYSIA

Kuching

Kota Kinabalu

Penan

Iban

Iban

Iban

Melanau

Bidayuh

Dusun

Rungus

Murut

Bajau

Bajau

Bajau

Iban

Ba
ja

u

Bajau: Aus dem konfliktreichen philip-
pinischen Sulu-Archipel stammendes 
seenomadisches Volk, das auf Booten und in 
Pfahlbautensiedlungen lebt und mit den die 
Küsten bewohnenden Sama verwandt ist; 
etwa 430.000 meist staatenlose Angehörige. 
Für Kinder kein Recht auf Schulbesuch.

Bidayuh: Sammelbe-
zeichnung für rund 
200.000 Angehörige 
mehrerer Volksgruppen, 
die ortsfest im ländli-
chen Umkreis von Sa-
rawaks Regionalhaupt-
stadt Kuching leben. Die 
Christianisierung des 
19. Jahrhunderts hat 
Sitten und Gebräuche 
weitgehend zerstört; 
viele Bidayuh nahmen 
englische Namen an.

Dusun: Sammelbezeichnung für rund 700.000 
Angehörige von rund 30 verwandten Volks-
gruppen, die in der Küsten- und Hügelzone 
Sabahs leben. Nach genetischen Studien sind 
sie eher mit der Altbevölkerung Taiwans und 
einigen Gruppen auf den Philippinen als mit 
anderen Gruppen auf Borneo verwandt.

Rungus: Eine in Sprache, Gebräuchen und münd-
licher Überlieferung stark abweichende Unter-
gruppe der Dusun im Norden Sabahs. Rund 60.000 
Angehörige. Bekannt ist ihre mit perlenähnlichen 
Lochkügelchen (Beads) bestickte Kleidung. 

Murut: Ethnie auf Borneo mit  
29 Untergruppen und mehre-
ren Sprachen; rund 100.000 
Angehörige im Inland Sabahs.

Melanau: Rund 130.000 Angehö-
rige, die in Sarawak verstreut an 
Flussmündungen von Fischfang, 
Reisanbau und Sago (aus dem Mark 
der Sagopalme) leben. Chinesische 
Quellen nennen die Volksgruppe seit 
dem 7. Jahrhundert.

Iban: Rund 750.000 Angehörige, 
die meist in Sarawak bis zur 
Kolonialisierung nomadisch 
oder ortsfest in Langhäusern 
lebten und als Piraten und 
Kopfjäger bekannt wurden. Ihre 
mündlich überlieferte Literatur 
gilt als umfangreicher als die 
der griechischen Klassik. 

Penan: Ursprünglich nomadische Volksgruppe 
von Jägern und Sammlern, 16.000 Angehörige 
in Sarawak, davon noch einige Hundert nicht 
sesshaft. Der Schweizer Umweltaktivist Bruno 
Manser lebte in den 1990er-Jahren bei ihnen 
und machte weltweit auf die Rodungen auf-
merksam, die ihren Lebensraum zerstörten. 
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D er Fall der Rohingya von Myanmar ist ein gutes Bei-
spiel dafür, wie Diskriminierung von Ethnien und 
Staatenlosen zu Verbrechen gegen die Menschlich-

keit und Völkermord führen können. Zwar hat noch kein 
Gericht geurteilt, doch inzwischen herrscht breite Einig-
keit darüber, dass hinreichend dokumentierte Beweise 
für diese Gewalttaten vorliegen. 2019 wurden beim In-

ternationalen Strafgerichtshof und beim Internationalen 
Gerichtshof in Den Haag sowie bei argentinischen Gerich-
ten Verfahren eingeleitet. Ihr Ziel ist, die Anschuldigun-
gen wegen Gräueltaten bis hin zum Völkermord, die der 
myanmarische Staat an den Rohingya begangen haben 
soll, zu prüfen.

Wenn sich die Institutionen des Völkerrechts mit dem 
Schicksal der Rohingya befassen, müssen sie die spezi-
fischen Ursachen der Staatenlosigkeit und der humani-
tären Krise der Rohingya in ihrem historischen, sozialen 
und geografischen Kontext berücksichtigen. Wie in vielen 
Fällen von Staatenlosigkeit ist auch bei den Rohingya die 
Diskriminierung ihrer Ethnie zugleich Ursache und Folge 
der Tatsache, dass sie keinen Zugang zu Staatsbürger-
schaft und anderen Rechten haben. Die Diskriminierung 
ihrer Ethnie ergibt sich zum Teil daraus, wie ihre Identität 
in Myanmar historisch konstruiert wurde, besonders in 
den vergangenen 50 Jahren. 

Trotz einiger Unterschiede bei den Darstellungen im 
Detail ist davon auszugehen, dass die überwiegend mus-
limischen Rohingya ihre Wurzeln im vorkolonialen Myan-
mar haben. Zudem wanderte während der britischen 
Kolonialherrschaft im 19. Jahrhundert eine beträchtli-
che Zahl von Muslim*innen von Norden in den heutigen 
myanmarischen Bundesstaat Rakhine (auch: Rakhaing) 
ein. Gegen Ende der Kolonialzeit lebten die dort ansässi-
gen Arakanes*innen und andere buddhistische Ethnien 
ohne größere Konflikte mit den Rohingya und anderen 
Muslim*innen zusammen. 

Erste Spannungen zwischen den Gruppen traten 
während des Zweiten Weltkriegs auf, als sich buddhis-
tisch-nationalistische Bewegungen mit der japanischen 
Armee verbündeten, um die britische Kolonialherrschaft 
zu beenden. Die Muslim*innen in Rakhaing, die einem 
zukünftigen buddhistisch dominierten Regime skeptisch 
gegenüberstanden und eine größere politische Autono-
mie anstrebten, stellten sich auf die Seite der britischen 
Regierung. Bei der Unabhängigkeit 1948 wurde auf Basis 
der Verfassung versucht, die Gleichstellung und ein ge-
wisses Maß an Autonomie der wichtigsten ethnischen 
Gruppen aufrechtzuerhalten. Die meisten Rohingya gal-
ten als Bürger*innen des neuen Staates. 

Nach dem Militärputsch von 1962 führte General Ne 
Win das Konzept der Taing Yin Tha („nationale Rassen“) 
ein. Seine Vorstellung von Einheit und Zugehörigkeit be-

ROHINGYA

OPFER EINER RASSENHIERARCHIE

Myanmars Militärs und die von ihnen beherrschten 
Parteien betreiben seit Jahrzehnten Unterdrückung und 
Entrechtung – bis hin zum Völkermord 

An Myanmars Spitze stehen Burmes*innen, 
die anderen Ethnien des Vielvölkerstaates sind 
ihnen untergeordnet. Doch die muslimischen 
Rohingya werden ausgeschlossen. Die Folge: 
ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit. 

	Burmesen
	Rakhine
	Shan
	Karen
	Kachin
	Mon
	Chin
	andere

bewaffnete Konflikte seit 1995
	
	 Vertreibung der Rohingya 

	 andere überregionale Konflikte

	 regionale Konflikte 

EIN ZENTRALSTAAT MACHT SICH FEINDE
Ethnische Vielfalt in Myanmar 
und die Folgen burmesischer 
Machtpolitik
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Myanmar

Thailand

China

Laos

Indien

Bang-
ladesch

Sittwe

Yangon

Myitkyina

Naypyidaw

100 km
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ruhte dabei auf Indigenität, also darauf, welche Völker 
aus dem Land selbst stammen. Taing Yin Tha entwickelte 
sich im Lauf der Zeit zu einer Rassenhierarchie, an deren 
Spitze Burmes*innen stehen. Ihrer Herrschaft haben sich 
andere Gruppen unterzuordnen, während wieder andere, 
insbesondere die Rohingya, schließlich von der Staats-
bürgerschaft ausgeschlossen wurden. 

Hintergrund dieser Ausgrenzung war die Politik des 
Militärregimes in den 1960er- und 1970er-Jahren, „aus-
ländische“ Ethnien zu Sündenböcken für die wirtschaft-
lichen Probleme des Landes zu machen. Sie erweckten 
dazu bewusst den falschen Eindruck, die Menschen aus 
China und Bangladesch (aus dem damaligen Ostpakis-
tan) hielten sich illegal im Land auf. 1978 fl ohen etwa 
200.000 Rohingya nach Bangladesch, als eine mit mi-
litärischer Gewalt durchgeführte Überprüfung des Ein-
wanderungs- und Aufenthaltsstatus begann. Berichten 
zufolge beschlagnahmten manche Beamte während der 
Überprüfung Aufenthaltspapiere. Dadurch wurde der 
Nachweis der Staatsbürgerschaft deutlich erschwert, als 
die meisten Gefl üchteten noch im selben Jahr zurückkeh-
ren konnten. In den Jahren 1991 und 1992 sowie 2012, 2013 
und 2017 kam es in einem rassistischen und militaristi-
schen Klima zu weiteren Massenvertreibungen. 

Viele Organisationen verweisen darauf, dass auch 
das Staatsbürgerschaftsgesetz von 1982 die Grundlage 
dafür schuf, dass den Rohingya die Staatsbürgerschaft 
aberkannt wurde. So sind diese nicht unter den 135 eth-
nischen Gruppen aufgeführt, die sich für die Staatsbür-

gerschaft qualifi zieren, weil sie schon vor 1823 dauerhaft 
in Myanmar ansässig waren, als die britische Koloniali-
sierung einsetzte. Zweifellos enthält das Gesetz diskrimi-
nierende Bestimmungen, die internationale Menschen-
rechtsstandards verletzen. Manchen Fachleuten zufolge 
ist die Staatenlosigkeit der Rohingya jedoch auf den Ver-
zicht des Staates, die im Gesetz durchaus vorhandenen 
Möglichkeiten zur Anerkennung der Rohingya zu nutzen, 
zurückzuführen.

Egal ob die Rohingya nun de jure oder de facto staa-
tenlos sind – dass sie keinen Status als Bürger*innen ha-
ben, führte zu einer Politik, die sie im Namen der Staats-
sicherheit diskriminiert und zu kontrollieren versucht. 
So werden beispielsweise ihre Bewegungsfreiheit und 
ihre Erwerbstätigkeit eingeschränkt sowie das Recht, 
zu heiraten und Kinder zu bekommen. Seit dem Exodus 
von rund 700.000 Rohingya nach Bangladesch in den 
Jahren 2017 und 2018 haben es Medien und humanitä-
re Organisationen schwer, in den Bundesstaat Rakhine 
zu kommen und sich dort über die Lage zu informieren. 
Es besteht Anlass zur Sorge über die Lebensbedingun-
gen von Bevölkerungsgruppen, die bei den Kämpfen der 
myanmarischen Armee und militanter Arakanes*innen 
mit Rohingya-Gruppierungen zwischen die Fronten zu 
geraten drohen. 

Über 740.000 Menschen fl ohen 2017/18 
nach Bangladesch und trafen dort auf 200.000 

weitere Opfer früherer Vertreibungen
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WARTEN AUF DEN WEG ZURÜCK
Lager geflüchteter Rohingya (Auswahl) mit Zahl der Personen, 2020, 
Alters- und Geschlechterverteilung, in Prozent, 
sowie Lage der Dörfer, deren Zerstörung 2017 
durch Satellitenaufnahmen belegt ist 

Geflüchtete nach Alter und Geschlecht, 
in Prozent

 Männer
 Frauen

10

7

7

21

4 4

12

9

7

19

25–49

18–24

12–17

unter 12

über 50 Bangladesch

Myanmar

Kutupalong 598.200

102.400

16.500

10.500
21.000

111.000

Rakhine

BANGLADESCH

MYANMAR
RAKHINE

Teknaf

2 km

Dörfer, deren Zerstörung 
2017 durch Satelliten-
aufnahmen belegt ist

 Zahl der 
 Geflüchteten

 Ausdehnung 
 der Lager
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I m nordostindischen Bundesstaat Assam könnten der-
zeit nahezu zwei Millionen Menschen, zumeist ben-
galische Hindus und Muslim*innen, ihre indische 

Staatsbürgerschaft verlieren, weil ihre Namen nicht im ak-
tualisierten Nationalen Staatsbürgerregister erscheinen. 
Dieses Register wurde 1951 für Menschen mit indischer 
Staatsbürgerschaft geschaff en, eigentlich, damit sich kei-
ne hinduistischen Gefl üchteten in Assam ansiedeln, die 
nach der Teilung Indiens aus Ostpakistan gefl ohen waren. 
Auf Anordnung des Obersten Gerichtshofs Indiens an die 
Regierung in Delhi und die des Bundesstaates Assam wur-
de 2015 begonnen, das Register zu aktualisieren.

Anlass dafür war eine Klage, die Abhijeet Sharma, 
Direktor der assamesischen Behörde für öff entliche Bau-
vorhaben, beim Obersten Gerichtshof Indiens eingereicht 

hatte. Er wollte die Regierung seines Landes dazu brin-
gen, das Register angesichts der „Ungeheuerlichkeit“ der 
illegalen Migration von Bangladesch nach Assam zu ak-
tualisieren. Es sollte leichter werden, Migrant*innen zu 
identifi zieren und abzuschieben, die nicht zu den Staats-
bürger*innen zählen würden. Mit auf der Richterbank saß 
Ranjan Gogoi, ein ethnischer Assamese, der später Indi-
ens Oberster Richter wurde. 

Es geht dabei jedoch keineswegs nur um muslimische 
Einwander*innen. Gruppen ethnischer Assames*innen 
und die Behörden in Assam möchten am liebsten alle ille-
galen Migrant*innen aus Bangladesch und Nepal, Hindus 
genauso wie Muslim*innen, von der Staatsbürgerschaft 
ausschließen. Sie fürchten, im eigenen Staat zur Minder-
heit zu werden. Von den 33 Millionen Einwohner*innen 
Assams, die die Aufnahme in das Register beantragten, 
wurden zwei Millionen abgelehnt: Schätzungen zufol-
ge mehr als eine Million bengalische Hindus, deutlich 
mehr als eine halbe Million Muslim*innen bengalischer 
Herkunft und 100.000 nepalesisch sprechende Gurkhas, 
überwiegend Hindus und Buddhist*innen. 

Die Staatsbürgerschaft in Assam sollte nur für Einge-
wanderte aus Nepal und dem heutigen Bangladesch gel-
ten, die schon am 25. März 1971 im Lande waren – als der 
Befreiungskrieg in Bangladesch begann. Dieses Datum 
wurde auch 1985 im Assam-Abkommen zwischen der in-
dischen Regierung unter Rajiv Gandhi und ethnisch as-
samesischen Studierendengruppen festgeschrieben. Zu 
dem Abkommen war es nach gewalttätigen Protesten in 
den Jahren 1979 bis 1985 gekommen, bei denen die Aus-
weisung aller illegal Eingewanderten gefordert wurde. 

Wem die Aufnahme in das aktualisierte Register ver-
weigert wird, kann sich an die Ausländergerichte wen-
den, um der Staatenlosigkeit noch zu entkommen. Doch 
Gerichtsverfahren in Indien dauern. Personen, die nicht 
im Register eingetragen sind, beklagen sich über Schika-
nen durch Polizei und assamesische Bürgerwehr, weil ihr 
Status unklar ist. Der Bau großer Haftanstalten in Assam 
und anderswo in Indien hat in letzter Zeit Befürchtungen 
geweckt, dass all diejenigen, die nun als Illegale einge-
stuft werden, im Gefängnis landen könnten. Mehr als 50 
bengalische Hindus und Muslim*innen haben bereits 
Selbstmord begangen, nachdem sie aus dem Register aus-
geschlossen worden waren. Andere starben in Haftanstal-
ten an den Folgen von Traumata und Krankheiten. 

ASSAM

KRITIK VON ALLEN SEITEN

In Nordostindien wurzeln die stetigen Konfl ikte um 
Staatsangehörigkeit und Migration in den kolonial-
britischen Grenzziehungen entlang von Religionslinien 

Mit einem neuen Staatsbürgerregister wollten 
antimuslimische Politiker*innen im indischen 
Bundesstaat Assam eine Massenausweisung 
von Muslim*innen nach Bangladesch auslösen. 
Doch die meisten Betroff enen sind Hindus. 

HISTORISCHE REGIONEN BENGALEN UND ASSAM 
Politische Karte und Gebietsveränderungen
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Dhaka

Kalkutta

ASSAM

WEST-
BENGALEN

OSTBENGALEN

Bangladesch

Myanmar

Indien

Kleinere territoriale Änderungen unberücksichtigt. Kalkutta: amtlich Kolkata

 Präsidentschaft, später Provinz Bengalen: aus weiten 
Teilen Nord- und Ostindiens entstanden, 1905 Aufteilung des engeren 
bengalischen Sprachraums entlang der Religionslinie in „Westbengalen“ 
sowie „Ostbengalen und Assam“. 1912 nach Protesten revidiert, bis 1948 

 Westbengalen:
seit 1948 indischer 
Bundesstaat, 
Rest von Britisch-
Bengalen mit 
Hindu-Mehrheit

 Indien: 
1948 aus Britisch-Indien 
entstanden, Ostpakistan 
(Bangladesch) und 
Burma herausgelöst

 Bangladesch: 
1948 bei der 
Teilung Britisch-
Indiens zunächst 
als muslimi-
sches „Ostpakis-
tan“, 1971 unter 
eigenem Namen 
unabhängig 

 Assam: Zunächst kolonialbritische Sam-
melbezeichnung für Nordostindien, 1912 eigene 
Provinz, seit Indiens Unabhängigkeit 1948 nach 
und nach in „sieben Schwesterstaaten“ geglie-
dert, davon einer als Bundesstaat Assam

 Myanmar: bis 1989 
Burma. Ab 1817 Eroberung 
vieler umliegender Staaten, 
1821–1825 Besetzung 
Assams. Nach Kriegen wird 
Assam 1826 britisch und 1886 
ganz Burma Teil Britisch-
Indiens. 1948 unabhängig

 Ostben-
galen und Assam:
1905–12 britische 
Provinz mit musli-
mischer Mehrheit, 
Assamesen und 
weiteren Sprach-, 
Volks- und Religi-
onsgruppen
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Die Aktualisierung des Registers in Assam ist auf brei-
te Kritik gestoßen, wenn auch aus ganz unterschiedlichen 
Gründen. Ethnische Minderheiten wie Bengal*innen, so-
wohl Hindus als auch Muslim*innen, sind dagegen, weil 
sie den Prozess als diskriminierend und willkürlich emp-
finden. Assamesische Gruppen sind verärgert, weil sie der 
Meinung sind, dass mehr Menschen hätten ausgeschlos-
sen werden sollen und dass viele Illegale mit gefälschten 
Dokumenten in das Register gelangt sind. 

Die indische Regierung der hindu-nationalistischen 
Bharatiya Janata Party (BJP) begrüßte die vom Obersten 
Gerichtshof angeordnete Aktualisierung zwar als ein Pilot-
projekt, das auf ganz Indien ausgedehnt werden soll, um 
„das Land von illegalen Migrant*innen zu befreien“. Zu-
gleich aber kritisierte sie den Prozess als fehlerhaft, weil er 
mehr bengalische Hindus als bengalische Muslim*innen 
ausschließe. Da sich die BJP dem Schutz der Hindus ver-
pflichtet fühlt, verabschiedete sie ein Gesetz zur Änderung 
des indischen Staatsbürgerschaftsgesetzes von 1955. Es 
zielt darauf ab, allen nicht muslimischen Migrant*innen 
aus Pakistan, Bangladesch und Afghanistan die indische 
Staatsbürgerschaft zu gewähren, sofern sie vor dem 31. De-
zember 2014 in das Land eingereist sind. 

Als das indische Staatsbürgerschaftsgesetz im De-
zember 2019 entsprechend geändert wurde, protestierte 
ein wütender assamesischer Mob dagegen, dass Hindus 
nun die Staatsbürgerschaft „durch die Hintertür“ gewährt 
werde. Indische Oppositionsparteien lehnen sowohl das 

neue Gesetz als auch die Pläne der BJP für ein nationa-
les indisches Register ab. Unterstützt von Studierenden-
gruppen an fast 40 Universitäten argumentieren sie, das 
neue Staatsbürgerschaftsgesetz untergrabe die säku-
laren Grundlagen des indischen Gemeinwesens, da es 
bestimmte Religionszugehörigkeiten bei der Verleihung 
der Staatsbürgerschaft privilegiere. Sie interpretieren die 
Pläne für ein nationales indisches Register als Teil einer 
antimuslimischen Agenda der BJP, die letztlich darauf hi-
nauslaufe, allen Angehörigen dieser Religion die Staats-
bürgerschaft abzuerkennen. 

Einst kamen sie aus Bengalen, um Tee 
und Reis anzubauen. Nationalistische Gruppen 

in Assam wollen, das möglichst viele gehen

Nach 14 Jahren hatten Tribunale ein Drittel 
der Fälle abgearbeitet. Ergebnis: 93,5 Prozent 

der Menschen hätten wählen dürfen 
221.900

77.900

Verteilung der 
Religionen, 2011 
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DAS ZWEIFELHAFTE „D“
Personen, die wegen unklarer Nationalität ein Justiz-
verfahren durchlaufen und durch ein „D“ für „doubtful“, 
„zweifelhaft“, im Wahlregister Assams für Stimmabgaben
gesperrt wurden, 1997–2011
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Gesamtzahl der Fälle

davon erledigt und 
wahlberechtigt

5.600

davon erledigt 
und auszuweisen

Hindus

Muslim*innen

Christ*innen

andere

61,4

34,2

0,7
3,7

Dispur

Brahmaputra

1.100.000 Hindus 
bengalischer Herkunft

31,1 Millionen

800.000 Muslim*innen 
bengalischer Herkunft

100.000 Gurkhas 
nepalesischer Herkunft*

	50–80 Prozent 	20–40 Prozent 	unter 20 Prozent

In Assams Staatsbürger-
register aufgenommene 
Personen, 2019

abgelehnte 
Personen, 
geschätzt

* meist Nachkommen einstiger britischer Kolonialsoldaten 

BEDROHLICHE HERKUNFT 
Muslimischer Anteil der Bevölkerung im indischen Bundesstaat Assam nach Distrikten, 
Volkszählung 2011, Gebietsstand 2014, in Prozent

Assam

50 km
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S eit der Unabhängigkeit von Großbritannien im Jah-
re 1932 leben im Irak zahlreiche Staatenlose. Die 
Hauptgründe dafür sind juristische Ungerechtig-

keiten, Vertreibung über mehrere Generationen hinweg 
und eine Reihe von Konflikten, die die Lösung dieser Pro-
bleme erschweren. Das UN-Flüchtlingshilfswerk UNHCR 
verzeichnet 47.300 staatenlose Menschen im Land. Die 
tatsächliche Zahl könnte erheblich höher liegen und in-
folge der Ereignisse in der jüngeren Zeit sogar noch weiter 
steigen. 

Einer der Gründe für die verbreitete Staatenlosigkeit 
im Irak ist das Staatsbürgerschaftsgesetz von 2006, ins-
besondere Artikel 4. Er erlaubt irakischen Müttern nicht, 
ihre Staatsangehörigkeit an außerhalb des Landes gebore-
ne Kinder weiterzugeben. Ausgewanderte und weibliche 
Geflüchtete müssen den Beweis erbringen, dass ihre Kin-
der von einem irakischen Mann abstammen, wenn diese 
die Staatsbürgerschaft erhalten sollen. Diesen Nachweis 
zu erbringen, ist oft sehr problematisch. 

Darüber hinaus stellt das Melderegister rechtliche und 
praktische Hürden auf. Jedes der 19 irakischen Gouverne-
ments hat sein eigenes Meldesystem, dessen Nutzung ins-
besondere Vertriebenen Probleme bereitet. Viele von ih-

nen können weder Heirat noch Geburt registrieren lassen, 
was es ihren Kindern später oft unmöglich macht, ihre 
Identität nachzuweisen. Schätzungen zufolge haben mehr 
als 45.000 Kinder, die in Lagern im Irak leben, keine von 
den irakischen Behörden ausgestellten Geburtsurkunden. 

Manche Personen mit irakischer Staatsangehörigkeit 
besitzen zudem Personalpapiere, die nicht mehr gültig 
sind oder die von den Behörden nicht anerkannt werden. 
Dies gilt insbesondere für Dokumente, die in vom soge-
nannten Islamischen Staat (IS) kontrollierten Gebieten 
ausgestellt wurden. Kinder irakischer Mütter, einschließ-
lich jesidischer Frauen, die entweder mit IS-Kämpfern 
verheiratet worden waren oder von ihnen vergewaltigt 
wurden, sind deshalb von Staatenlosigkeit bedroht. Das 
Gleiche gilt für andere Kinder, die in vom IS kontrollier-
ten Gebieten geboren wurden. Zwar wurden Versuche un-
ternommen, ihren Status zu legalisieren, etwa indem die 
vom IS ausgestellten Geburtsurkunden in Urkunden des 
irakischen Staates umgetauscht werden, aber die Hürden 
dafür sind hoch. So benötigen Väter eine Sicherheits-
überprüfung, durch die versteckte IS-Kämpfer entdeckt 
werden sollen, bevor neue Geburtsurkunden ausgestellt 
werden können. 

Vertreibung spielt seit Langem eine entscheiden-
de Rolle bei der Staatenlosigkeit im Irak. So wurden die 
Faili-Kurd*innen – eine im Zāgros-Gebirge an der ira-

IRAK

AM SELTENSTEN IST FRIEDEN

Weil die Eltern tot, in Haft oder stigmatisiert
 sind – viele Kinder sind Jahre nach dem Ende des 

„Islamischen Staates“ noch nicht in Sicherheit 

Im Irak sind Menschen infolge vieler Konflikte 
staatenlos geworden. Vom Regime Saddam 
Husseins wurde Ausbürgerung als politische 
Waffe eingesetzt, und der „Islamische  
Staat“ existiert auf seinen Urkunden über  
den Personenstand immer noch.

ERBE EINER TERRORMILIZ
Unregistrierte irakische Kinder nach dem Sieg 
über den „Islamischen Staat“ (IS)

Irak, um 2015
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Bagdad

Erbil

größte 
Ausdehnung 

des IS

kurdische 
Streitkräfte

Armee der
Regierung Iraks

Wüste

von 14,4 Millionen Kindern insgesamt 
bis zu 2,1 Millionen auf der Flucht 

45.000 unregistrierte 
Kinder aus 

Zwangsheiraten 
und Vergewaltigungen

100.000 Personen 
auf Listen von 

IS-Anhänger*innen

29.000–68.000 
Kriegstote, 

davon viele Eltern

ohne Dokumente als Waisen mit Elternteilen 
unter IS-Verdacht

mit unzureichenden 
Dokumenten 
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kisch-iranischen Grenze beheimatete ethnische Gruppe – 
aufgrund der „Resolution 666“ staatenlos. Die vom pana-
rabischen Nationalismus und einer antikurdischen und 
schiitenfeindlichen Ideologie geprägte Regierung von 
Saddam Hussein hatte 1980 beschlossen, dass allen Ira-
ker*innen ausländischer Herkunft die irakische Staats-
angehörigkeit aberkannt werden kann, die sich aus Sicht 
der Regierung der Illoyalität gegenüber dem irakischen 
Heimatland und Volk sowie den Zielen der Revolution 
schuldig gemacht hatten. Diese Resolution führte unmit-
telbar zur Ausbürgerung, Verhaftung und Deportation 
Hunderttausender Faili-Kurd*innen in den Iran, wo sie 
ebenfalls nicht die Staatsbürgerschaft erwerben konnten. 
Nach dem Sturz des Regimes von Saddam Hussein im Jahr 
2003 kehrten die meisten von ihnen in den Irak zurück. 
Das neue Staatsbürgerschaftsgesetz von 2006 erhielt eine 
Bestimmung, die es ihnen erlaubte, die irakische Staats-
angehörigkeit wieder zu erwerben. Davon konnten jedoch 
nicht alle profi tieren, da das Verfahren kompliziert und 
beschwerlich ist. 

Neben den Faili-Kurd*innen wurde auch Angehörigen 
der nomadischen, mit den Roma verwandten Volksgrup-
pe der Dom die Staatsbürgerschaft verweigert. Die Dom 
leben seit Jahrhunderten im Irak und haben dabei ihre 
Kultur und Sprache bewahrt, viele hielten sich vom ira-
kischen Staat und seinen Strukturen fern. Stigmatisiert 

und an den Rand gedrängt, haben Generationen ohne 
jedes amtliche Dokument und damit auch ohne irakische 
Staatsangehörigkeit gelebt und so auch keinerlei staatli-
chen Schutz erhalten.

Eine weitere von Staatenlosigkeit bedrohte Gruppe 
im Irak sind die über 250.000 syrischen Gefl üchteten, die 
vor allem in der Region Kurdistan leben, darunter eine 
unbekannte Zahl von Kurd*innen, die entweder keine 
Staatsangehörigkeit besitzen oder ihre Verbindung zu 
Syrien nicht nachweisen können. Da die irakischen Mel-
deverfahren kompliziert sind, sind viele Kinder syrischer 
Gefl üchteter nicht in den Melderegistern erfasst. Zudem 
hat der UNHCR im Irak über 8.000 palästinensische Ge-
fl üchtete registriert. 

Insgesamt stellt die Bewältigung der Staatenlosigkeit 
im Irak weiterhin eine große Herausforderung dar. Zwei 
der größten Probleme dabei sind, dass der Status der 
Staatenlosigkeit nicht anerkannt wird und die Staatenlo-
sigkeit erblich ist. Im Irak gibt es keinen Schutz für Kin-
der, die ohne Staatsangehörigkeit auf die Welt kommen. 
Vertreibungen über Generationen hinweg machen es vie-
len Familien noch schwerer, Dokumente zu erhalten. 

Niemand weiß, wie viele Staatenlose, 
Aus- und Wiedereingebürgte vor allem 

in den Grenzregionen des Irak leben

TEILS AUF DER FLUCHT, TEILS IN DER HEIMAT
Bevölkerungsgruppen im Irak, deren rechtliche Lage von 
Staatenlosigkeit geprägt ist, geschätzte Personenzahlen, 
und Zahl der offiziell registrierten Staatenlosen 

47.300

Registrierte Staatenlose (2019)

Türkei

Jordanien

Saudi-Arabien

Irak

Kirkuk

Bagdad

Mossul

Erbil

Basra

Kerbela

100.000
bis

500.000 

Syrien

Iran

ab 1980 in 
den Iran 
deportiert, 
Rückkehr 
ab 2003 

Faili-Kurd*innen

54.000

125.000

1991 vor dem Golfkrieg aus Kuwait 
in den Irak geflohen oder vertrieben, 
später teilweise zurückgekehrt, irakische 
Bidun mit jüngsten Angaben von 2006

Bidun
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50 km

253.700
überwiegend kurdische, 
vor dem Bürgerkrieg 
in Syrien Geflüchtete

50.000
bis

200.000
Dom (2013)

teils nomadische, 
teils sesshafte Ver-
wandte der Roma, 
Zahl geschätzt

8.100

Palästinenser*innen (2019)

Syrer*innen (2020)
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D ie Grenzziehungen zu Beginn des vergangenen 
Jahrhunderts haben ein trauriges Erbe hinterlas-
sen. Tausende von Menschen, die in Kuwait gebo-

ren wurden und dort immer gelebt haben, können nach 
wie vor nicht die kuwaitische Staatsangehörigkeit be-
kommen. Folglich werden ihnen weiterhin grundlegende 
Rechte vorenthalten, etwa zu wählen, sich in einer öffent-
lichen Schule einzuschreiben oder zu reisen. Und sie sind 
dazu verurteilt, ihre Staatenlosigkeit an ihre Kinder und 
Kindeskinder weiterzugeben. 

Als der Arabische Frühling die Hauptstädte Nordaf-
rikas und des Nahen Ostens erschütterte, gingen 2011 
auch in Kuwait die Menschen auf die Straße. Im Februar 
jenes Jahres versammelten sich rund 1.000 Menschen, um 
mehr Rechte einzufordern. Aber anders als in Kairo oder 
Tunis ging es ihnen nicht darum, einen autokratischen 
Herrscher loszuwerden, sondern vielmehr darum, durch 
den Erhalt der Staatsbürgerschaft Teil dieses Volkes zu 
werden. Die Regierung schickte Sicherheitskräfte gegen 
die Demonstrant*innen, die sie nicht als Mitglieder ihres 
Staates betrachtete. Mehrere von ihnen wurden festge-
nommen und Dutzende verletzt. 

Bei den Protestierenden handelte es sich um Bidun, 
eine in der Golfregion lebende Bevölkerungsgruppe, die 
seit fast 60 Jahren unter einer besonderen Form der Staa-

tenlosigkeit leidet. Es gibt zwar keine offiziellen Zahlen, 
aber Schätzungen zufolge beläuft sich ihre Zahl auf min-
destens 100.000. Die kuwaitische Regierung vertritt die 
Ansicht, es handele sich bei den Bidun nicht wirklich um 
Kuwaiter*innen, sondern um Ausländer*innen, die ohne 
Genehmigung in das Land eingereist seien. Tatsächlich 
waren die Vorfahren der Bidun nomadische Beduin*in-
nen, die sich nach der Unabhängigkeit Kuwaits 1961 nicht 
bei den Staatsbürgerschaftskomitees registrieren lassen 
hatten. Die Gründe dafür waren vielfältig – Analphabetis-
mus, kein fester Wohnsitz, Armut oder fehlender Zugang 
zu Behörden. Überdies waren die Grenzen der neuen Golf-
scheichtümer zu dieser Zeit kaum gesichert oder auch nur 
markiert. Außer in Kuwait leben Bidun auch in den Verei-
nigten Arabischen Emiraten und in Bahrain. 

Die Konsequenzen dieser Ausgrenzung durch die ku-
waitischen Behörden sind schwerwiegend. Die Bidun 
haben keine Bürgerrechte, dürfen nicht wählen und sind 
von den meisten Sozialleistungen ausgeschlossen. Nach 
Angaben der im Libanon ansässigen Menschenrechtsor-
ganisation Gulf Centre for Human Rights sind Kinder und 
Frauen der Bidun besonders stark von der Diskriminie-
rung betroffen. Trotz einer Gesetzesreform im Jahr 2015 
leiden die Bidun nach wie vor unter „massiven Einschrän-
kungen hinsichtlich ihres Zugangs zu Dokumenten, Be-
schäftigung, Gesundheitsversorgung, Bildung und staat-
licher Unterstützung, die kuwaitische Bürger genießen“, 
so Amnesty International. 

KUWAIT

EIN LEBEN VOLLER SCHIKANEN

Die amtliche kuwaitische Statistik weist 
keine staatenlosen Bidun aus, weil 

sie sie zu Illegalen mit Duldung erklärt hat

Die Bidun, die Staatenlosen Kuwaits, stammen 
von Nomad*innen ab, die sich nach der 
Unabhängigkeit des Emirates nicht registrieren 
ließen. Jetzt stehen sie unberechenbaren 
Behörden gegenüber, die die meisten von 
ihnen für Illegale halten.

2012 2019

	Kuwaiter*innen
	Nicht-Kuwaiter*innen
	darin geschätzt: Bidun

	kuwaitisch-arabisch
	sonstig arabisch
	darin: Bidun

	asiatisch
	afrikanisch
	andere

REICHES LAND MIT HARTEM HERZ
Zusammensetzung der Bevölkerung Kuwaits nach Staatsangehörigkeit und Herkunft 

Bevölkerung, Millionen Personen Herkunft, 2013, in Prozent
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Im Februar 2019 lehnte der kuwaitische Bildungsmi-
nister einen parlamentarischen Antrag ab, der die Ein-
schreibung der Kinder von Bidun in öffentlichen Schulen 
vorsah. Die Einschulung wurde nur Bidun-Kindern er-
laubt, deren Mütter kuwaitische Staatsbürgerinnen sind, 
oder für Kinder und Enkelkinder von Bidun, die nach der 
irakischen Invasion 1990 zu „Märtyrern“ erklärt worden 
waren. Laut einem Bericht des britischen Innenministe-
riums aus dem Jahr 2016 sind Bidun-Frauen und mit Bi-
dun-Männern verheiratete Kuwaiterinnen sexuellen Be-
lästigungen durch Behördenvertreter ausgesetzt gewesen. 
Die Frauen, die bei der Beantragung von Dokumenten be-
lästigt wurden, hatten keinerlei Informationen darüber, 
wo sie sich beschweren können.

Die Einwanderungsbehörde Schwedens, eines unter 
Bidun beliebten Migrationsziels, beschrieb in einem Be-
richt von 2017 das kuwaitische Registrierungssystem als 
äußerst kompliziert. Statt eines Reisepasses erhalten die 
Bidun eine „Bewertung“ oder eine „Sicherheitskarte“, die 
nötig ist, um eine Geburtsurkunde zu beantragen, Geld 
von einer Bank abzuheben, ein Auto zu fahren oder einen 
Arzt zu konsultieren. Bidun, bei denen die Behörden von 
einer anderen Nationalität ausgehen, etwa der irakischen, 
iranischen, saudi-arabischen oder syrischen, erhalten eine 
Karte mit einem blauen Streifen, die sechs Monate gültig 
ist und um weitere sechs Monate verlängert werden kann. 
Während dieser Zeit wird die Staatsangehörigkeit der Per-

son geprüft und gegebenenfalls festgelegt. Inhaber*innen 
solcher Karten können in den Genuss bestimmter Vorteile 
kommen inklusive der Aussicht auf eine fünfjährige Auf-
enthaltsgenehmigung. Einschränkungen gelten auch für 
Reisen: Bidun müssen dafür von Fall zu Fall einen „Pass 
nach Artikel 17“ beantragen. Kuwait behält sich jedoch 
das Recht vor, ihre Wiedereinreise zu verweigern. 

Ein im Jahr 2000 durch den Emir von Kuwait, Scheich 
Dschabir al-Ahmad as-Sabah, erlassenes Dekret ermög-
licht die Einbürgerung von 2.000 Bidun pro Jahr. Jedoch 
hatten bis 2019 nur drei Prozent der Bidun in Kuwait die 
Staatsbürgerschaft erhalten. „Indem die Behörden den 
Bidun weiterhin die Staatsbürgerschaft verweigern, ent-
halten sie diesen langfristig Aufenthaltsberechtigten eine 
Reihe von Grundrechten vor […], die sie praktisch davon 
ausschließen, Teil einer lebendigen kuwaitischen Gesell-
schaft zu sein und dazu beizutragen“, heißt es bei Amnes-
ty International. 

Als 2015 ein Bombenanschlag auf eine Moschee ver-
übt wurde, klagte die Justiz 29 Personen an und erklärte, 
dass auch 13 „illegale Einwohner“ vor Gericht stünden. 
Gemeint waren Bidun. Im Sommer 2019 wurden 15 Bidun 
während einer Demonstration verhaftet. Die Proteste wa-
ren eine Reaktion auf den Suizid des 20-jährigen Bidun 
Ayed Hamad Mudath. Der Staat hatte sich geweigert, ihm 
Personalpapiere auszustellen, woraufhin er seinen Ar-
beitsplatz verloren hatte. 

Kuwaits Behörden arbeiten auf 
undurchschaubare Weise. Die 
Rechtsunsicherheit ist vollkommen 

Mangels Öffentlichkeit in den Monarchien 
und Emiraten am Golf ist über 

die Lage vieler Bidun nur wenig bekannt

UNSICHTBAR AM GOLF
Situation von Bidun überwiegend arabischer Herkunft 
in den Golf-Anrainerstaaten
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Kuwait

Saudi-Arabien

Katar

Vereinigte 
Arabische 
Emirate

Bahrain

Persischer 
Golf

Iran

Oman

Irak

GEHEIMNISVOLLES ZAHLENWERK
Aufteilung der nach einer amtlichen Studie Kuwaits erfassten 
106.000 Bidun und Status ihrer Einbürgerung, 2010
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Bisher genaueste Darstellung der offiziellen Sicht. Methodik und Quellen 
der Studie wurden nicht veröffentlicht. Mehrere Zehntausend Bidun blieben 
unerfasst, darunter viele Kinder.

Irak: 54.000 Bidun (2006, 
keine neueren Angaben) 

Kuwait: 100.000 
bis 200.000 Bidun. 
125.000 wurden 
1991 in den Irak 
vertrieben oder 
flüchteten; viele 
später zurückge-
kehrt.

Saudi-Arabien: 70.000 bis 250.000 Bidun. 
„Black Cards“ werden seit etwa 2009 
ausgegeben und erlauben Zugang zu 
einigen staatlichen Leistungen und zu 
Reisedokumenten, die nicht zur Rück-
kehr nach Saudi-Arabien berechtigen. 

Katar: mehrere 
Tausend Bidun, 
Ausbürgerungen 
auch aus politischen 
Gründen (2019)

Bahrain: 2.000 
bis 5.000 Bidun-
Familien (2016)

Vereinigte Arabische 
Emirate: Bis zu 
100.000 Bidun, auch 
mit Abstammung aus 
der iranisch-pakista-
nischen Küstenre-
gion. Sie konnten ab 
2008 einen Pass der 
Komoren erhalten, 
einer Inselgruppe 
bei Madagaskar, der 
ihren Status in den 
Emiraten „legalisiert“, 
Arbeit in Behörden, 
Schulbesuch und 
Auslandsreisen 
erlaubt.

	� in der Volkszählung 
	 von 1965 erfasst, 
	 sehr schleppende 
	 Einbürgerung

	angeblich irakische 
	 Staatsbürger*innen, 
	 keine Einbürgerung, 
	 Ausweisung drohend

	� Herkunft aus anderen 
	 Staaten als Irak, 
	 keine Einbürgerung, 
	 Ausweisung drohend

	unbekannt

34.000

4.000

26.000

42.000
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A uch schon vor den Konflikten infolge des Arabi-
schen Frühlings 2011 hatten Menschen in Syrien 
Erfahrungen mit Staatenlosigkeit. So verloren 

300.000 im Nordosten des Landes lebende Kurd*innen 
ihre Staatsbürgerschaft. Zudem können mehr als 500.000 
in Syrien lebende palästinensische Geflüchtete eben-
falls als staatenlos betrachtet werden, auch wenn das 
UN-Flüchtlingshilfswerk (UNHCR) palästinensische Ge-
flüchtete nicht in seiner Statistik der Staatenlosen führt. 
Und aufgrund diskriminierender Gesetze konnten Frauen 
ihre syrische Staatsangehörigkeit nicht wie Männer an 
ihre Kinder weitergeben. 

Dass die Palästinenser*innen in Syrien keine Staats-
bürgerschaft haben, ist eine Folge der Gründung des Staa-
tes Israel im Jahr 1948. Das von den arabischen Staaten 
beschlossene „Casablanca-Protokoll“ über den Umgang 
mit Menschen palästinensischer Herkunft schloss sie von 
der syrischen Staatsbürgerschaft aus. Es sollte ihr Recht 

auf Rückkehr nach Palästina gewährleisten. Doch in der 
Praxis bleibt ihre Lage dadurch seit Generationen in der 
Schwebe, weil sie weder einen eigenen Staat noch die 
Staatsbürgerschaft eines anderen besitzen. 

Auf die Diskriminierung durch den syrischen Staat 
und seine Ideologie des arabischen Nationalismus lässt 
sich hingegen die Staatenlosigkeit der Kurd*innen zu-
rückführen. 1962 wurden viele von ihnen durch eine 
Volkszählung in Verbindung mit einer ethnisch motivier-
ten Verfolgungskampagne fast über Nacht staatenlos. 
Während des seit 2011 andauernden Krieges in Syrien ver-
suchte die syrische Regierung, die traditionell widerstän-
dische kurdische Bevölkerung zu besänftigen, indem sie 
einigen staatenlosen Kurd*innen die Staatsbürgerschaft 
gewährte. So sollten sie davon abgehalten werden, sich 
dem Aufstand anzuschließen. Viele von ihnen begrüß-
ten zwar die Chance, endlich die Staatsbürgerschaft zu 
erlangen, lehnten jedoch den Einbürgerungsprozess als 
solchen ab. Sie sahen darin eher eine politische Taktik 
als eine Anerkennung ihrer legitimen Rechte. Schätzun-
gen des UNHCR zufolge halten sich noch immer 160.000 
staatenlose Kurd*innen in Syrien auf. Es ist jedoch nicht 
klar, wie aussagekräftig diese Zahl ist, da sie sich auf Sta-
tistiken der syrischen Regierung stützt und staatenlose 
syrische Kurd*innen nicht einschließt, die sich außerhalb 
des Landes befinden, unter ihnen viele Geflüchtete. 

Die Vertreibung innerhalb Syriens und in andere 
Länder aufgrund des Krieges erschwert das Leben staa-
tenloser Kurd*innen und Palästinenser*innen zusätzlich. 
Bereits an den Kontrollpunkten im Inland können viele 
von ihnen keine Dokumente vorlegen. Die Schwierigkei-
ten werden noch größer, wenn sie internationale Grenzen 
überqueren, Aufnahme in anderen Ländern suchen und 
ihre Familien außerhalb Syriens wieder zusammenführen 
wollen. Reisedokumente oder befristete Aufenthaltsge-
nehmigungen können nur diejenigen erhalten, die bei der 
Allgemeinen Behörde für palästinensische und arabische 
Flüchtlinge (GAPAR) registriert sind – also die, die 1948 
nach Syrien kamen. Wenn sie Asyl außerhalb Syriens be-
antragen, ist es vielen nicht einmal möglich, ihre Staaten-
losigkeit zu beweisen. 

Der Krieg birgt auch für andere Menschen Risiken und 
Gefahren, insbesondere für Kinder vertriebener Eltern. 
Nach dem syrischen Staatsangehörigkeitsgesetz können 
Mütter ihre Staatsbürgerschaft nur dann weitergeben, 

SYRIEN

EIN KOMMEN UND EIN FLIEHEN

Dom leben in mehreren Ländern des 
Nahen Ostens. Sie sind vor allem als ansässige 
handwerkliche Zahnärzte bekannt 

Staatenlose Menschen sind in bewaffneten 
Konflikten oft besonders verletzlich, weil  
ihnen von allen Seiten Verdächtigungen  
und Verfolgungen drohen. Paradoxerweise 
kann ein Konflikt aber auch die Zahl der 
Staatenlosen verringern, wenn Regierungen 
versuchen, bestimmte Bevölkerungsgruppen 
zu befrieden. 
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AUS HÄUSERN UND ZELTEN 
Syrische Dom, geschätzte Zahl, sowie Siedlungsgebiete 
türkischer Roma und der weitläufig mit ihnen
verwandten Lom und Dom 

Türkei

Syrien

Ankara

	Roma
	Lom
	Dom 50.000

100.000–300.000

staatenlose syrische Dom, 
manche nomadisch

davon in das Gebiet der 
türkischen Dom geflohen
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wenn das Kind auf syrischem Territorium geboren wurde. 
Angesichts der großen Zahl von Kindern, die in den ver-
gangenen zehn Jahren in syrischen Gefl üchtetenfamilien 
außerhalb des Landes zur Welt kamen, könnten viele die-
ser Kinder staatenlos bleiben. 

Der „Islamische Staat“ und andere bewaff nete Grup-
pen errichteten in den von ihnen kontrollierten Gebieten 
eigene Regierungssysteme. Das wirft neue Fragen über 
die Nationalität der Kinder auf, die dort geboren wurden. 
Dazu gehören auch die Kinder von jesidischen Müttern 
aus dem Irak, die von IS-Kämpfern gefangen genommen 
und vergewaltigt wurden. Ihre eigene Gemeinschaft stig-
matisiert sie oft als „Terroristenkinder“, die daher – wie 
auch ihre Mütter – zusätzlichen Schutz benötigen. Da sie 
jedoch staatenlos sind, können sie weder umgesiedelt 
werden noch von anderen humanitären Maßnahmen 
profi tieren, sofern sie sich an syrische Staatsangehörige 
richten.

Während Millionen von Menschen aus Syrien gefl o-
hen sind, ist eine kleinere Anzahl in die entgegengesetz-
te Richtung gereist – nicht zuletzt, um sich bewaff neten 

Gruppen anzuschließen. Auf der ganzen Welt versuchen 
Länder, diesen Personen wegen „Illoyalität“ oder aus 
Gründen der „nationalen Sicherheit“ die eigene Staats-
bürgerschaft zu entziehen. Syrien ist somit auch zu 
einem juristischen Experimentierfeld für die Aberken-
nung der Staatsbürgerschaft geworden. Dabei könnte in 
Syrien mit dem Krieg und den damit verbundenen Ver-
treibungen und der Einbürgerung der Kurd*innen die 
absolute Zahl der Staatenlosen seit 2011 sogar zurück-
gegangen sein. Staatenlos zu sein macht die Menschen 
verletzlicher und erhöht damit die Wahrscheinlichkeit 
einer Flucht. Umgekehrt könnte die Vertreibung der 
Menschen dazu geführt haben, dass manche von ihnen 
andernorts staatenlos wurden. Insbesondere für die sy-
rischen Kinder, die im Ausland geboren wurden, könnte 
die Staatenlosigkeit in den kommenden Jahrzehnten ein 
enormes Problem werden. 

Syrien: Nicht erfasst sind die staatenlosen 
Kinder aus Vergewaltigungen und aus Ehen mit 

jetzt toten Anhängern des Islamischen Staates

EINIGE GEWINNEN, VIELE VERLIEREN
Überwiegend staatenlose Palästinenser*innen in Syrien, Aufteilung nach Gouvernements, 
sowie erblich staatenlose und eingebürgerte Kurd*innen in al-Hasaka, dazu ausgebürgerte 
syrische Regimegegner*innen 

 von der UNRWA* betreute 
 Palästinenser*innen

 kurdische Siedlungsgebiete
 kurdische Staatenlose, 

 Eingebürgerte, Geflüchtete
 Regimegegner*innen, 

 meist im Ausland
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Türkei

Libanon

Israel
Westjordanland

Irak

Syrien

Damaskus

35.000

14.300

11.600

25.100

1.200

Ar-Raqqa
Aleppo

Homs

Tartus

Latakia

as-Suwaida

Hama

Idlib

350.000

Rif Dimaschq

160.000–
300.000Deir ez-Zor

104.000
2011–2013 eingebürgert

seit 1962** staatenlose syrische Kurd*innen

27.000

Ausgebürgerte***

al-Hasaka

*  deutsche Bezeichnung: Hilfswerk der Vereinten 
 Nationen für Palästina-Flüchtlinge im Nahen Osten

**   ohne Nachweis, in den 1920er-Jahren in der 
 Region gelebt zu haben

***   Gegner*innen der regierenden Baath-Partei, 
 in den 1960er- und 1970er-Jahren ausgebürgertJordanien

22.800

Darʿʿa-

?

50 km
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I m Zuge der Staatsgründung Israels und des ersten ara-
bisch-israelischen Krieges 1948 wurde ein großer Teil 
der palästinensischen Bevölkerung heimatlos, ver-

trieben aus ihren Häusern und von ihrem Land, in einer 
„Opfer-Diaspora“, wie Robin Cohen von der Universität 
Oxford es nennt. Die genaue Zahl der aus dem vormali-
gen Mandatsgebiet geflohenen und vertriebenen Palästi-
nenser*innen ist unklar. Die Vereinten Nationen schätzen 
726.000, die britische Regierung nennt 810.000. Nach wie 
vor können sie und insbesondere ihre Nachkommen nicht 
davon ausgehen zurückzukehren. Viele von ihnen sind an 
ihren jetzigen Wohnorten bis heute nicht akzeptiert. 

Die Zahl der vertriebenen Palästinenser*innen ist seit-
her aufgrund des natürlichen Bevölkerungswachstums 
und späterer Kriege mit weiteren Vertreibungen gestie-
gen. Bis Ende 2018 zählten etwa 8,7 Millionen der welt-
weit 13 Millionen Palästinenser*innen zu den Vertriebe-
nen. Das sind zwei Drittel. Zu ihnen gehören 6,7 Millionen 
Geflüchtete aus dem Jahr 1948 und ihre Nachkommen – 

einschließlich der 5,5 Millionen, die beim Hilfswerk der 
Vereinten Nationen für Palästina-Flüchtlinge im Nahen 
Osten (UNRWA) registriert sind. Hinzu kommen weitere 
1,24 Millionen Geflüchtete aus dem Jahr 1967 und ihre 
Nachkommen, 416.000 intern Vertriebene in Israel und 
345.000 Binnenvertriebene in den besetzten palästinen-
sischen Gebieten. Zusammen stellen sie eines der größ-
ten und am längsten dauernden Geflüchtetendramen der 
Welt dar. 

Dabei unterscheiden sich der rechtliche Status und 
die Lebensbedingungen palästinensischer Geflüchteter in 
den verschiedenen arabischen Ländern. Während ihnen 
in Jordanien volle Staatsbürgerrechte gewährt werden, 
sind diese in Syrien eingeschränkt. Im Libanon werden 
ihnen dagegen die meisten grundlegenden Menschen-
rechte vorenthalten, weil die Furcht besteht, dass sie sich 
dort auf Dauer ansiedeln. Im Irak, in Kuwait, Libyen und 
den arabischen Golfstaaten wechselt der ihnen gewährte 
Status je nach politischer Lage. 

Das arabische Rechtssystem für den Umgang mit den 
palästinensischen Geflüchteten besteht aus drei Ele-
menten. Erstens stuft es sie als Staatenlose ein, was als 
„positive Diskriminierung“ gemeint ist: Ihre dauerhafte 
Umsiedlung soll dadurch verhindert und ihr Recht auf 
Rückkehr gewahrt werden. Das zweite Element ist eine 
Kombination aus zwei UN-Beschlüssen. Die Resolution 
194 von 1948 sah eine Schlichtungskommission vor, die 
den Frieden zwischen Israel und den arabischen Staaten 
fördern sollte. Die Resolution 302 von 1949 begründete 
das UNRWA-Mandat, die dauerhafte Unterstützung der 
Palästina-Geflüchteten zur Förderung von Frieden und 
Stabilität. Drittens hat die Arabische Liga Maßnahmen 
beschlossen, um für den vorübergehenden Schutz der pa-
lästinensischen Geflüchteten zu sorgen. In erster Linie ist 
es das Casablanca-Protokoll von 1965, das freien Zugang 
zum Arbeitsmarkt und Niederlassungsfreiheit vorsah, je-
doch keine Einbürgerung, und das zudem nie vollständig 
umgesetzt wurde. Außerhalb der Region kommen die pa-
lästinensischen Gemeinden nicht immer in den Genuss 
von Maßnahmen zum Schutz von Staatenlosen. Zum ei-
nen wird ihr besonderer Status nicht berücksichtigt, zum 
anderen erkennen einige Länder den Staat Palästina an 
und andere nicht. 

Die UNO-Versöhnungskommission für Palästina wur-
de 1948 geschaffen, um eine Lösung für das Geflüchte-

PALÄSTINENSER*INNEN

NEUE HEIMAT UNERWÜNSCHT

Schon die Fluchtbewegungen von 1948 führten viele 
der über 700.000 palästinensischen Betroffenen in die 
Staatenlosigkeit – die noch 70 Jahre später existiert 

Eine Zweistaatenlösung mit Israel ist nicht 
in Sicht – und damit auch keine eigene 
Staatsangehörigkeit Palästinas. Wer keine 
andere Nationalität erwerben kann,  
bleibt als Palästinenser*in staatenlos.
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DIE ERSTE WELLE
Hauptfluchtbewegungen 
nach dem arabisch-
israelischen Krieg 
von 1948, heutiger 
Gebietsstand*, 
Anzahl Betroffene

Israel

Jerusalem

70.000

Jordanien

75.000

Syrien

100.000

Libanon

* �Westjordanland 1948 
von Jordanien besetzt, 
1950–1967 annektiert, 
daher Einbürgerungen 
von Palästinenser*innen 
möglich. Gazastreifen 
1948–1967 von Ägypten 
besetzt, Bewohner*innen 
blieben staatenlos. 

190.000

Gazastreifen

7.000

Ägypten

4.000

Irak

280.000

Westjordanland
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tenproblem zu finden und den Menschen das Recht auf 
Rückkehr zu sichern. Dieses Mandat konnte sie nicht 
erfüllen. Anfang der 1950er-Jahre wurde ihre Tätigkeit 
darauf begrenzt, Eigentum zu identifizieren und zu do-
kumentieren. Danach endete ihre Arbeit. Seitdem leistet 
das UNRWA in Form von Bildungs-, Gesundheits- und So-
zialdiensten Schutz und Hilfe. Dies entspricht nicht den 
allgemein gültigen Standards, wie Geflüchtete zu unter-
stützen sind. 

Dass die palästinensischen Geflüchteten in den meis-
ten arabischen Staaten nicht ausreichend unterstützt 
werden, dass die Schlichtungskommission ihren Auftrag 
nicht erfüllen und dass das UNRWA auch nur begrenzt 
eingreifen konnte – all dies hat weltweit zu gravierenden 
Lücken bei ihrem Schutz geführt. Die seit 1925 geltende 
Palästinensische Staatsbürgerschaftsordnung, die die 
Staatsbürgerschaft im Völkerbundsmandat für Palästina 
regelte, lief aus, als das britische Mandat endete und der 

Staat Israel 1948 ausgerufen wurde. Vier Jahre später folg-
te das israelische Staatsbürgerschaftsgesetz 5712/1952 mit 
einem neuen Regelwerk.

Mit dem Oslo-Friedensprozess in der Sackgasse und 
der Zweistaatenlösung in schleichender Erosion erfüllt 
die gegenwärtige palästinensische Entität für viele Ju-
rist*innen die internationalen Kriterien der Staatlichkeit 
nicht: eine dauerhaft ansässige Bevölkerung, ein definier-
tes Territorium, eine Regierung und die Fähigkeit, Bezie-
hungen mit anderen Staaten aufzunehmen. Wenn aber 
kein Staat existiert, gibt es auch keine Nationalität. Und 
Palästinenser*innen, die nicht die Staatsangehörigkeit 
eines Drittstaates erworben haben, gelten völkerrechtlich 
weiterhin als staatenlos. 

Millionen Palästinenser*innen leben als Staatenlose. 
Einige Aufnahmeländer, etwa der Libanon, 

wünschen keine Möglichkeit der Einbürgerung

	600–25.000
	25.000–50.000
	50.000–110.000

	registrierte 
	 Personen*

	Anzahl offizieller 
	 Camps

	Lager von 1948
	Lager von 1967
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Golan

538.692 

647.143 

2.419.662 

1.065.772 

Jordanien

Westjordanland

Israel
Syrien

Libanon
Beirut

Damaskus

Amman

Jerusalem

Gaza

Nablus

19

12

9

10

19

1.622.121 

8

Gazastreifen

1.890.000Israel

VIERTEL, HALBE, KEINE LÖSUNG
Offizielle Verteilung der vom UN-Hilfswerk für Palästina-Geflüchtete (UNRWA) registrierten 
Personen, Verteilung, Gründungsdatum und Größe der Lager, sowie Zahl und Status israelischer 
und jordanischer Palästinenser*innen, 2018–2020 

* �registrierte Geflüchtete und weitere registrierte Personen (zum Bezug  
von Leistungen Berechtigte, u. a. Eingeheiratete, Kinder, Adoptierte,  
sehr Arme in Gaza und Jerusalem, grenznah Wohnende)

** �Israel hat die Gebiete annektiert. Ganz überwiegend wird dort  
das Recht auf israelische Staatsangehörigkeit zurückgewiesen,  
weil es die Anerkennung der Annexion bedeuten würde.

über 2.000.000 

10.458.000

Jordanien

9.136.000

Einwohner*innen gesamt

Einwohner*innen gesamt

israelische Staatsbürger*innen arabisch-
palästinensischer Herkunft, davon 278.000 
in Ostjerusalem und den Golanhöhen, 
Status als „ständige Einwohner“**

jordanische Staatsbürger*innen arabisch-
palästinensischer Herkunft. Zusätzlich sind 1,835 
Millionen staatenlos und stehen mit weiteren 
registrierten Personen* unter Obhut der UNRWA 

25 km
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E s gibt keine offiziellen Daten über die genaue Zahl 
und Art der Staatenlosen im Libanon. Einer Um-
frage zufolge, 2011 von der Nichtregierungsorga-

nisation Frontiers Ruwad Association durchgeführt, sind 
30 Prozent der staatenlosen Männer mit libanesischen 
Frauen verheiratet, und mehr als 45 Prozent der staaten-
losen Kinder wurden von libanesischen Müttern geboren. 
Artikel 1 Absatz 1 des libanesischen Staatsbürgerschafts-
gesetzes von 1925 erkennt nämlich nur diejenigen als Li-
banes*innen an, die von einem libanesischen Vater ab-
stammen (also durch das Jus sanguinis in der väterlichen 
Linie). Eine Frau, die die libanesische Staatsangehörig-
keit besitzt, kann diese weder an ihren Ehemann noch an 
ihre Kinder weitergeben. Es gibt nur zwei Ausnahmen: für 
alleinerziehende Mütter, wenn der Vater das Kind offiziell 
anerkannt und registriert hat, oder wenn der Vater eines 
minderjährigen Kindes gestorben ist.

Die Untersuchung der Frontiers Ruwad Association, 
die sich auf Menschen mit dauerhaftem Wohnsitz im Li-
banon oder mit libanesischen Vorfahren konzentriert, 
schätzt die Zahl der Staatenlosen im Libanon auf etwa 
60.000. Sie lassen sich der Studie zufolge in zwei Haupt-
kategorien einteilen: Zum einen sind es Menschen, deren 
Eltern oder Großeltern sich in der Volkszählung von 1932 
– der letzten offiziellen des Landes – nicht hatten regist-
rieren lassen und deswegen auch die Staatsangehörigkeit 
nicht erhielten. Zum anderen sind all diejenigen betrof-
fen, deren Vorfahren die libanesische Staatsangehörig-
keit zwar erhalten, die aber ihre Eheschließung oder die 
Geburt ihrer Kinder nicht offiziell gemeldet hatten. In 
beiden Fällen wird die Staatenlosigkeit von Generation zu 
Generation weitergegeben. 

Der Libanon hat zwar die wichtigsten Menschen-
rechtskonventionen unterzeichnet, die das Prinzip der 
Nichtdiskriminierung festschreiben. Doch bei der Ratifi-
zierung des Übereinkommens, das die Diskriminierung 
der Frau in jeder Form ausschließt, erhob die Regierung 

Einwände gegen Artikel 9 Absatz 2. Dieser Artikel gesteht 
Frauen das Recht zu, ihre Staatsangehörigkeit an die Kin-
der weiterzugeben. Ebenso gab es Widerstand gegen Arti-
kel 16 Absatz 1, der die Gleichstellung von Mann und Frau 
in der Ehe vorsieht. 

Die Frontiers Ruwad Association hat kürzlich 3.218 
staatenlose Personen erfasst, deren Mütter zum Zeit-
punkt ihrer Geburt Libanesinnen waren. Aber auch die 
Staatsbürgerschaft des Vaters hilft nicht immer weiter. 
Obwohl in einem Fall die Mutter Libanesin war und der 
Vater später als Libanese eingebürgert wurde, blieben 
die sieben Kinder staatenlos. Der Vater war zunächst als 
„kaid el dars“ registriert worden, also als „Ausländer mit 
unbekannter, noch zu prüfender Staatsangehörigkeit“. 
Als schließlich anerkannter Staatsbürger hatte er aber 
die Eheschließung und die Geburt der Kinder nicht mehr 
nachträglich registrieren lassen. Bei seinem Tod galt er 
offiziell noch als ledig, und auch die libanesische Mut-
ter ist aus Sicht der Behörden immer noch unverheiratet. 
Die Kinder des Paares konnten in diesem Fall also auch 
nicht von der Einbürgerung ihres Vaters profitieren. Sie 
sind staatenlos. 

Im Libanon gibt es 15 separate Personenstandsgeset-
ze, eines für jede der anerkannten Religionen im Land. 
Nach all diesen Gesetzen ist der Vater Vormund der Kin-
der. Er allein kann im Namen seiner minderjährigen Kin-
der eine Klage einreichen. Ist der Vater gestorben oder 
unauffindbar, bestellt ein konfessionelles Gericht den 
Vormund, üblicherweise einen männlichen Familienan-
gehörigen wie den Onkel oder den Großvater. Dies war 
auch bei jenen staatenlosen Kindern der Fall. Die Mutter 
musste zuerst den Tod ihres Schwiegervaters nachweisen, 
bevor sie im Namen ihrer Kinder gegen die Sicht der Be-
hörden klagen konnte. Drei Jahre später hatte sie Erfolg, 
das Urteil ist aber noch nicht vollstreckt. Die Kinder sind 
formal also immer noch staatenlos. 

Dieser Fall zeigt, wie die im libanesischen Rechtssys-
tem verankerte Geschlechterdiskriminierung nicht nur 
zu Staatenlosigkeit führt, sondern auch die Suche nach 
einer Lösung erschwert. Änderungen des Staatsbürger-
schaftsgesetzes und der Personenstandsgesetze, die die-
ser Diskriminierung ein Ende setzen würden, könnten  
dazu beitragen, Staatenlosigkeit zu verringern oder gar 
zu verhindern. Parlamentarier*innen, Minister*innen 
und die Nationale Kommission für libanesische Frauen 
haben entsprechende Gesetzentwürfe vorgelegt, aber 
das Parlament hat keines davon aufgegriffen. Obwohl 

LIBANON

DIE REGIERUNG WILL 
LIEBER KEINE LÖSUNG 
Zur politischen und sozialen Diskriminierung 
von Frauen gehört, ihre Staatsbürgerschaft 
nicht an die eigenen Kinder weitergeben  
zu dürfen. So bleiben die Kinder staatenloser 
Männer staatenlos. Das ist auch im Libanon  
so – etwa, wenn sich die Vorfahren bei  
einer Volkszählung vor fast 90 Jahren nicht 
hatten registrieren lassen. 
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eine beträchtliche Anzahl von Politiker*innen das Recht 
einer Frau auf die Weitergabe ihrer Staatsangehörigkeit 
befürwortet, wurde das Thema auf legislativer Ebene 
nicht behandelt. 

2013 beauftragte das Kabinett einen Ministeraus-
schuss, sich mit der Aufhebung der Geschlechterdiskrimi-
nierung in den Staatsbürgerschaftsgesetzen zu befassen 
und einen Vorschlag auszuarbeiten. Dieser Ausschuss 
empfahl – ironischerweise am Muttertag –, überhaupt 
nichts zu unternehmen. Er berief sich dabei auf das „Ver-
fassungsprinzip der Gleichheit“, womit das Gleichge-

wicht zwischen Anhänger*innen des Christentums und 
des Islams, den beiden Hauptreligionen des Landes, ge-
meint ist. Da die meisten Staatenlosen dem Islam ange-
hören, befürchtete der Ausschuss wohl, die Verfassungs-
änderung würde die Zahl der muslimischen Bürger*innen 
erhöhen und so die religiöse Balance kippen lassen. Doch 
eine formelle Erklärung wurde dazu nicht abgegeben. 

Die Probleme werden größer: Rund 
60.000 Libanes*innen sollen staatenlos 

sein, davon die Hälfte unter 18 Jahren

DISKRIMINIERTE MÜTTER UND STAATENLOSE VÄTER
Ergebnisse einer Befragung von 1.000 Haushalten mit Staatenlosen im Libanon 
durch die Menschenrechtsorganisation Frontiers Ruwad Association, 2012, unveröffentlicht

Zahl der Personen in Haushalten mit Staatenlosen, 
Durchschnitttswerte 

Staatenlosigkeit nach 
Geschlecht, in Prozent

Alter der Staatenlosen, 
in Prozent

Wirschaftliche Lage, 
in ProzentOrt der Geburt, in Prozent 

Impfung von Kindern 
unter 6 Jahren, in Prozent 

Konfession der Staatenlosen-Haushalte, 
in Prozent

zum Vergleich: landesweit 2012, 
in Prozent

Differenzen durch Rundung. Ohne palästinensische Staatenlose und syrische Geflüchtete. Landesweite Konfessionen 2012: Alawitisch nicht gesondert ausgewiesen.
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	Männer
	Frauen

	unter 18
	18 bis 39

	40 bis 64
	65 und älter

	Personen im Haushalt
	davon staatenlos

libanesischer 
Herkunft

mit staatenlosem 
Vater

ausländischer 
Herkunft

insgesamt

mit unbekanntem 
Vater

5,1

2,7

5,1

3,6

4,0

2,3

2,4

1,4

5,0

3,2

	� unterhalb der 
	 Armutsgrenze

	� Hausgeburten 
	 ohne Hebamme

	�Hausgeburten 
	 mit Hebamme

	�Geburt im öffentlichen 
	 Krankenhaus/
	 Gesundheitszentrum 

	� Geburt in privaten 
	 Einrichtungen

	� andere, 
	 unbekannt

	� sunnitisch
	� schiitisch
	� alawitisch

	� drusisch
	� christlich
	� keine Angabe

	� vollständig
	 teilweise

	keine

55,5

59,058,2
35,028,3

18,0

3,0

15,6

27,5

14,3

50,044,5
41,0

9,0
1,0

72,6

16,0

3,2
6,3

1,1
0,9

27,0

27,0

40,4

5,6
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I n Madagaskar werden Menschen südasiatischer Her-
kunft „Karana“ genannt. Die meisten von ihnen stam-
men von der Kathiawar-Halbinsel in Gujarat und Umge-

bung, die sie schon lange vor der Unabhängigkeit Indiens 
und Pakistans im Jahr 1947 verlassen haben. Die größte 
Migrationswelle fand Ende des 19. Jahrhunderts statt. 1999 
lebten in Madagaskar 20.000 Angehörige dieser Minder-
heit. Heute wird ihre Zahl auf rund 25.000 geschätzt.

Der Begriff  „Karana“ leitet sich vermutlich vom Wort 
Koran ab, weil die meisten von ihnen muslimischen Glau-
bens sind. Die Karana verteilen sich auf fünf Nationali-
täten: die indische, pakistanische, französische, britische 
und madagassische. Etwa 5.000 sind staatenlos.

Gemäß dem nach der Unabhängigkeit 1960 verab-
schiedeten Staatbürgerschaftsgesetz wird die Staatsan-
gehörigkeit durch die Abstammung bestimmt, also durch 
das Rechtsverhältnis zwischen Eltern und Kindern. Für 
die madagassische Staatsangehörigkeit ist also mad-
agassisches „Blut“ erforderlich. Laut dem madagassi-

schen Richter René Bilbao will dieses Gesetz Menschen 
europäischer und asiatischer Herkunft von der Staats-
angehörigkeit des Landes ausschließen. Die vor 1960 auf 
dem Territorium geborenen Karana hatten jedoch weder 
die Staatsangehörigkeit der später Zugewanderten noch 
konnten sie die der damaligen Kolonialmacht Frankreich 
erwerben. Sie hatten zum einen Schwierigkeiten, ihre in 
weiter Vergangenheit liegende indische Abstammung 
nachzuweisen. Zum anderen sieht das indische Staats-
bürgerschaftsgesetz vor, dass ein siebenjähriger Aufent-
halt außerhalb des Landes zum Verlust der Staatsbürger-
schaft führt. 

Die französische Staatsbürgerschaft wurde in den 
Kolonien und später in den Überseegebieten durch kom-
plexe Gesetze geregelt. Vor 1908 wurde die Staatsangehö-
rigkeit durch Abstammung, danach durch den Geburtsort 
erworben, doch letzteres in den Jahren 1933 und 1953 wie-
der abgeschaff t. Infolgedessen gelang es Eingewanderten 
aus Südasien kaum noch, die französische Staatsbürger-
schaft zu erwerben. Viele Eingewanderte blieben staaten-
los, und diese Staatenlosigkeit wurde von Generation zu 
Generation weitergegeben. 

Heute liegt die Einbürgerung ganz im Ermessen der 
Regierung. Sie befürchtet, dass dann mehr Karana Land 
erwerben können. Ein sehr heikles Thema, denn die Mad-
agass*innen fühlen sich mit ihrem Land sehr verbunden. 
Sie betrachten es als das Erbe ihrer Ahnen und daher 
auch den Besitz als etwas Besonderes. Aber auch andere 
wirtschaftliche und soziale Faktoren spielen eine Rolle: 
Selbst eingebürgerte Karana können keine höheren poli-
tischen Ämter oder andere führende Positionen besetzen. 

Ohne eine Reform des Staatsbürgerschaftsrechts lässt 
sich das Problem der Staatenlosigkeit der Karana nicht 
lösen. Im Gegensatz zu den Chines*innen, die sich leich-
ter integriert haben, gilt das Volk der Karana als wenig 
anpassungswillig. Sie heiraten meist untereinander, in 
derselben religiösen Gruppe – als Muslime oder Hindus – 
und oft in der gleichen Kaste. Sie sprechen zwar Madagas-
sisch, aber pfl egen weiter ihre eigene Sprache, ihre Tradi-
tionen, Lebensweise und Bräuche. 

Außerdem ruft der Reichtum einiger weniger Karana 
Ablehnung, Misstrauen und manchmal geradezu Hass 
gegenüber der gesamten Karana-Gemeinschaft hervor. 
Einige Karana-Familien sind in der Tat wohlhabend und 
kontrollieren beträchtliche Teile der madagassischen 

MADAGASKAR

ÄNGSTE AUF DER GROSSEN INSEL

Während die vermögenden Karana auf ihre Staats-
angehörigkeit achteten, schafft  en es die armen nicht, sich 
noch vom kolonialen Frankreich einbürgern zu lassen

Das Ende des Kolonialismus brachte vielen 
Ländern die Unabhängigkeit und ihren 
Bewohner*innen eine neue Nationalität. 
Aber einige blieben unbeachtet, darunter die 
Eingewanderten in den gerade unabhängig 
gewordenen Ländern. 
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Uganda

Sambia

Mosambik
Madagaskar

Gujarat

Kenia

Indien

Tansania

Mahajanga

Mahajanga war 
bereits um 1780 
ein etablierter 
Zielhafen indischer 
Fernhändler. Um 
1880 begann der 
Zuzug von Familien 
aus Gujarat und 
Umgebung.

1.000 km

ZUKUNFT IM SÜDEN
Migration aus Gujarat und Nachbarregionen 
in Britisch-Indien nach Ostafrika und Madagaskar, 
Ende des 19. Jahrhunderts, heutiger Gebietsstand
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Wirtschaft, insbesondere in den Bereichen Immobilien, 
Bankwesen, Energie, Autos und Industrieausrüstung. 
Dies führt zu Aktionen, genannt opérations anti-karana, 
kurz: OPK. Tatsächlich handelt es sich um Karana-feind-
liche Proteste, sporadische Ausschreitungen, Plünde-
rungen sowie Brandanschläge. Seit einiger Zeit sind die 
Karana auch zum bevorzugten Ziel von Entführungen ge-
worden. 

Die staatenlosen Karana jedoch sind in der Regel arm 
und verfügen weder über das Geld noch den Einfluss, 
um sich Ausweispapiere zu besorgen. Sie gelten in Mad-
agaskar als Ausländer*innen, benötigen also eine Auf-
enthaltsgenehmigung und müssen ihre Visa regelmäßig 
erneuern. Mit der Einführung von biometrischen Auswei-
sen sind Ausweisdokumente für Menschen mit geringem 
Einkommen unerschwinglich geworden. Die Verlänge-
rung einer Aufenthaltsgenehmigung ist finanziell und 
psychologisch anstrengend und kann eine demütigende 
Erfahrung sein. Viele dieser Karana leben daher ohne 
Dokumente in der Illegalität und haben damit keinen An-
spruch auf eine menschenwürdige Beschäftigung, auf Bil-
dung, Ausbildung, medizinische Versorgung. Ohne Pass 
können sie auch nicht verreisen. 

Die Karana haben keinen eigenen, offiziellen Rechts-
status. Das in einem Dekret von 1962 vorgesehene Büro 
für Staatenlose wurde bis heute, 58 Jahre nach der Un-
abhängigkeit, nicht eingerichtet. Allen Bemühungen des 
UN-Flüchtlingshilfswerks zum Trotz ist Madagaskar nicht 
dem UN-Übereinkommen zur Verminderung der Staaten-
losigkeit von 1954 beigetreten und hat sogar das Überein-
kommen über die Rechtsstellung der Staatenlosen von 
1965 gekündigt. Es sieht auch nicht so aus, als ob die Re-
gierung ihre Position ändern würde. 

Offenbar aber werden den Behörden die Probleme, 
die die Staatenlosigkeit mit sich bringt, bewusster. Im 
Dezember 2019 legte Senator Mourad Abdirassoul einen 
Gesetzentwurf zur Änderung des Staatsbürgerschaftsge-
setzes vor, der das Problem der Staatenlosigkeit bis 2024 
lösen soll. Dieser Gesetzentwurf wird derzeit geprüft. 

Der madagassische Staat ist nicht 
in der Lage, die Grundversorgung großer 

Teile der Bevölkerung zu garantieren 

Aussschreitungen und Entführungen erschweren 
die Bemühungen, für eine kleine 
Gruppe Staatenloser eine Lösung zu finden

	Madagaskar
	Tansania
	Mosambik

ARMES OSTAFRIKA
Komponenten im UN-Index der menschlichen 
Entwicklung für Madagaskar und 
zwei kontinentale Nachbarländer, 2019
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NUR DIE REICHEN SIND SICHTBAR
Belastete karana-madagassische Beziehungen
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Von 25.000 indo-pakistanischen Karana sind 
etwa 5.000 staatenlos und überwiegend arm. 
Die anderen Karana besitzen die Staatsange-
hörigkeit Madagaskars oder anderer Länder.

Die Karana gelten als äußerst wohl-
habend. Ihnen sollen 50 bis 60 Prozent 
der Wirtschaft des Landes gehören, heißt 
es. Bei einem Staat mit 27 Millionen 
Einwohnern ist das unwahrscheinlich.

Forbes nannte 2017 unter zehn Multi-
millionären Madagaskars fünf Karana, darunter 
Ylias Akbaraly, Eigentümer des Konglomerats 
Sipromad, des größten Privatunternehmens.

Seit den 1980ern finden Verwüstungen 
von Karana-Vierteln statt – teilweise gezielt 
und womöglich, um von hausgemachten 
Wirtschaftskrisen abzulenken.

Seit etwa 2010 wurden mehr als 100 Karana, 
Erwachsene und Kinder, entführt und sind 
gegen hohe Lösegelder freigelassen worden, 
auch von Banden mit Polizeikontakten. Die 
Dunkelziffer ist hoch. Aus finanziellen, ge-
schäftlichen und politischen Gründen werden 
aber auch andere Madagass*innen entführt. 

Die wirtschaftliche Stellung der Karana 
und die xenophobische öffentliche Meinung 
über sie macht es unpopulär, die Rechts-
stellung der Staatenlosen zu verbessern. 

58,0

30,427,0

Bevölkerung
in Millionen, 2019

85 % 83 % 83 %

unsichere Arbeitsverhältnisse

17 %
2 %0 %

Strom in ländlichen Regionen

57 % 56 %54 %

Versorgung mit sauberem Trinkwasser

30 % 29 %11 %

sanitäre Grundversorgung



ATLAS DER STAATENLOSEN36

I n Uganda befinden sich Angehörige von Minderheiten 
seit der Einführung nationaler Ausweispapiere in ei-
nem Schwebezustand zwischen kultureller Identität 

und legaler Staatsangehörigkeit. Im Jahr 2014 hatte die 
Regierung das Projekt „Informationssystem für die natio-
nale Sicherheit“ ins Leben gerufen mit dem Ziel, Ausweis
papiere als eindeutiges Identifizierungsmerkmal für die 
Parlamentswahlen 2016 auszustellen. Die neuen Doku-
mente sind nicht nur für die Stimmabgabe, sondern auch 
für den Zugang zu öffentlichen Dienstleistungen wie Ge-
burtenregistrierung, Gesundheitswesen, Bildung sowie 
zu Finanzdienstleistungen erforderlich. 

Die 1995 verabschiedete Verfassung Ugandas sieht die 
Staatsbürgerschaft bei Geburt für alle vor, deren Eltern 
oder Großeltern Angehörige der im dritten Verfassungs-
anhang aufgeführten indigenen Gemeinschaften sind. 
Dabei handelt es sich um diejenigen ethnischen Gruppen, 
die am 1. Februar 1926 innerhalb der Grenzen des Landes 
ansässig waren. Bei einer Verfassungsänderung im Jahr 

2005 wurden neun Gruppen hinzugefügt, nun umfasst 
die Liste 65 indigene Gemeinschaften. Sie schließt jedoch 
nach wie vor mehrere Minderheiten aus, obwohl diese 
sich vor dem Stichtag in Uganda aufgehalten hatten und 
obwohl ihre Angehörigen keine andere Staatsangehörig-
keit und keine anderen legalen Möglichkeiten haben, die 
Staatsbürgerschaft bei der Geburt zu erwerben. 

Auch wenn es schon seit den 1990er-Jahren Diskussio-
nen über die Einführung von Ausweispapieren gab, wur-
de doch erst 2015 das Gesetz über die Registrierung von 
Personen verabschiedet und die Nationale Identifizie-
rungs- und Registrierungsbehörde geschaffen, die diese 
Papiere ausstellen sollte. Doch viele Angehörige von Min-
derheiten wurden abgewiesen, weil die Verfassung ihre 
jeweilige indigene Gemeinschaft nicht anerkannte. Durch 
eine eigentlich auf Inklusion zielende Maßnahme droh-
te nun Staatenlosigkeit – und weil sie von wesentlichen 
öffentlichen Dienstleistungen ausgeschlossen waren, sa-
hen sich viele Angehörige von Minderheiten gezwungen, 
ihre kulturelle Identität zu verleugnen. Um ihren recht-
lichen Status zu begründen, ließen sie sich als Mitglie-

UGANDA

EIN STAAT AUCH FÜR DIE WENIGEN

Ugander*in ist nur, wer zu einer von 65 indigenen Ge-
meinschaften gehört, die vor 1926 im Land gelebt haben. 

Über 30.000 Menschen sind ausgeschlossen – noch 

Eine Reihe kleiner indigener Gemeinschaften 
steht nicht auf der Liste, die festlegt,  
wer die Staatsvölker Ugandas sind. Um sich  
vor Staatenlosigkeit zu schützen, verleugnen 
die Ausgeschlossenen ihre Identität.
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UgandaDem. Rep. 
Kongo

Tansania

Kenia

Südsudan

Benet

Kapsegek

Bakingwe

Bakama

Basibolo

Mening

Nyangea

Palwo

Maragoli

Babukusu 

Kampala

UGANDAS MISSACHTETE
Indigene Gemeinschaften, die die Aufnahme in den 3. Anhang der Verfassung Ugandas und 
damit ihr Recht auf Staatsangehörigkeit fordern (Auswahl), Verteilung nach Distrikten

Das Volk der Benet 
am Mount Elgon

 
	starke ökologische 

	 Schäden bis 1980
	Umsiedlungsgebiet 
	geräumte Fläche
	Plantagen

Als die britische Kolonialmacht 1938 den Mount Elgon unter Naturschutz 
stellte, blieben die an den Waldhängen siedelnden Benet unbeachtet. 
Wegen starker Rodungen wurden sie 1983 an den Nordrand des Berges 
umgesiedelt. Über die ihnen zugeteilten 6.000 Hektar hinaus machten sie 
weitere 1.500 Hektar zur Anbaufläche, weil wegen Korruption zu wenig 
Grundstücke vorhanden waren. Dieses Land gehörte zum Nationalpark, und 
6.000 Benet wurden von dort vertrieben. Obwohl ein Gericht 2005 Entschä-
digungen festlegte, ist der Konflikt bis heute nicht gelöst.

Mount-Elgon-
Nationalpark

Mount-Elgon-Nationalpark

100 km

15 km
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der anderer indigener Gruppen registrieren, mit denen 
es etwa sprachliche Überschneidungen gibt. So sind sie 
sogar zusätzlich vom Verlust ihrer kulturellen Identität 
bedroht, indem sie diese leugnen und so versuchen, die 
behördlichen Hindernisse zu umgehen.

Für die ethnische Gruppe der Maragoli etwa bedeutete 
die Einführung von Ausweispapieren, dass sie sich noch 
mehr Sorgen um ihre Ausgrenzung machen mussten. Ob-
wohl ihre Wanderungen in der Vergangenheit nicht im De-
tail dokumentiert sind, wird angenommen, dass sie in drei 
Migrationswellen im 18. und 19. Jahrhundert nach Uganda 
kamen und seitdem in der westugandischen Region Bu-
nyoro leben. Ende der 1990er-Jahre mussten sie erfahren, 
dass sie im dritten Verfassungsanhang nicht genannt sind. 
Seit der Massenregistrierungskampagne haben sie ihren 
Kampf um die Aufnahme in die Liste verstärkt. Verschiede-
ne Regierungsstellen, bei denen sie Petitionen eingereicht 
hatten, bestätigten, dass sie tatsächlich die Kriterien für 
den Stichtag 1926 erfüllen und in den dritten Anhang auf-
genommen werden sollten. Die Kommission zur Überprü-
fung der Verfassung sollte diese Petition bearbeiten. Sie 
hat ihre Arbeit aber noch immer nicht aufgenommen.

Eine weitere, im dritten Verfassungsanhang nicht be-
rücksichtige Gruppe sind die Benet im Osten Ugandas. 
Wie die Maragoli sahen auch sie sich gezwungen, sich 
als Angehörige einer anderen indigenen Gemeinschaft 
registrieren zu lassen, um in den Genuss grundlegender 
Rechte oder staatlicher Leistungen zu kommen. Darüber 

hinaus haben die Benet Probleme beim Zugang zu ihrem 
historisch angestammten Land. Das Gebiet, in dem sie le-
ben, ist heute Teil des Mount-Elgon-Nationalparks, eines 
Wildreservats. Durch eine Umsiedlungsaktion 1983 auf 
die tiefer gelegenen Hänge des Mount Elgon wurde ein 
großer Teil der Benet landlos oder zumindest von Vertrei-
bung bedroht. 2005 entschied der Oberste Gerichtshof, 
dass die Benet als ursprüngliche Bewohner*innen des Ge-
bietes Zugang zu ihrem Land erhalten sollten. Das Urteil, 
das im Übrigen ebenfalls ihr Recht auf Berücksichtigung 
in der Verfassung bestätigte, ist aber immer noch nicht 
umgesetzt. 

Im Oktober 2019 verpflichtete sich die ugandische Re-
gierung gegenüber dem UN-Flüchtlingshochkommissa-
riat, ethnische Gruppen zu berücksichtigen, die bereits 
vor 1926 im Land lebten. Im Januar 2020 wurde ein Ab-
geordneter freigestellt, um einen Vorschlag zu entwerfen, 
auf dessen Grundlage die Maragoli in den dritten Verfas-
sungsanhang aufgenommen werden können. Doch es 
bleibt fraglich, ob eine Regelung zur Staatsbürgerschaft 
jemals umfassend sein kann, wenn sie auf der Zugehörig-
keit zu einer bestimmten ethnischen Gruppe basiert und 
keine anderen Kriterien – beispielsweise die Staatsange-
hörigkeit qua Geburtsort – umfasst. 

2014 lebten 34,6 Millionen Menschen 
in Uganda. Diversität gehört zu 

ihren auffälligsten Gemeinsamkeiten

VIELFALT AN DEN GROSSEN SEEN
Sprachen, Ethnien und Religionen in Uganda

Volkszählung 2014, Anteile in ProzentGrobverteilung der anerkannten 43 Sprachen, Stand 2020

Differenzen durch Rundung* mit arabischer Sprachbasis, auf eine Garnison britischer Kolonialsoldaten zurückgehend
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Dem. Rep. 
Kongo

Tansania

Kenia

Südsudan

Kampala

Uganda

22 Bantu-Sprachen

in ganz Uganda:	 Englisch 	 Ugandische 
		  Swahili	 Zeichensprache

	römisch-
	 katholische Kirche

	anglikanische Kirche
	 Islam
	Pfingstbewegung
	Siebenten-Tags-

	 Adventist*innen
	traditionelle
	andere
	keine

	Baganda
	Banyankore
	Basoga
	Bakiga	
	 Iteso
	Langi	
	Bagisu	
	Acholi	
	Lugbara
	andere	

17 nilosaharanische Sprachen

39,3
13,7

11,1

1,7 0,1 1,8 0,2

32,0

Glaubensgemeinschaften

16,5

9,6

8,8

7,1
7,06,34,9

4,4
3,3

32,1

indigene Gemeinschaften

Nubi *

100 km
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B esonders stark von Staatenlosigkeit betroff en sind 
Angehörige ethnischer Gruppen, die traditionell 
Vieh züchten und einer nomadischen Lebenswei-

se folgen. In Afrika sind das viele Millionen Menschen. 
Ihre Lebensweise ist weit älter als die neuen künstlichen 
Grenzen, die ihre traditionellen Weidegründe durch-
schneiden. Auch wenn eine beträchtliche Anzahl dieser 
Hirten inzwischen sesshaft oder halbsesshaft ist oder sich 
nur innerhalb eines Landes bewegt, haben viele andere 
keinen festen Siedlungsort und ziehen mit ihrem Vieh 
und ihrem Hab und Gut über die Grenzen hinweg.

In praktisch allen Ländern sind die Staatsangehörig-
keitsgesetze nicht auf Menschen ohne festen Wohnsitz zu-
geschnitten. Für die Anerkennung der Staatsbürgerschaft 
muss fast immer entweder ein Nachweis des Geburtsorts 
oder der Abstammung von einer Person erbracht werden, 
die seit einem bestimmten Datum – in Afrika in der Re-
gel der Zeitpunkt der Unabhängigkeit – im Land ansäs-
sig war. Was fehlt, ist ein nationales oder internationales 
Recht zur Bestimmung der Staatsangehörigkeit von Men-
schen, die in einem bestimmten Staat nicht ihren „ge-
wöhnlichen Aufenthalt“ haben oder hatten.

Speziell in Westafrika muss oft der Nachweis er-
bracht werden, dass schon Eltern und Großeltern im 
Land geboren wurden, um die Staatbürgerschaft zu er-
halten. Allerdings wurden während der Kolonialzeit nur 
wenige Geburten überhaupt registriert, und in vielen 
Ländern werden auch heute nur 50 Prozent oder we-
niger der Kinder erfasst. Diese mangelhafte Praxis der 
Registrierung kann Mitgliedern jeder Gruppe Probleme 
bereiten. Weniger Probleme werden Kinder haben, deren 
Eltern einer bekanntermaßen im Land ansässigen eth-
nischen Gruppe angehören. Der Status der Angehörigen 
nomadischer Bevölkerungsgruppen wird jedoch immer 
infrage stehen. 

Angehörige der 25 Millionen Menschen zählenden 
Ethnie der Fulbe (auch Fulani oder Peul genannt) etwa, 
traditionell ein nomadisch lebendes Hirtenvolk, ist in 
ganz Westafrika bis zum Sudan zu fi nden. In den Staa-
ten, in denen sie präsent sind, werden sie gemeinhin 
als „fremd“ angesehen, insbesondere wenn es zwischen 
den Sesshaften und ihnen zu Konfl ikten über die Land-
nutzung kommt. Im Extremfall werden Fulbe massenhaft 
ausgewiesen – mit der Begründung, sie besäßen nicht 
die jeweilige Staatsbürgerschaft. So vertrieb Sierra Leo-
ne 1982 viele Fulbe, die angeblich aus Guinea stammten, 
Ghana folgte 1988/89 und noch einmal 1999/2000. Auch, 
als die mauretanische Regierung 1989/90 rund 70.000 
Menschen mit derselben Begründung auswies, waren die 
Betroff enen zum allergrößten Teil Viehhirt*innen der Ful-
be und ihre Familien aus dem Senegal-Flusstal. 

Selbst denjenigen Fulbe, die seit mehreren Generati-
onen an demselben Ort ansässig sind oder nur innerhalb 
eines Landes umherziehen, begegnet oft genug Miss-

NOMAD*INNEN

BEGRENZTES LEBEN

Die vielen Grenzen im Sahel passen nur schwer zur 
weiträumigen nomadischen Wirtschaft sweise und 

erleichtern Regierungen, Wanderhirt*innen auszugrenzen 

Die verbreitete Vorstellung vom Staat und 
die Regelungen zur Staatsbürgerschaft  
basieren auf der Annahme, dass die 
Bürger*innen innerhalb fester Grenzen leben. 
Aber Millionen Menschen, insbesondere 
in den Trockengebieten Afrikas und Asiens, 
ziehen mit ihren Herden auf der Suche 
nach Wasser und Weideland von Ort zu Ort.

* von Marokko teilweise besetzt

LEBENSRAUM SAHEL
Wanderung der Fulbe mit ihren 
Rindern zur Regen- und Trockenzeit 
in West- und Zentralafrika

Rinderzucht
 Fulbe 

Kamel- und Karawanenwirtschaft
 Mauren
 Tuareg
 Tubu

Wanderungen
 inländische
 grenzüberschreitende
 in der Regenzeit
 in der Trockenzeit 

 offizielle Grenzübergänge 

Liberia

Sierra Leone

Westsahara*

Senegal

Mauretanien

Guinea

Guinea-Bissau

Afrika

Gambia

Dakar

Nouakchott
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trauen, das ihren Status als Bürger*innen des betref-
fenden Staates infrage stellt – häufi g nur, weil sie einen 
Fulbe-Nachnamen tragen. Einige Diskriminierungsopfer 
können mithilfe von Bürgschaften oder auch durch Be-
stechung Ausweispapiere erhalten. Aber die Ärmsten und 
am stärksten Ausgegrenzten sind dazu fi nanziell meist 
nicht in der Lage und haben daher kaum eine Chance, 
als Staatsangehörige irgendeines Staates anerkannt zu 
werden. Infolgedessen haben sie keinen Zugang zu öf-
fentlichen Dienstleistungen, einschließlich Gesundheits-
versorgung und Bildung für ihre Kinder, sie sind von der 
formellen Wirtschaft ausgeschlossen und können weder 
wählen noch für politische Ämter kandidieren. 

Ebenfalls von Staatenlosigkeit bedroht sind die no-
madisierenden Tuareg, die in der westlichen Sahara von 
Kamelzucht und Handel leben. Sie sprechen Tamaschek 
(oder Tamasheq), einen Dialekt der Berbersprache. Die 
Forderung nach Selbstbestimmung der Tuareg reicht bis 
in die 1950er-Jahre zurück, doch als die Kolonialmächte 
sich zurückzogen, wurde für sie kein eigener Staat ge-
schaff en. Heute verteilen sie sich auf Algerien, Libyen, 
Mali, Burkina Faso und Niger. 

Der Unmut darüber, dass die Menschen in den Wüs-
tenregionen unterdrückt und marginalisiert werden, 
führte unter anderem zu den Aufständen in Niger und 

Mali in den 1960er- und 1990er-Jahren sowie noch einmal 
in Mali im Jahr 2011. Der fehlende Zugang zu Beweisen, 
die ihre Staatsangehörigkeit dokumentieren, ist bis heute 
für viele Tuareg ein zentrales Problem. Andere Gruppen 
mit einer ursprünglich nomadischen Lebensweise stehen 
vor ähnlichen Hürden, etwa die Mahamid-Araber*innen 
in Niger, von denen vermutet wird, dass sie aus dem be-
nachbarten Tschad stammen. 

In der Vergangenheit war es westafrikanischen No-
mad*innen möglich, ohne Ausweispapiere als Beleg für 
ihre Staatsangehörigkeit zu überleben oder sogar zu pros-
perieren. In abgelegenen ländlichen Regionen oder Wüs-
tengebieten sind staatliche Institutionen auch heute noch 
kaum präsent. Es gibt somit auch kaum Anreize und Gele-
genheiten, Geburten zu registrieren und Ausweispapiere 
zu beantragen, um Zugang zu öff entlichen Dienstleistun-
gen zu erhalten. Mittlerweile haben jedoch Sicherheitsfra-
gen und die Bemühungen zur Verbesserung der öff entli-
chen Dienste dazu geführt, dass Ausweispapiere immer 
wichtiger werden – selbst für diejenigen, die ihre eigenen 
Gemeinschaften gar nicht verlassen wollen. Solange aber 
Eltern keine Dokumente haben, bleibt es schwierig, die 
Geburten ihrer Kinder zu registrieren. Mit jeder Genera-
tion ohne Ausweispapiere nimmt damit das Risiko der 
Staatenlosigkeit weiter zu. 
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Elfenbeinküste

Burkina Faso

Algerien

Sudan

Libyen

Zentralafrikanische Republik

Tschad

Mali
Niger

Togo

Benin Nigeria

Kamerun

Ghana

Tubu – Bevölkerungsgruppe der zen-
tralen Sahara, Sprachen: Tedaga und 
Dazaga. Hirtennomadische Ziegen-, 
Schaf- und Kamelzucht, Karawanen-
fernhandel, Landwirtschaft in Oasen

Tuareg – in Nord- und Westafrika lebende 
Berber*innen, Eigenbezeichnung in Mali: 
Imushagh, Sprache: Tamasheq, Schrift: 
Tifinagh. Leben heute von meist halbno-
madischer Weidewirtschaft mit Kamelen 
und traditionellem Karawanenfernhandel

Mauren – teilweise 
nomadisch lebende 
Berber*innen, Eigen-
bezeichnung Bidhan, 
Sprache: Hassania, 
ein arabischer Dialekt. 
1957 lebte 90 Prozent 
der Bevölkerung in 
Zelten, 2005 rund 40 
Prozent in Städten

Fulbe (auch Fulani 
oder Peul) – westafri-
kanisches Hirtenvolk, 
Sprache: Ful, der 
Niger-Kongo-Sprach-
familie zugehörig. 
Zwar überwiegend 
sesshafte Rinderzucht, 
doch verbreitet noch 
mit nomadischer 
Herdenwanderung

N'Djamena

Ouagadougou NiameyBamako

250 km

Südsudan
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D ie größte Gruppe von Staatenlosen in der Elfen-
beinküste sind Menschen, die als Arbeitskräfte 
teils unter Zwang, teils freiwillig ins Land gekom-

men sind, sowie deren Nachfahren. Schon in der Koloni-
alzeit war die Wirtschaft des Landes stark vom Anbau in 
Plantagen geprägt, ab den 1930er-Jahren vor allem von 
Kaffee und Kakao. Die dafür benötigten Arbeiter*innen 
wurden im Land, aber zunehmend auch in anderen Teilen 
des französischen Kolonialreichs in Westafrika rekrutiert, 
besonders aus dem späteren Burkina Faso. 

Zum Zeitpunkt der Unabhängigkeit 1960 waren nach 
Schätzungen des UN-Flüchtlingshilfswerks (UNHCR) etwa 
13 Prozent der ivorischen Bevölkerung Einwander*innen, 
also außerhalb der Elfenbeinküste geboren. Sie waren 
plötzlich staatenlos. Die Migration aus den westafrikani-
schen Nachbarstaaten hielt noch bis Ende der 1990er-Jah-
re an. Inzwischen sind es gar nicht mehr die Migrant*in-
nen, die besonders von Staatenlosigkeit betroffen sind, 
sondern ihre in der Elfenbeinküste geborenen Kinder und 
Kindeskinder. Bei der Volkszählung von 2014 gaben 24 

Prozent der Bevölkerung an, nicht die ivorische Staats-
bürgerschaft zu besitzen, obwohl 59 Prozent der Befragten 
im Land geboren waren; ob diese Menschen eine andere 
Staatsbürgerschaft haben, wurde nicht erfragt. 

Laut dem Staatsbürgerschaftsgesetz von 1961 erhalten 
nur Kinder mit wenigstens einem ivorischen Elternteil au-
tomatisch die Staatsbürgerschaft. Für Ausländer*innen, 
die sich im Land aufhielten, als die Elfenbeinküste von 
Frankreich unabhängig wurde, sah das Gesetz ein ein-
jähriges Programm vor, das die Einbürgerung erleichtern 
sollte. Tatsächlich aber ergriff keine einzige ausländische 
Person diese Gelegenheit. Kinder von bereits in der Elfen-
beinküste geborenen Einwander*innen konnten bis 1972 
die ivorische Staatsbürgerschaft durch eine einfache Er-
klärung bei den Behörden erwerben. Doch nur ganze 36 
Antragsteller*innen erhielten sie durch das Einreichen 
einer solchen Mitteilung.

Gleichwohl genossen Einwander*innen und ihre 
Nachkommen lange fast die gleichen Rechte wie ivori-
sche Staatsbürger*innen. Grund dafür war die liberale 
Politik des seit der Unabhängigkeit bis zu seinem Tod 
1993 amtierenden Präsidenten Félix Houphouët-Boigny. 
Er war der Meinung, dass ausländische Arbeitskräfte der 
ivorischen Wirtschaft nutzen können, besonders bei den 

ELFENBEINKÜSTE

FÜR KAFFEE UND KAKAO 

Während die Elfenbeinküste 40 Prozent der 
weltweiten Kakaobohnen liefert, erzielt das Land nur 

5 bis 7 Prozent der weltweiten Gewinne damit

Die Elfenbeinküste hält für die Staaten-
losigkeit im Lande, die auf starke Migration 
während der Kolonialzeit zurückgeht, ein 
restriktives und willkürlich angewandtes 
Staatsbürgerschaftsrecht bereit. Die  
ivorische Regierung will nun die daraus 
entstandenen Probleme bis 2024 lösen. 

 A
TL

A
S 

D
ER

 S
TA

AT
EN

LO
SE

N
 / F

AO
ST

AT
, T

R
A

D
IN

G
EC

O
N

O
M

IC
S 

1961 1970 1980 1990 2000 2010 2020
0

0,5

1

1,5

2

2,5

0

1

2

3

4

5

Kakao

1961 1970 1980 1990 2000 2010 2020
0

2

4

6

0

1

2

3

Kaffee

	Ernte in Millionen Tonnen
	Anbaufläche in Millionen Hektar
	Weltmarktpreise, 1.000 US-Dollar/Tonne

	Ernte in 100.000 Tonnen
	Anbaufläche in Millionen Hektar
	Weltmarktpreise, US-Dollar/Pfund zu 454 Gramm 

0

0,5

1

1,5

0

1

2

3

4

5

REIZ DER ROHSTOFFE
Anbaumengen und -flächen für Kaffee und Kakao in der Elfenbeinküste, Weltmarktpreise



ATLAS DER STAATENLOSEN 41

arbeitsintensiven Agrarprodukten für den Export. In dem 
Maße jedoch, in dem der Verfall der Rohstoffpreise und 
andere wirtschaftliche Probleme wie auch die Xenopho-
bie im Land zunahmen, verschlechterte sich die Lage der 
Staatenlosen. So machte 1998 ein Gesetz die ivorische 
Staatsangehörigkeit zur Voraussetzung für den Erwerb 
von Land. Ohne die Vorlage von Ausweispapieren ist auch 
die Teilnahme an Aufnahmeprüfungen für höhere Schu-
len meist unmöglich. 

Das ivorische Meldewesen ist nur schwach entwickelt. 
Viele Ivorer*innen lassen Geburten nicht registrieren, 
unter anderem, weil es darüber kaum Informationen gibt 
und weil korrupte Beamte dafür oft illegal Gebühren erhe-
ben. Um ivorische Ausweispapiere zu erhalten, ist jedoch 
die Vorlage einer Geburtsurkunde und eines Nachweises 
der Staatsangehörigkeit der Eltern nötig. Viele Menschen 
haben diese Papiere nie besessen, und viele weitere ha-
ben sie bei der Flucht während des Bürgerkriegs in den 
2000er-Jahren verloren. Kinder, deren Eltern im Krieg 
starben, sind besonders stark von Staatenlosigkeit be-
droht. Auch Diskriminierung spielt eine Rolle: Eingebür-
gerte Frauen können ihre Staatenlosigkeit nicht automa-
tisch an ihre Kinder weitergeben, es sei denn, der Vater 
der Kinder ist gestorben. 

All dies trägt dazu bei, dass die Zahl der Staatenlosen 
in der Elfenbeinküste hoch bleibt. Wie hoch, lässt sich 
nicht ohne Weiteres bestimmen. Das liegt zum Teil an den 
Mängeln im Meldesystem, zum Teil an der lückenhaften 
Identifizierung von Staatenlosen. So ist zum Beispiel un-
bekannt, wie viele Menschen die Staatsbürgerschaft des 

Herkunftslandes ihrer Vorfahren angenommen haben. 
Ein weiteres Problem ist der statistisch kaum erfassbare 
Menschenhandel mit Kindern aus den Nachbarländern 
für die Arbeit auf den Kakaoplantagen. Sie haben keine 
Papiere und sind nach ihrer Verschleppung auch noch 
von Staatenlosigkeit bedroht. 

Aus diesen Gründen ist es auch unmöglich, die ge-
naue Zahl der tatsächlich Staatenlosen in der Elfenbein-
küste anzugeben. Die Regierung spricht von 700.000 Men-
schen, davon 300.000 Kinder, deren Eltern nicht bekannt 
sind. Der UNHCR meldet fast eine Million Betroffene. 

Lösbar wäre das Problem der Staatenlosigkeit, wenn 
die Einbürgerung erleichtert und das Staatsangehörig-
keitsrecht reformiert würde. So könnten die Kinder, die 
in der Elfenbeinküste auf die Welt gekommen und deren 
Eltern auch bereits dort geboren sind, automatisch die 
ivorische Staatsbürgerschaft erhalten. Wichtig ist es aber 
auch, Staatenlose besser zu identifizieren und das Mel-
desystem zu stärken. 

Inzwischen ist eine positive Entwicklung in Gang ge-
kommen. 2013 hat die Elfenbeinküste die Übereinkom-
men über die Rechtsstellung der Staatenlosen von 1954 
und zur Verminderung der Staatenlosigkeit von 1961 ra-
tifiziert. 2020 kündigte die Regierung in Abidjan einen 
nationalen Aktionsplan an, der das Problem der Staaten-
losigkeit bis 2024 lösen soll. 

Für Côte d'Ivoire, wie die Elfenbeinküste in 
Deutschland amtlich heißt, sind alle statistischen 

Zahlenangaben mit Vorbehalt zu betrachten

ARME WANDERN ZU ARMEN
Migrantische Demografie der Elfenbeinküste, 
Komponenten, Auswahl

Familiäre Herkunft der Immigrant*innen, geschätzt

Gesamtzahl der Staatenlosen, Angaben von   Regierung und   UNHCR-Globalstatistik 2020
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Afrika

75,8

9,9

14,3

22,7 Mio.2014

74,0

13,8

12,2

15,4 Mio.1998

71,9

16,1

12,0

10,8 Mio.1988

Elfenbeinküste

Liberia

Burkina Faso

Guinea

Ghana

Mali

100 km

2.200.000
Burkina Faso

790.000
Mali

230.000
Guinea

Angaben bei den vier Volkszählungen der Elfenbeinküste, in Prozent

Herkunft „ausländisch“:
	 im Ausland geboren
	 im Inland geboren

	Herkunft „inländisch“

	Jahr
	Gesamtbevölkerung

700.000–955.000

15,5

77,9
6,6

6,8 Mio.1975
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I n Südafrika leben Schätzungen zufolge rund 10.000 
Staatenlose. Verlässliche Statistiken gibt es nicht. Ein 
Grund für die Staatenlosigkeit sind die administrati-

ven und rechtlichen Hürden, die bei der Meldung einer 
Geburt auf dem Standesamt genommen werden müssen. 
Dabei legt Abschnitt 28 der südafrikanischen Verfassung 
fest, dass jedes innerhalb der Grenzen Südafrikas gebo-
rene Kind von Geburt an das Recht auf einen Namen und 
eine Staatsangehörigkeit hat und eine Geburtsurkunde 
erhalten soll. 

Das Land hat sogar eine ganze Reihe einschlägiger in-
ternationaler Abkommen unterzeichnet: die Konvention 
der Vereinten Nationen über die Rechte des Kindes von 
1989, den Internationalen Pakt über bürgerliche und poli-
tische Rechte von 1966 und die Afrikanische Charta über 
die Rechte und das Wohlergehen des Kindes von 1999. Die 
Ausstellung von Geburtsurkunden, das konkrete Verfah-
ren und die zur Registrierung einer Geburt erforderlichen 
Dokumente sind im südafrikanischen Gesetz zur Erfas-
sung von Geburten und Todesfällen (Nr. 51 von 1992) und 
den dazugehörigen Verordnungen (von 2014) geregelt. 

Doch trotz dieser Regelungen erwerben in Südafrika 
geborene Kinder ausländischer Staatsangehöriger nicht 
automatisch qua Geburt die südafrikanische Staatsbür-
gerschaft. Das Gesetz verlangt nämlich von ausländischen 
Eltern die Vorlage eines gültigen Visums, einer Asylbewil-
ligung oder der Anerkennung als Geflüchtete*r. Doch für 
Asylsuchende und Geflüchtete sind solche Dokumente 
mit Hindernissen, Kosten und Verzögerungen verbunden. 
Menschen können aus verschiedenen Gründen ohne Do-
kumente dastehen: Ihre Aufenthaltsgenehmigungen sind 
abgelaufen oder sie konnten ihr Visum nicht wie vorge-
schrieben außerhalb des Landes verlängern, aber auch 
wegen geschlossener Ämter oder des allzu restriktiven 
Einwanderungsrechts. Geburten müssen registriert wer-
den, bevor das Baby 30 Tage alt ist. Andernfalls müssen 
die Eltern eine nachträgliche Registrierung beantragen – 
ein langwieriges und beschwerliches Verfahren, weil da-
für Asyl- oder Geflüchtetendokumente überprüft werden. 

Selbst wenn ausländische Staatsangehörige eine Ge-
burtsurkunde erhalten haben, können weitere Probleme 
auf sie zukommen. Die Urkunden für ausländische Staats-
bürger*innen sind oft handgeschrieben, bei der Behörde 
verbleibt kein Belegexemplar, und die Geburten werden 
nicht ins Melderegister eingetragen. Haben Eltern eine 
solche Urkunde verloren, können sie keinen Ersatz be-
kommen, da das zuständige Innenministerium handge-
schriebene Geburtsurkunden nicht neu ausstellt. Ihren 
Kindern wird damit der Nachweis ihrer Staatsangehörig-
keit unmöglich gemacht. Bis vor Kurzem durfte überdies 
der Vater eines unehelichen Kindes die Geburt nicht ohne 
die Anwesenheit der Mutter melden. Dies änderte sich 
erst im Juli 2018, als das Oberste Gericht von Grahams-
town (dem heutigen Makhanda) die entsprechende Rege-
lung für verfassungswidrig erklärte. 

Unbegleitete ausländische Minderjährige in Südafrika 
haben keinen legalen Status und sind infolge restriktiver 
Einwanderungsgesetze ebenfalls von Staatenlosigkeit 
bedroht. Laut Gesetz müssen zuerst Visumanträge im 
Herkunftsland gestellt werden, aber das ist für bereits im 
Land lebende Kinder natürlich unmöglich. Da es keine 
Visumkategorie für unbegleitete Kinder und Jugendliche 
gibt, können sie auch nicht als Asylsuchende oder Ge-
flüchtete anerkannt werden. 

2015 zeigte eine Untersuchung des Scalabrini Centre, 
einer Hilfsorganisation für Migrant*innen in Kapstadt, 
dass 80 Prozent der ausländischen Kinder in Betreuungs-
einrichtungen keine Geburtsurkunden oder andere Doku-
mente hatten, die die Voraussetzung für den Erwerb einer 
Staatsangehörigkeit sind. Aufgrund illegaler Migration, 
fehlender Geburtsurkunden, Pässe oder anderer Doku-
mente sowie des verlorenen Kontakts zu ihren Familien 
bestand für schätzungsweise 15 Prozent der Kinder ein 
hohes Risiko der Staatenlosigkeit. Laut einer weiteren 
Studie der Organisation aus dem Jahr 2017 über unbeglei-
tete oder von ihren Familien getrennt lebende ausländi-
sche Kinder in der Region Western Cape hatten 55 Prozent 
der befragten Kinder keine Geburtsurkunden. 21 Prozent 
waren dieser Studie zufolge von Staatenlosigkeit bedroht. 

Abschnitt 4(3) des südafrikanischen Staatsbürger-
schaftsgesetzes – in der geänderten Fassung von 2010 –  
ermöglicht in Südafrika geborenen ausländischen Kin-
dern den Erwerb der südafrikanischen Staatsbürger-
schaft, wenn sie volljährig sind. Dies gilt jedoch nur für 
nach Januar 2013 geborene Kinder, deren Geburt regis-
triert wurde – was bedeutet, dass ihre Eltern im Besitz 

SÜDAFRIKA

KINDER FALLEN AUCH 
DURCH DICHTE MASCHEN 
Die Verfassung Südafrikas ist so aufgeklärt und 
liberal wie in kaum einem anderen Land. Doch 
selbst hier geraten Tausende von Menschen 
in den Schwebezustand der Staatenlosigkeit 
oder werden in ihn hineingeboren. Kinder sind 
besonders gefährdet. 
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gültiger Dokumente gewesen sein müssen. Die Auslegung 
dieser Bestimmung ist Gegenstand zahlreicher Rechts-
streitigkeiten. Abschnitt 2(2) desselben Gesetzes sieht die 
Staatsbürgerschaft für in Südafrika geborene Personen 
vor, die nicht die Staatsbürgerschaft eines anderen Lan-
des erhalten können. Sie müssen jedoch nach wie vor 
eine Geburtsurkunde besitzen. Daher dürfte Abschnitt 
2(2) für die meisten Staatenlosen wenig hilfreich sein. 

Die südafrikanische Regierung könnte das Risiko der 
Staatenlosigkeit für Kinder durch verschiedene Maßnah-
men verringern. So sollte sie allen von Staatenlosigkeit 
bedrohten Kindern die Staatsangehörigkeit gewähren. Sie 
sollte alle einschlägigen Gesetze, insbesondere die über 
Geburtenregistrierung und Staatsbürgerschaft, überprü-
fen und diskriminierende Abschnitte, die das Anrecht von 

Kindern auf eine Staatsangehörigkeit behindern, ändern 
oder streichen. Sie sollte systematisch alle Kinder ohne 
Ausweispapiere in Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen 
identifizieren und sicherstellen, dass sie eine Geburtsur-
kunde und eine Staatsangehörigkeit erhalten. Sie sollte 
die Datenerhebung über Kinder von Geflüchteten verstär-
ken und ihre Registrierung und Dokumentation verein-
fachen. Und schließlich sollte sie sicherstellen, dass das 
Flüchtlingsgesetz mit der UN-Konvention über die Rechte 
des Kindes übereinstimmt, und unbegleiteten Kindern 
ein dauerhaftes Aufenthaltsrecht gewähren. 

Jedes Kind ein Schicksal: verwaist oder von den Eltern 
verlassen, in größter Armut abgegeben, nach Missbrauch 

aufgenommen, aus Kriegsgebieten gebracht

*Mehrfachnennungen möglich
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Namibia

Uganda
Kenia

Tansania

Somalia

Ruanda

Angola

Burundi

Dem. Rep. 
Kongo

Sambia

Lesotho

Kamerun

Nigeria

Simbabwe

unbekannt

unbekannt

dem Kind 
unbekannte Person

dem Kind 
bekannte Person

allein

andere Kinder

Eltern oder 
Elternteil

Verwandte

Mutter und Vater 
gestorben

Mutter 
gestorben

Vater 
gestorben

kein Wissen um 
Aufenthalt der Eltern

kein Wissen um 
Aufenthalt der Mutter

Vater lebt an 
bekanntem Ort

Mutter lebt an 
bekanntem Ort

Von 19 in Südafrika 
geborenen Kindern 
ausländischer Eltern 
hatten 10 eine 
Geburtsurkunde; 
Einbürgerung ist mit 
Volljährigkeit möglich. 
9 hatten keine 
Geburtsurkunde, 
Staatenlosigkeit droht.

19 33

47 9

15 23

11 33

8 9

2 27

6 59

1

Kapstadt

1

9

2

1

1

46

10

13

2

4
41

10
14

Südafrika

Herkunft

Begleitung bei der Einreise nach Südafrika

26 keine 22 unzulängliche

22

ausländische Geburtsurkunde 
oder Pass mit/ohne Visum

56

südafrikanische Dokumente für 
Geflüchtete, teilweise abgelaufen

Persönliche Dokumente*

Wissen der Kinder um die Eltern*

DIE 109 KINDER VON KAPSTADT
Die Hilfsorganisation Scalabrini Centre hat ab 2014 in den Schutzunterkünften 
von Kapstadt und Umgebung alle aufgefundenen Kinder mit ausländischem 
Hintergrund auf Personalpapiere und rechtlichen Status untersucht. 
Ergebnis: Nur ein kleiner Teil wird problemlos eingebürgert werden.
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M it einer 2010 in Kraft getretenen Verfassungsän-
derung erkannte die Dominikanische Republik 
fast 250.000 Menschen ihre Staatsbürgerschaft 

ab. Der Beschluss, den 209 von 215 Deputierten und Sena-
toren unterzeichnet hatten, machte auf einen Schlag eine 
viertel Million Menschen staatenlos. Betroffen waren auf 
dominikanischem Territorium geborene Kinder von El-
tern, die aus dem Nachbarland Haiti eingewandert waren. 

Damit änderte das Land das seit der Staatsgründung 
1844 geltende Territorialprinzip, nach dem jede Person, 
die innerhalb der Landesgrenze geboren wurde, den An-
spruch auf die dominikanische Staatsbürgerschaft hatte. 
Im Staatsrecht ist dieses Prinzip auch als „Jus soli“, als 
„Recht des Bodens“ bekannt. Ab 2010 galt hingegen nach 
Artikel 18 der Verfassung das Abstammungsrecht, das 
„Jus sanguinis“ oder „Recht des Blutes“. Danach ist Do-
minikanerin beziehungsweise Dominikaner, wer Tochter 
oder Sohn einer dominikanischen Mutter oder eines do-
minikanischen Vaters ist. Die Neuregelung galt sogar für 
Personen, die bereits die dominikanische Staatsbürger-
schaft besaßen. Außerdem schloss ein neu formulierter 
Absatz von der Staatsbürgerschaft all jene aus, die sich 
vor dem Stichtag illegal auf dem Staatsgebiet aufhielten, 
insbesondere die „Haitianos“ aus dem Nachbarland.

Die Dominikanische Republik und Haiti teilen sich die 
zweitgrößte Karibikinsel. Der Westen ist sprachlich und 

kulturell frankofon und afrikanisch dominiert, der Osten 
hispanisch. Das Verhältnis beider Staaten ist angespannt, 
seit sich die Dominikanische Republik ihre staatliche 
Unabhängigkeit 1844 vom Nachbarland Haiti erkämpfte. 
Zugleich ist Haiti eines der ärmsten Länder Lateinameri-
kas. Das Pro-Kopf-Einkommen liegt bei nur einem Zehntel 
desjenigen in der Dominikanischen Republik. Etwa vier 
Fünftel der haitianischen Bevölkerung lebt an oder unter-
halb der Armutsgrenze. 

Entsprechend wanderten und wandern viele Men-
schen aus Haiti in das Nachbarland aus, um dort zu ar-
beiten, vor allem in der Bauindustrie und in der Land-
wirtschaft. Nach Angaben des dominikanischen Büros für 
Statistik kommen 87 Prozent der in der Dominikanischen 
Republik lebenden 571.000 Ausländer*innen aus Haiti – 
dazu eine nicht erfasste Zahl von illegal und temporär 
eingewanderten Arbeitssuchenden.

Die Mehrheit der jetzt betroffenen Migrant*innen aus 
Haiti kam seit den 1930er-Jahren auf der Grundlage zwi-
schenstaatlicher Vereinbarungen in die Dominikanische 
Republik. Dort wurden sie während der Erntezeit auf den 
Zuckerrohrplantagen als Braceros, als Tagelöhner, einge-
setzt. Ihr zeitlich begrenzter Ernteeinsatz wurde – von der 
dominikanischen Verwaltung geduldet – wegen des ganz-
jährigen Bedarfs der Zuckerrohrindustrie aufgeweicht. Die 
Familien der Arbeitskräfte siedelten sich in unmittelbarer 
Nähe der Felder und Verarbeitungsbetriebe an, abgeson-
dert in einfachen Siedlungen, Bateys genannt. Ihre Nach-
kommen wurden trotz mancher Diskriminierungen, etwa 
wegen dunklerer Hautfarbe oder französisch klingender 
Namen, nicht nur geduldet, sondern als dominikanische 
Staatsangehörige erfasst. Nach altem Verfassungsrecht 
erhielten sie Geburtsurkunden und Ausweispapiere, die 
für Schulbesuch und Krankenhausaufenthalt, Bank- und 
Geldgeschäfte erforderlich sind.

Nationalistische Politiker*innen stellten den Aufent-
haltsstatus und die Staatsbürgerschaft der Haitianos zwar 
immer wieder infrage, juristisch wurde beides jedoch 
nicht angetastet. Dies änderte sich erst mit dem Eintritt 
nationalistischer Parteien in die Regierung Anfang der 
2000er-Jahre. Die lokalen Büros der zuständigen zentra-
len Wahlbehörde begannen, die gültigen Ausweispapiere 
als „unberechtigt“ anzuzweifeln. Cédulas genannte Per-
sonalausweise wurden eingezogen oder nicht erneuert, 
die Ausstellung von Geburtsurkunden verweigert. 

DOMINIKANISCHE REPUBLIK

HERKUNFT HAITI

Koloniales Erbe Spaniens und Frankreichs:  
Mehrmals wurde Hispaniola zentral regiert und  
wieder geteilt. Die Spannungen bleiben bis heute

Fast einer viertel Million Menschen wollte die 
Dominikanische Republik die Staatsbürger-
schaft aberkennen – sogar rückwirkend.  
Noch immer fürchten viele die Behörden.

EINE INSEL, ZWEI STAATEN
Grenzverläufe auf der Karibikinsel Hispaniola

 A
TL

A
S 

D
ER

 S
TA

AT
EN

LO
SE

N
 / W

IK
IP

ED
IA

 

seit 1844 

Dominikanische RepublikHaiti

Haiti1822 bis 1844 
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Als Betroffene sich organisierten und vor den Gerich-
ten des Landes ebenso wie vor dem Interamerikanischen 
Gerichtshof für Menschenrechte klagten, verschärfte das 
Oberste Verfassungsgericht in Santo Domingo 2013 die Be-
stimmungen nochmals. Es ordnete an, die neuen Bestim-
mungen über die Staatsbürgerschaft auf Grundlage der 
Geburtsurkunden bis ins Jahr 1929 anzuwenden – ein Ver-
stoß gegen das weltweit anerkannte Rückwirkungsverbot. 

Auf internationale Proteste hin reagierten Regierung 
und beide Parlamentskammern 2014 mit einem modi-
fizierten Einbürgerungsgesetz. Diesem zufolge können 

alle nach der neuen Gesetzgebung „illegalen Personen“, 
die standesamtlich registriert waren, als Staatsbür-
ger*innen anerkannt werden. Außerdem sollen Ha-
itianos ohne Eintrag im Geburtenregister Haitis und 
ohne Bezug zum Herkunftsland ihrer Vorfahren das 
Recht haben, innerhalb von zwei Jahren eingebürgert 
zu werden. Dennoch hatten fünf Jahre später noch etwa  
50 Prozent der rund 245.000 Betroffenen keine Geburtsur-
kunden und Ausweise, weil ihre Fälle nach der modifizier-
ten Gesetzgebung noch nicht abschließend beschieden 
wurden. Sie sind nach wie vor der behördlichen Willkür 
unterworfen. 

Früher war die Dominikanische Republik für ihre 
Agrarexporte bekannt. Heute ist es die  

Urlaubsindustrie, die nach Arbeitskräften verlangt

Im Osten der gemeinsamen Insel lebt es sich 
besser. Hier sind 20 Prozent der Bevölkerung 
bedrohlich arm, in Haiti allerdings 60 Prozent

UNGLEICHE NACHBARN
Jährliches Pro-Kopf-Einkommen in Haiti und der Dominikanischen Republik nach Kaufkraft 
in 1.000 US-Dollar sowie Auswahl politischer und wirtschaftlicher Ereignisse
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HAUPTSACHE BILLIG – VON DEN FELDERN IN DEN SERVICE
Traditionelle Migrationsziele in der Plantagenwirtschaft der Dominikanischen Republik, hier um 1971, 
und Verschiebung zu den touristischen Zentren mit Bauboom, Niedriglohnsektor und Schattenwirtschaft, um 2019
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1990 Wahl beendet Militärdiktatur

1991 neuer Putsch

1990 umstrittene Wahlen

1995–97 Land unter UN-Mandat

1994 Wahl unter 
Betrugsverdacht

1994 US-Intervention, 
Präsident wieder eingesetzt

1996 Neuwahl auf Druck der USA, Privatisierungen

2000 manipulierte 
Parlamentswahlen, 
Zusammenbruch 
des Staates 2001

2003/04 Hochinflation, Bankenkrise, Währungsverfall

2004 Militärintervention 
mit UN-Mandat, 
umstrittene Neuwahlen

2010 Erdbeben mit 
über 300.000 Toten

Dominikanische Republik

2018 6,3 Millionen 
touristischen Ankünfte 
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Bevölkerung der 
Dominikanischen 
Republik, 2017
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S eit ihrer Gründung haben die Vereinigten Staaten 
Menschen willkommen geheißen und ihnen ihre 
Staatsbürgerschaft gewährt. Im Land geborene 

Kinder werden automatisch Bürger*innen der USA. Seit 
der Verabschiedung des 14. Zusatzartikels der Verfassung 
im Jahr 1868 ist diese Garantie ein Eckpfeiler der US-ame-
rikanischen Identität. 

Doch die US-amerikanische Demokratie ist in ein 
schwieriges Fahrwasser geraten. Präsident Donald 
Trump will bei der Erteilung der Staatsbürgerschaft qua 
Geburtsort künftig differenzierter vorgehen. Tatsächlich 
wollen er und seine Gefolgsleute das Territorialprinzip 
derart uminterpretieren, dass Kinder irregulärer Ein-
wanderer davon ausgeschlossen werden. Diese restrikti-
ve Sichtweise der US-amerikanischen Identität und der 
Grundrechte verbreitet sich immer mehr im Land. Eine so 
drastische Neuinterpretation des 14. Zusatzartikels hätte 
schwerwiegende Folgen. 

Schätzungen des überparteilichen Zentrums für 
Migrationsstudien (Center for Migration Studies, CMS) 

zufolge könnten 2020 etwas mehr als 200.000 Menschen 
in den Vereinigten Staaten staatenlos oder von Staaten-
losigkeit bedroht sein. Das geht weit über die einige Tau-
send Staatenlosen hinaus, die das UN-Flüchtlingshilfs-
werk (UNHCR) zuvor prognostiziert hatte. Die im Ausland 
geborene Bevölkerung in den USA ist sehr heterogen; 
möglicherweise leben dort viel mehr staatenlose Men-
schen aus dem Nahen Osten, Afrika und Asien als bisher 
angenommen.

Fest steht, dass das Jus soli, also das auf dem Terri-
torialprinzip beruhende Staatsbürgerschaftsrecht, der 
wesentliche Grund ist, warum die Staatenlosigkeit in den 
USA insgesamt relativ selten ist und nicht weitergegeben 
wird. Beispielsweise können sich die aus Kuwait stam-
menden Bidun – eine Gruppe, die in ihrem Heimatland 
staatenlos ist und im Golfkrieg von 1990/91 in die USA 
geflohen ist – darauf verlassen, dass ihre dort geborenen 
Kinder die Staatsbürgerschaft bekommen. 

Und: Die Staatsangehörigen mancher Länder können 
ihren im Ausland geborenen Kindern ihre eigene Staats-
angehörigkeit nicht übertragen. Wenn diese Kinder aber 
in den USA geboren werden, erhalten sie automatisch die 

USA

UNGEWISSE ZUKUNFT

Insgesamt mehr als 200.000 Immigrant*innen 
in den USA könnten von Einschränkungen 

des Staatsangehörigkeitsrechts betroffen sein

Die Konservativen in den USA beschränken 
die Einwanderung und interpretieren das 
Territorialprinzip neu. Die Staatsbürgerschaft 
für im Land geborene Kinder soll künftig 
nicht mehr selbstverständlich sein. 

DIE KINDER SOLLEN ES BESSER HABEN
Größe und Herkunft der von Staatenlosigkeit 
bedrohten Bevölkerungsgruppen in den USA, 
Auswahl, Schätzungen 2019
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Ukrainer*innen der Sowjetunion 
mit Einreise vor 1992

Faili-Kurd*innen aus dem 
Irak, vom Regime Saddam 
Husseins unterdrückt

Bahamer*innen mit 
haitianischen Vorfahren

Inhaber*innen eines 
jugoslawischen Passes 
mit Einreise vor 1992

in Tibet geborene Tibeter*innen

Eritreer*innen mit äthiopischen Vorfahren

ethnische Somalis aus Kenia

Palästinenser*innen aus arabischen Ländern

83.800
Lhotshampa (ethnische 
Nepales*innen) aus Bhutan, 
ab 2007 aufgenommen 22.400

11.400
9.900

ethnische Hmong (Verbündete der USA 
im Vietnamkrieg) aus Laos und Thailand

ethnische Chines*innen aus Myanmar

in Thailand geborene Kinder von Karen-, 
Shin- und Shan-Geflüchteten aus Myanmar

USA

2.500

Armenier*innen der Sowjetunion 
mit Einreise vor 1992

2.300

ethnische Russ*innen, Belaruss*innen 
und Pol*innen aus Lettland

USA ohne Alaska und Hawaii
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US-Staatsbürgerschaft. In der westlichen Hemisphäre bie-
ten die Bahamas das wohl eindringlichste Beispiel dafür: 
Den Frauen dort ist es nicht gestattet, ihre Staatsbürger-
schaft an ihre Kinder weiterzugeben, wenn diese im Aus-
land auf die Welt kommen. In Haiti und einigen anderen 
Ländern der Region erschweren marode Systeme der Ge-
burtenregistrierung den Eltern, die Staatsbürgerschaft für 
im Ausland geborene Kinder zu beantragen. Bezieht man 
solche Fälle mit ein, könnte das Problem der Staatenlo-
sigkeit in den USA zehnmal größer als nach bisherigen 
Schätzungen sein, wenn die rechtlichen Bedingungen des 
Jus solis geändert werden.

Unterdessen setzt die Trump-Regierung ihre Ankün-
digungen über Einwanderungsbeschränkungen in die 
Tat um. So dürfen schon jetzt viele Menschen aus mus-
limischen Ländern nicht mehr in die USA einreisen. Die 
Mauer entlang der Grenze zu Mexiko wächst. Dass Trump 
immer wieder darauf zu sprechen kommt, das Staatsbür-
gerschaftsrecht nach dem Territorialprinzip einzuschrän-
ken, muss daher durchaus als eine ernsthafte Bedrohung 
gesehen werden. 

Dies gilt umso mehr, als eine Mehrheit der Richter*in-
nen, die auf Lebenszeit dem Obersten Gerichtshof angehö-
ren, zu den Konservativen zählt. Unmittelbar vor Trumps 
Wahl zum Präsidenten gab zudem der wissenschaftliche 
Dienst des Kongresses ein Thesenpapier heraus, das 
für einen „einvernehmlichen Ansatz“ in Bezug auf die 
Staatsbürgerschaftsklausel des 14. Verfassungszusatzar-
tikels plädierte. Demnach soll das Territorialprinzip auf 
diejenigen beschränkt sein, die den USA eine ungeteilte 
Loyalität entgegenbringen. Eine solche Auslegung könn-

te dazu benutzt werden, die Kinder von Migrant*innen 
in den USA von der Staatsbürgerschaft qua Geburt aus-
zuschließen. 

Auch wenn bisher das Problem der Staatenlosigkeit 
in den Vereinigten Staaten dank des seit Langem gelten-
den Jus soli klein ist, ist es heute sichtbarer denn je. Die 
Gefährdung des Territorialprinzips ist real. Hunderttau-
sende, vielleicht sogar Millionen von US-Bürger*innen 
könnten davon betroffen sein. Denn die Trump-Regierung 
unter Federführung des Justizministeriums will verstärkt 
zum Mittel der Ausbürgerung greifen, gleichgültig ob die 
Betroffenen eine anderweitige Staatsangehörigkeit haben 
oder nicht.

Auf Betreiben des Außenministeriums soll zudem die 
Ausstellung von Pässen für die Menschen eingeschränkt 
werden, die nahe der Grenze zu Mexiko geboren wurden. 
Es bestünde ja die Möglichkeit, dass sie gar nicht inner-
halb der Landesgrenzen auf die Welt gekommen seien. 
Das alles lässt die Bereitschaft erkennen, die Staatsbür-
gerschaft zu einer Waffe in Trumps nationaler Sicher-
heitspolitik zu machen. So wurden auch Einreiseverbote 
ausgesprochen, um die Einwanderung aus bestimmten 
von Trump als unerwünscht angesehenen Regionen zu 
verhindern. Dies deutet darauf hin, dass seine Sicht der 
nationalen Sicherheit von rassistischen und religiösen 
Dogmen beeinflusst ist – die Wurzel praktisch jeder Staa-
tenlosigkeitskrise in der Geschichte. 

Unter den bevorzugten Zielen der 
Immigrant*innen ist die alte Industrieregion des 

Mittleren Westens noch immer erkennbar

JAHRZEHNTE IM LAND – ODER GERADE ANGEKOMMEN
Von Staatenlosigkeit bedrohte Immigrant*innen nach 
bevorzugten US-Bundesstaaten, 2019, sowie Sprachkenntnisse 
und Aufenthaltsdauer, 2013–2017

Verständigung auf Englisch, in Prozent
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Aufenthaltsdauer in Jahren, in Prozent

	unter 5
	5 bis unter 10
	10 bis unter 20
	über 20

45,1

27,1

9,6

18,2

	 fließend
	mittel
	wenig
	gar nicht

35,1

29,4

23,1

12,4

500 km

15.200

Texas

11.200

Minnesota 8.200

Pennsylvania

13.200

Ohio
8.600

Illinois

7.300

Wisconsin

6.500

Virginia6.600

Georgia

20.600

Kalifornien

18.500

New York

USA ohne Alaska und Hawaii

102.100

andere 40 Staaten
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D er Anstieg des Meeresspiegels wird das Leben in 
einigen Küstengebieten unmöglich machen. Das 
Land wird entweder überflutet oder es dringt so 

viel Wasser ein, dass Gebäude unbewohnbar werden und 
Nutzpflanzen durch Staunässe oder Versalzung sterben. 
Tief gelegene Inselstaaten wie Kiribati, Tuvalu und die 
Marshallinseln könnten überflutet werden und ganz im 
Meer verschwinden. Durch die Ausbreitung der Wüsten 
werden Teile Äthiopiens, Eritreas, Somalias und des Su-
dan wohl zu trocken, um noch bewohnbar zu sein. Wenn 
der Klimawandel die Menschen verdrängt, löscht er auch 
ihre Kulturen, ihre Geschichte und ihr Wissen aus. Er be-
droht die gesamte Existenz ihrer Heimatstaaten. 

Ein Staat hat, um als solcher anerkannt zu werden, 
vier völkerrechtliche Voraussetzungen zu erfüllen: Er 
muss über Land verfügen, eine dauerhaft ansässige Be-
völkerung aufweisen, eine eigene Regierung haben und 
unabhängig sein. Die gegenwärtigen völkerrechtlichen 
und politischen Regeln sehen die Auflösung eines Staates 
nur durch Eroberung, Rechtsnachfolge oder Zusammen-
legung vor. Es gibt jedoch keine Bestimmungen für einen 

Staat, der infolge des Klimawandels vom Verschwinden 
bedroht ist. Deshalb ist es so wichtig, eine Antwort auf die 
Frage zu finden, was mit Staaten geschieht, die eine oder 
mehrere der vier oben genannten Anforderungen nicht 
erfüllen. 

Am wichtigsten ist dabei die Landfrage. Die Kon-
vention von Montevideo, die ein eigenes Territorium als 
Voraussetzung für die Staatlichkeit festlegt, besagt in  
Artikel 1 lediglich, dass das Territorium definiert, nicht 
aber, dass es dauerhaft bewohnbar sein muss. Es heißt 
darin auch nicht, dass die Bevölkerung in diesem spezi-
fischen Territorium ansässig sein muss. Daher sollte die 
Frage des Territoriums zugunsten eines sachdienlicheren 
Kriteriums ignoriert werden, nämlich der Fähigkeit des 
Staates, die Bedürfnisse und Interessen seiner Einwoh-
ner*innen – von denen viele vertrieben worden sein wer-
den – zu managen. 

Die Frage wird sein, ob eine Regierung ihre Aufgaben 
überhaupt für eine über die Welt verstreute Bevölkerung 
erfüllen kann. Der Klimawandel wird viele Menschen zur 
Migration zwingen, lange bevor ein Staat verschwindet. 
Manche werden gewiss in ihrer Heimat zu bleiben versu-
chen, aber viele andere werden zum Abwandern gezwun-
gen sein, wenn ihr Land unbewohnbar wird. 

Dabei haben die Staaten, deren Souveränität und da-
mit ihr Überleben akut bedroht ist, nur einen winzigen 
Teil zu den Emissionen beigetragen, die die weltweite Kli-
makrise verursachen. Sie trifft also keine Schuld daran. 
Die internationale Gemeinschaft muss dies anerkennen 
und entsprechend reagieren. 

Der genaue Beitrag der einzelnen Staaten zu den glo-
balen Gesamtemissionen lässt sich nur schwer messen. 
Selbst wenn das möglich wäre, ist es äußerst unwahr-
scheinlich, dass Staaten eine juristisch brauchbare Ver-
antwortung für ihren Anteil übernehmen. Aus rechtlicher 
Sicht verstießen die Verursacher der weltweiten Emis-
sionen vor 1990 nicht einmal gegen das Gesetz. Es gab 
schlicht noch keine rechtlichen Standards für den Treib-
hausgasausstoß. Von 1990 an aber, als die Auswirkungen 
und Gefahren des Klimawandels mit einiger Genauigkeit 
absehbar wurden, stellt jegliches Versäumnis von Emit-
tenten, Schaden von anderen Staaten und den globalen 
Gemeinschaftsgütern abzuwenden, einen klaren Verstoß 
gegen das Völkerrecht dar. Die Regel, keinen Schaden 
anzurichten (no harm rule), ist ein weithin anerkannter 

INSELN

STAATEN IM UNTERGANG

Der Meeresanstieg bis 2100 kann durch 
bessere Methoden immer genauer kalkuliert 
werden – und wird immer bedrohlicher

Durch den Anstieg des Meeresspiegels und 
die Ausbreitung der Wüsten werden immer 
mehr Menschen von ihrem Land vertrieben. 
Klimageflüchtete laufen große Gefahr, 
staatenlos zu werden. Der rechtliche  
Rahmen für Staaten, in denen es künftig  
kein bewohnbares Land mehr geben wird, 
muss rechtzeitig geschaffen werden. 

1920 1960 2000 2020

DIE GEFAHR NIMMT ZU
Anstieg des Meeresspiegels bis zur Gegenwart in 
Zentimetern, Nulllinie als Durchschnitt von 1993 bis 2008, 
und Prognosen bis zum Jahr 2100

 A
TL

A
S 

D
ER

 S
TA

AT
EN

LO
SE

N
 / C

LI
M

AT
E.

G
O

V,
 IP

P
C

 

2007

15
bis
59

2013

26
bis
98

2019

39
bis
84 

Prognosen bis 2100

-25

0

+5

+10

-20

-15

-10

-5

1880

Prognosen: Weltklimaberichte 2007 und 2013, Sonderbericht 2019

Meeresanstieg



ATLAS DER STAATENLOSEN 49

Grundsatz des Völkergewohnheitsrechts: Jeder Staat ist 
demnach verpflichtet, das Risiko von Umweltschäden für 
andere Staaten nach Möglichkeit zu verhindern oder zu 
verringern und zu kontrollieren. Mit Blick auf die Zukunft 
ist die internationale Gemeinschaft unbestreitbar zum 
Handeln verpflichtet. 

Was passiert schließlich, wenn ein Staat unbewohn-
bar wird und seine Bevölkerung geflohen ist? Die Regie-
rung ist möglicherweise nicht in der Lage, ein von Über-
schwemmungen oder Wüstenbildung betroffenes Gebiet 
zu verwalten und die vertriebene Bevölkerung mit den 
notwendigen Leistungen zu versorgen. Es ist unwahr-
scheinlich, dass die Vertriebenen nach streng rechtlicher 
Definition als Geflüchtete anerkannt werden, denn sie 
sind nicht auf der Flucht vor Gewalt oder Verfolgung. Sie 
gelten auch nicht als staatenlos, solange ihr Heimatstaat 
rechtlich noch existiert, selbst wenn er über keine effekti-
ve Regierung oder kein bewohnbares Land mehr verfügt. 
Aus diesem Grund ist es entscheidend, dass Regierungen 
auch in dieser Situation der vertriebenen Bevölkerung zur 
Verfügung stehen, um die Schaffung einer neuen Katego-
rie zu verhindern: Menschen, die „faktisch staatenlos“ 
sind. 

Eine Geflüchtetenkrise lässt sich nur verhindern, 
wenn schon im Vorfeld die entsprechenden Rahmenbe-
dingungen geschaffen werden. So müssen die durch die 

Klimakrise vertriebenen Menschen in den Gastländern 
einen dauerhaften Aufenthaltsstatus erhalten. Die Regie-
rungen des Heimat- und des Gaststaates sollten sich auf 
die Rechte einigen, die die Vertriebenen in Anspruch neh-
men können. Es muss alles getan werden, um die völlige 
Auslöschung von Staaten zu vermeiden, damit durch die 
Klimakrise keine neuen staatenlosen Bevölkerungsgrup-
pen entstehen. 

Gletscherschmelze und ozeanische Erwärmung, 
aber auch geänderte Meeresströmungen 

und stärkere Stürme bedrohen die Staaten

Seit 1990 sind die Folgen von CO2-Emissionen für die 
Ozeane öffentlich bekannt. Der Anteil an der 

Verantwortung dafür lässt sich weltweit klar aufzeigen 

WER EMITTIERT, SOLLTE ZAHLEN
CO2-Ausstoß durch fossile Brennstoffe und Zement-
produktion, in Milliarden Tonnen, nach Regionen
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WOHER DIE NEUEN STAATENLOSEN KOMMEN KÖNNTEN
Mitglieder des Zusammenschlusses AOSIS 
(Alliance of Small Island States), deren höchste 
Erhebungen unter 100 Meter 
über dem Meeresspiegel liegen
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R om bedeutet „Mann“ in der Sprache der Roma, 
dem Romanes oder Romani. Roma wird in Euro-
pa als Oberbegriff verwendet. Es gibt Roma, Sinti, 

Manouche, Kale, Romanichels, Gypsies, Aschkali, Bal-
kan-Ägypter*innen und viele andere Gruppen und Unter-
gruppen. Untersuchungen der Sprache haben ergeben, 
dass die Roma aus Indien stammen und sich im Mittelal-
ter in Europa ansiedelten. Mit geschätzten zehn bis zwölf 
Millionen Menschen sind die Roma die bei Weitem größte 
ethnische Minderheit des Kontinents.

Bis heute haben sie mit Schwierigkeiten zu kämpfen, 
wenn sie einen Aufenthaltstitel oder eine Staatsbürger-
schaft beantragen. Das Verhältnis der Mehrheitsgesell-
schaften gegenüber den Roma ist seit jeher von Ablehnung 
geprägt. Die Roma wurden in ihren Rechten beschränkt, 
zur Assimilation gezwungen oder verfolgt. Diese repressi-
ven Maßnahmen gipfelten im Völkermord des „Porajmos“ 
im Zweiten Weltkrieg, durch den etwa 500.000 Roma ihr 
Leben verloren.

Bis heute werden diesen – oft als „Zigeuner“ bezeich-
neten – Gruppen Eigenschaften zugeschrieben, die sie als 
von der Norm abweichend stigmatisieren. Der als Anti-
ziganismus bezeichnete Rassismus gegenüber den Roma 

findet seinen Ausdruck in Gewalt, Hassreden, Ausbeu-
tung und struktureller Diskriminierung. Er fußt, ähnlich 
wie der Antisemitismus, auf einer Ideologie der rassisti-
schen Überlegenheit. Dies gilt auch für die Balkanregion, 
wo ein Großteil der europäischen Roma lebt. 

Mit dem Niedergang der sozialistischen Staaten 
Ost- und Südosteuropas verschlechterte sich die bereits 
schwierige Situation der Roma dramatisch. Schon in den 
sozialistischen Staaten wurden die informellen Siedlun-
gen der Roma oft zerstört, sie wurden umgesiedelt oder 
vertrieben. Seit 1990 führen auch offene nationalistische 
und rassistische Ideologien dazu, dass sie bei der Arbeits-
suche, im Bildungs- und Gesundheitssystem diskrimi-
niert und benachteiligt werden. Armut und fehlende Do-
kumente führen dazu, dass mehr als die Hälfte der Roma 
in abgetrennten Siedlungen oft unter menschenunwürdi-
gen Bedingungen leben müssen. 

Innerhalb Jugoslawiens hatten die Roma häufig den 
Wohnort gewechselt und tauchten nicht in den Melde- 
und Geburtsregistern auf. Nach dem Zerfall des Staates in 
mehrere neue Republiken waren viele plötzlich mit dem 
Problem ihrer Staatenlosigkeit konfrontiert. Dies betraf 
auch die Roma, die im westeuropäischen Ausland lebten 
und nun de facto zu Staatenlosen wurden. Bis heute ha-

ROMA

GANZ AM RAND

Längst unterscheidet sich die Mobilität der 
Roma kaum noch von der ihrer Umgebungskulturen. 

Doch Mythen davon halten sich bis heute 

Keine Volksgruppe Europas ist so 
marginalisiert wie die der Roma. Der Zerfall  
der sozialistischen Länder ergab ein  
weiteres Problem: fehlende Ausweispapiere. 

ANKUNFT AUS DER FERNE
Schematische Darstellung der 
Migration von Roma mit frühesten 
schriftlichen Belegen
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Seit mindestens 600 Jahren leben Roma in Europa. 
Ursprünglich kamen sie aus Indien, von wo sie mehrere 
Jahrhunderte lang und in mehreren Schüben nach Westen 
wanderten. Ihre Migration ist noch weniger erforscht 
als die Repression, auf die die Roma vielerorts stießen. 

heutiger Gebietsstand

250 km
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ben sie Probleme wegen ihres Aufenthaltsstatus – auch, 
wenn sie ihre Staatsbürgerschaft neu beantragen wollen 
und die Behörden ihnen beispielsweise nicht helfen, die 
nötigen Dokumente zu beschaffen.

Roma aus Jugoslawien waren als diskriminierte Min-
derheit den gesellschaftlichen Umwälzungen und Kriegen 
in der Region besonders schutzlos ausgesetzt. Die Roma, 
die im Bosnienkrieg von 1992 bis 1995 fliehen konnten, 
verloren sowohl ihren Wohnort als auch ihre Staatsbür-
gerschaft. Auch den kriegerischen Auseinandersetzungen 
im Kosovo von 1998 bis 1999 fielen sie zum Opfer. Mehr 
als 100.000 Roma mussten fliehen, etwa 50.000 von ihnen 
beantragten Asyl in Deutschland, erhielten aber nur den 
Status der Duldung. 

Nach Kriegsende handelten Deutschland und ande-
re europäische Länder Rücknahmeabkommen mit den 
Balkanländern aus, um Menschen ohne ständige Auf-
enthaltsgenehmigung in der EU in ihre Herkunftsländer 
zurückschicken zu können. In der Folge wurden einige 
Zehntausend Roma nach Serbien, Kosovo und Nordma-
zedonien abgeschoben. Die Mehrheit versuchte, nach 
Deutschland zurückzukehren und wieder Asyl zu bean-
tragen. Dies war möglich, bis Deutschland die Balkanlän-
der 2014 und 2015 auf die „Liste der sicheren Herkunfts-
staaten“ setzte. Damit wurde unterstellt, dass dort keine 
generelle politische Verfolgung stattfindet. Dadurch wur-

de den Roma faktisch das Recht auf Asyl in den Ländern 
der EU genommen. Zudem können die in der EU leben-
den Roma jetzt leichter abgeschoben werden. Allein aus 
Deutschland wurden von 2015 bis 2019 mehr als 50.000 
Menschen, Roma und Nichtroma, in die Länder des West-
balkans abgeschoben. 

Roma, die in die Balkanländer abgeschoben werden, 
haben oft nur den Geflüchtetenstatus und besitzen keine 
gültigen oder nur unvollständige persönliche Dokumen-
te. In der Folge finden sie meist nur in den informellen 
Armutssiedlungen Unterkunft, was wiederum dazu 
führt, dass sie sich nicht mit einer Meldeadresse regist-
rieren lassen können. Auch wenn es verschiedene Pro-
gramme zur Integration und Inklusion von Roma gibt 
– wie etwa der EU-Rahmen für nationale Strategien zur 
Integration der Roma bis 2020 aus dem Jahr 2011 –, hat 
sich die Situation der Roma in den Balkanländern nicht 
entscheidend verbessert. Stattdessen führen der Aufstieg 
der neuen Rechten in den europäischen Ländern und die 
damit einhergehende Verbreitung von Hass auf Geflüch-
tete und Muslim*innen dazu, dass Roma in ganz Europa 
wieder in Angst leben müssen. 

Die Geburt von Kindern in Armut und ohne 
offizielle Erfassung ist ein Scharnier, über das sich 

die Staatenlosigkeit von Roma vererben kann

DAS SCHWEIGEN DER GEBURTSREGISTER 
Staatenlosigkeit und undokumentierter Status 
von Roma in Ländern Mittel-, Südost- und Osteuropas 

Roma in Serbien ohne Personalausweis, 
in Prozent

Das Problem der 
Hausgeburten in 
Nordmazedonien

	2010
	2015
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Bulgarien

Tschechien

Von 7.166 Roma hatten 
2.767 keine vollständigen 
Personaldokumente; 
30 Prozent der Kinder 
von Einheimischen 
und 70 Prozent derer 
von Geflüchteten waren 
nicht im Geburtsregister 
erfasst (2008).

Kinder ohne Dokumente 
sind nicht erfasst. 

Mindestens 2.700 Roma (3,9 Prozent), 
die in serbischen Roma-Siedlungen 
lebten, drohte 2015 die Staatenlosigkeit.

aus Westeuropa 
zurückgekehrt

11 10

durchgängig in 
Serbien lebend 

10

4

gesamt

11,7

5,2

aus dem Kosovo 
stammend

19
15 Armut, fehlende 

Dokumente der Mutter, 
keine Leistungen wie für 

Staatsbürger*innen

Hausgeburten, weil keine 
Krankenversicherung

Kinder bleiben 
unregistriert, drohende 

Staatenlosigkeit

aus Armut kein 
nachträglicher 

DNA-Test 

nächste Generation in 
Armut, undokumentiert, 

keine Leistungen wie 
für Staatsbürger*innen 

Ukraine

17 Prozent der mindestens 100.000 Roma 
seien undokumentiert, schätzt der Ombuds-
mann der ukrainischen Regierung (2015).25.000 Roma, ab 1945 aus der Slowakei 

geholt, konnten erst nach Protesten Staatsbür-
ger*innen des neuen Landes werden (1992). 

Rumänien

Viele der offiziell 300 Staaten-
losen sind Roma und können 
die Kosten ihrer Einbürgerung 
nicht aufbringen. Kinder ohne 
Dokumente sind nicht erfasst. 

Albanien 7.433 Personen bezeichneten sich bei der Volkszählung 2011 als 
staatenlos. Nach ethnischer Zugehörigkeit wurde nicht gefragt.

Montenegro

Nordmazedonien

Von 13.770 Roma hatten 6.514 Personen 
Probleme mit Dokumenten. 775 waren 
nicht im Geburtsregister erfasst (2008–11).

Serbien
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A ls sie ihre Unabhängigkeit im Jahr 1991 wiederer-
langt hatten, führten Lettland und Estland eine 
restriktive Politik ein, die die Staatsbürgerschaft 

nur denjenigen gewährte, die sie vor der sowjetischen 
Besetzung 1940 hatten, sowie deren Nachkommen. So 
wurde etwa einem Drittel der Bevölkerung dieser Län-
der, ehemaligen Bürger*innen der UdSSR, die Staatsbür-
gerschaft verweigert. Diese Politik betraf insbesondere 
Menschen russischer, belarussischer und ukrainischer 
Abstammung. Die neuen Regierungen gingen davon aus, 
dass die russischsprachigen Minderheiten die nationalen 
Identitäten und Sprachen bedrohten. So entstanden die 
„Nicht-Staatsangehörigen“ („nepilsoņi“ auf Lettisch) und 

„Personen mit unbestimmter Staatsbürgerschaft“ („koda-
kondsuseta isik“ auf Estnisch).

In den folgenden Jahren kritisierten internationale 
Institutionen – darunter die Vereinten Nationen, die Eu-
ropäische Union (EU), der Europarat sowie die Menschen-
rechtsorganisationen Helsinki Watch und Amnesty Inter-
national – diese Ausgrenzungen. Auf den wachsenden 
Druck hin erleichterten Lettland und Estland den Erwerb 
der Staatsbürgerschaft. Nun zielte der Einbürgerungspro-
zess in den beiden Ländern darauf ab, die neuen Staats-
bürger*innen in die Mehrheitsgesellschaft zu integrieren.

In Estland erwies sich dies als dynamischer und effekti-
ver als in Lettland. Die Zahl der Personen mit unbestimm-
ter Staatsbürgerschaft sank von 32 Prozent im Jahr 1992 auf 
5,7 Prozent im Jahr 2019; sie liegt derzeit bei rund 76.000. 
Lettland bürgerte seit 1995 fast 150.000 Menschen ein. 
Aber fast 240.000 Menschen, das entspricht 11 Prozent der 
Bevölkerung, sind nach wie vor Nicht-Staatsangehörige. 

In den vergangenen Jahren führte Estland Verfah-
ren ein, um die Zahl Nichteingebürgerter weiter zu re-
duzieren. Wer eine langfristige oder unbefristete Auf-
enthaltsgenehmigung hat und vor dem 1. Juli 1990 in 
Estland niedergelassen war oder geboren wurde, kann 
nun die Staatsbürgerschaft beantragen. Diese Perso-
nen müssen fließend Estnisch sprechen, eine legale 
Einkommensquelle sowie einen Wohnsitz in Estland 
nachweisen und ihre Loyalität gegenüber dem est-
nischen Staat belegen. Seit 2015 sind Personen über  
65 Jahren von der schriftlichen Sprachprüfung befreit. 
Alle nach 2016 in Estland geborenen Kinder, deren El-
tern seit mindestens fünf Jahren ihren ständigen Wohn-
sitz in Estland haben, erhalten automatisch die estnische 
Staatsbürgerschaft. 

Eine ähnliche Lösung wurde unlängst vom lettischen 
Parlament verabschiedet. Kinder, die das 15. Lebensjahr 
vollendet haben, können die Staatsbürgerschaft beantra-
gen, während Kinder unter dieser Altersgrenze zusammen 
mit ihren Eltern eingebürgert werden können. Auch hier 
gilt, dass Bewerber*innen fließend Lettisch sprechen, seit 
fünf Jahren ihren ständigen Wohnsitz im Land haben und 
über eine legale Einkommensquelle verfügen müssen. 

Nicht-Staatsangehörige in Lettland und Personen mit 
unbestimmter Staatsbürgerschaft in Estland genießen den 
gesetzlichen Schutz, wenn sie ihren Wohnsitz im Inland 
haben und während sie im Ausland leben oder reisen. Sie 

BALTISCHE STAATEN

ZWEIFEL AN DER LOYALITÄT

Durch neue Arbeitsplätze in Fabriken und Verwaltung, 
besonders aber durch den Zuzug von Militärangehörigen 
änderte sich die ethnische Zusammensetzung schnell

Die drei baltischen Staaten Estland, Lettland 
und Litauen waren zwischen den beiden 
Weltkriegen unabhängig, wurden aber 1940 
von der Sowjetunion annektiert. Nach der 
Auflösung der UdSSR begannen sie mit  
dem Wiederaufbau der Nationalstaaten und 
ihrer nationalen Identitäten. Dies erklärt  
ihre unterschiedlichen Strategien hinsichtlich 
der Staatsbürgerschaften. 

	estnisch
	 lettisch
	 litauisch

	russisch,
	 belarussisch,
	 ukrainisch

	sonstige

ANGST DER MEHRHEIT VOR DER MINDERHEIT
Selbst erklärte Abstammung bei den Volkzählungen 
in den baltischen Republiken der Zwischenkriegszeit 
und „Nationalität“ am Ende der Sowjetunion, in Prozent
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1934

88,2

8,2
3,6

1989

61,5

35,2

3,3

Estland

1934

77,0

12,1

10,9

1989

52,0

42,0

6,0

Lettland

1923*

83,9

2,7

13,4

1989

79,6

12,3

8,1

Litauen

*ohne Region Klaipe
.
da/Memel



ATLAS DER STAATENLOSEN 53

können Mitglieder zivilgesellschaftlicher Organisationen 
werden und haben das Recht auf visumfreies Reisen in-
nerhalb der EU. Trotz dieser Garantien gibt es Unterschie-
de in Bezug auf die politischen und wirtschaftlichen Rech-
te zwischen Bürger*innen und Nicht-Staatsangehörigen 
bzw. Personen mit unbestimmter Staatsbürgerschaft. Sie 
dürfen nicht wählen und sind nicht durch die nationale 
Minderheitengesetzgebung geschützt. Die Arbeit im öf-
fentlichen Dienst, zum Beispiel im Gerichtswesen, bei der 
Polizei oder der Armee ist ihnen nicht gestattet. Auch tech-
nische Berufe können sie nur eingeschränkt ergreifen.

Anders als Lettland und Estland entschied sich Litau-
en für eine liberale „Nullvariante“. Sie ermöglicht es den 
dort gemeldeten Personen, die Staatsbürgerschaft unab-
hängig von ihrer Herkunft, der Dauer ihres Aufenthalts 
oder ihren Sprachkenntnissen zu erhalten. Derzeit sind 
weniger als 0,1 Prozent der Menschen in Litauen staaten-
los. Die integrative Politik des Landes lässt sich durch drei 
Faktoren erklären: durch den historischen Mehrnationali-
tätscharakter des Staates, den relativ geringen Anteil der 
Minderheiten an der Bevölkerung nach der Wiedererlan-
gung der Unabhängigkeit sowie die Notwendigkeit, die 
Beziehungen zu den Nachbarn zu stabilisieren.

All das änderte sich jedoch mit dem Staatsbürger-
schaftsgesetz von 2002, das die Annahme der Staatsbürger-
schaft für Menschen ohne litauische Wurzeln einschränkte. 
Dies beeinflusste den Einbürgerungsprozess erheblich, ins-
besondere in Bezug auf Migrant*innen mit ehemals sow- 
jetischer Staatsbürgerschaft. Wie Estland erlaubt Litauen 
keine doppelte Staatsbürgerschaft, was bedeutet, dass jede 
andere zum Ausschluss von der litauischen führt. 

Im Gegensatz zur schnellen Erledigung des Problems 
in Litauen hat in Estland und Lettland der Nicht-Staats-
angehörigkeitsstatus die politische, wirtschaftliche und 
soziale Stellung der Menschen beeinträchtigt und ihrer 
sozialen Integration geschadet. Die allmähliche Liberali-
sierung hat den Zusammenhalt zwischen den verschiede-
nen Bevölkerungsgruppen zwar verbessert, insbesondere 
in Estland. Doch es gibt immer noch eine beträchtliche 
Anzahl von Nicht-Staatsangehörigen, die aufgrund vieler 
interner und externer Faktoren nicht zur Einbürgerung 
bereit sind. 

Auch ein Grund für den Rückgang: Nicht 
eingebürgerte Russ*innen, oft gegen die 

Unabhängigkeit eingestellt, sterben altersbedingt

NORDOSTEUROPAS FLICKENTEPPICH
Geografische Verteilung der russischsprachigen Bevölkerung in den drei 
baltischen Ländern, unterste Verwaltungsebene, 2011, in Prozent

Zahl der 
Nichteinge-
bürgerten 
zum 
Jahresende

Durch eine Gebietsreform in Estland erscheint die auf wenige Orte konzentrierte russischsprachige Besiedlung in der Fläche vergrößert. 
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M indestens eine halbe Million Menschen in Eu-
ropa ist staatenlos. Die wahre Zahl dürfte höher 
liegen, wenn man bedenkt, wie schwierig es ist, 

Menschen zu zählen, die „juristisch unsichtbar“ sind. Es 
gibt verschiedene Ursachen der Staatenlosigkeit in Euro-
pa, doch insgesamt ähneln sie denen in anderen Teilen 
der Welt. So hatte die Auflösung der Sowjetunion in den 
baltischen und osteuropäischen Staaten einen starken An-
stieg der Staatenlosigkeit zur Folge. Im ehemaligen Jugos-
lawien fielen einige Menschen durch die von den neuen 
Staatsbürgerschaftsgesetzen gelassenen Lücken. Obwohl 
es vielen Betroffenen seither gelungen ist, eine Staatsbür-
gerschaft zu erlangen, ist dies beispielsweise bei vielen 
Roma nach wie vor nicht der Fall.

In ganz Europa führen Diskriminierung, Rechtslücken 
und die Ausgrenzung von Minderheiten auch weiterhin 
dazu, dass Menschen staatenlos werden. In den vergange-
nen Jahren haben zudem viele Menschen aus Syrien, dem 
Irak und anderen Ländern Sicherheit in Europa gesucht. 
Daten der Europäischen Union (EU) zeigen, dass Tausende 
von Menschen mit „unbekannter“ oder keiner Nationalität 
in den vergangenen Jahren Asyl beantragt haben. 

Staatenlosigkeit ist kein neues Phänomen. Seit mindes-
tens einer Generation existiert ein international gültiges, 
rechtliches Rahmenwerk, das Staatenlosen Schutz garan-
tiert und klare Regeln festlegt, wie Staatenlosigkeit zu ver-

hindern ist. Alle Länder in Europa haben wenigstens einige 
dieser grundlegenden Standards unterzeichnet. Hätten sie 
diese Verpflichtungen tatsächlich vollständig in nationa-
les Recht umgesetzt, wäre die Staatenlosigkeit auf diesem 
Kontinent inzwischen kein Thema mehr. So vielverspre-
chend der Anfang war, so zögerlich sind jetzt die nächsten 
Schritte. Der politische Wille, dieses grundsätzlich lösbare 
Problem anzugehen, scheint geschwunden zu sein.

Im Jahr 2012 wurde das Europäische Netzwerk über 
Staatenlosigkeit (ENS) gegründet, um zivilgesellschaft-
liche Organisationen zu koordinieren und Reformen zu 
fordern. Das ENS arbeitet mit europäischen und inter-
nationalen Institutionen zusammen, um bei den Verant-
wortlichen das Bewusstsein zu stärken, dass es ein Recht 
auf Staatsbürgerschaft gibt. Der 2018 ins Leben gerufene 
„Staatenlosigkeits-Index“ verfolgt die Bemühungen euro-
päischer Länder. Er ermöglicht den länderübergreifenden 
Vergleich von Gesetzen, Politik und konkreten Maßnah-
men. Der Index kann überdies bei entsprechender Lob-
byarbeit herangezogen werden und staatlichen Stellen 
Instrumente an die Hand geben, um bessere Gesetze aus-
zuarbeiten. 

Es fällt jedoch auf, dass die Staatenlosen selbst allzu 
oft nicht Teil der Debatte sind. Oft ist es auch gar nicht 
leicht für all diejenigen, die sich mit dem Thema befas-
sen, mit den Staatenlosen in Kontakt zu treten. Denn die-
se lassen sich nicht in eindeutige Kategorien einordnen, 
sondern unterscheiden sich in Hinblick auf Geschlecht, 

EUROPA

SCHATTEN DER VIELFALT

Von Hunderttausenden bis zu einigen wenigen 
Staatenlosen reicht das Spektrum in 

Europa. Die Dunkelziffern kennt jedoch niemand

Der politische Wille, die Staatenlosigkeit  
in Europa zu beenden, lässt nach. Doch es  
gibt auch Fortschritte. Auffällig ist, dass  
über Staatenlose diskutiert wird, sie selbst  
aber kaum Gehör finden.

KEIN LAND AUF NULL
Registrierte Staatenlose in den Ländern Europas, Ende 2019
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Ohne Malta, Zypern und die Türkei. Lettland: alle Gruppen Staatenlose. Serbien: mit Kosovo.
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Alter, sexuelle Orientierung, sozioökonomischen Hinter-
grund, Qualifikationen, Sprache, Religion und ethnische 
Zugehörigkeit. Die Ursachen wie die Folgen der Staatenlo-
sigkeit können jedoch nur angegangen werden, wenn die 
unterschiedlichen Identitäten und Erfahrungen der Be-
troffenen berücksichtigt werden. Alles andere zeigt ledig-
lich, dass die Zusammenhänge zwischen Staatenlosigkeit 
auf der einen Seite und Rassismus oder Patriarchat sowie 
weiteren Formen der Unterdrückung auf der anderen nur 
unzureichend verstanden wurden. Dadurch erscheint die 
Staatenlosigkeit allzu oft als ein bloßes Nischenthema. 

Noch immer werden auf dem ganzen Kontinent Kin-
der in die Staatenlosigkeit hineingeboren. Laut einer Un-
tersuchung des ENS weist die Gesetzgebung in der Hälfte 
der europäischen Länder Lücken auf. Nur Norwegen und 
Albanien haben in jüngerer Zeit Reformen umgesetzt. Das 
aber bedeutet, dass immer noch Tausende von Kindern 
in Europa staatenlos geboren werden. Nur elf europäische 
Staaten haben Verfahren zur Identifizierung von Staaten-
losen, um ihnen daraufhin Rechte zu gewähren. Viele Be-
troffene befinden sich daher in einem rechtlichen Schwe-
bezustand: Sie haben keine Möglichkeit, ihren Aufenthalt 

zu legalisieren, und wenn sie in ein anderes Land ziehen, 
riskieren sie Verelendung oder gar ihre Festnahme. Au-
ßerdem sind viele Tausende von Geflüchteten in Europa 
staatenlos, aber Asylrecht und -politik werden dieser Her-
ausforderung nicht gerecht. 

Wenn die Staatenlosigkeit in Europa beendet werden 
soll, müssen neue Koalitionen geschaffen werden, die 
auch staatenlose Menschen einschließen. Auch müssen 
Gesetzgebung, Politik und Praxis überwacht werden, um 
die Regierungen zur Rechenschaft zu ziehen. Immerhin 
sind im vergangenen Jahrzehnt einige Fortschritte erzielt 
worden. Sieben europäische Staaten sind den Überein-
kommen über Staatenlosigkeit beigetreten, neun haben 
Gesetze reformiert, um Staatenlosen Schutz zu gewähren 
oder Staatenlosigkeit zu verhindern. Die EU und der Eu-
roparat haben politische Zusagen gemacht. Aber es muss 
noch viel mehr geschehen – und zwar schnell –, wenn Eu-
ropa die Geißel der Staatenlosigkeit abschütteln will. 

Bisher sind Versuche einer einheitlichen 
Staatenlosigkeitspolitik in Europa und sogar in 

der Europäischen Union gescheitert

POLITIK IM VERGLEICH 
Besser oder schlechter für Staatenlose? Gesetzliche Vorschriften und behördliches Handeln in 24 europäischen Ländern, 
aus dem Staatenlosigkeits-Index des „European Network on Statelessness“, Auswahl, 2020
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D ie Rechte und der Status von Staatenlosen werden 
im Wesentlichen durch zwei internationale Kon-
ventionen geregelt: das Übereinkommen über die 

Rechtsstellung der Staatenlosen von 1954 und das Über-
einkommen zur Verminderung der Staatenlosigkeit von 
1961. Das Übereinkommen von 1954 defi niert eine Person 
als staatenlos, wenn „kein Staat [sie] aufgrund seines 
Rechtes als Staatsangehörigen ansieht“. Staatenlosigkeit 
ist defi niert als ein Rechtsstatus, der von den Gesetzen 
und Vorschriften der einzelnen Staaten abhängt. Staats-
angehörigkeit und Staatenlosigkeit sind demnach also 
zwei rechtliche Konzepte, die einander spiegelbildlich 
gegenüberstehen. Weder die internationale Gemeinschaft 
noch die Vereinten Nationen können einer Person eine 
bestimmte Staatsangehörigkeit zuerkennen; nur Staaten 
haben diese Befugnis. Die Defi nition impliziert auch, dass 
der Staat über die Nationalität einer Person entscheidet 
und nicht diese Person selbst. 

Entscheidend ist aber stets die tatsächliche Anwen-
dung eines Gesetzes, nicht nur sein Wortlaut. So können 
einzelne staatliche Behörden Bestimmungen in ihrem 
Staatsangehörigkeitsrecht in einer Weise anwenden, die 
nicht dem Wortlaut des Gesetzes entsprechen. Sie tun dies 
beispielsweise aus Gründen rassistischer, ethnischer, re-
ligiöser oder politischer Diskriminierung. Bei der Bestim-
mung der Staatsangehörigkeit einer Person muss daher 
die tatsächliche Praxis mit beachtet werden. Darüber hin-
aus weist die Formulierung im Übereinkommen, dass ein 
Staat die Person „als Staatsangehörigen ansieht“, darauf 
hin, dass eine staatliche Stelle konkret über die Staatsan-

KONVENTIONEN

PAPIER MACHT 
UNGEDULDIG
Staaten gewähren Personen ihre 
Staatsangehörigkeit, aber sie folgen dabei 
unterschiedlichen Regeln. Zudem wenden 
sie diese Regeln mitunter in einer Weise 
an, die manche Menschen zu Staatenlosen 
macht. Das Völkerrecht hat versucht, 
die Lücken zu schließen, aber weniger als 
die Hälft e der Länder der Welt hat sich 
diesem Vorhaben angeschlossen. 

45 Staaten, die meisten davon in Asien, 
beteiligen sich noch an keinerlei internationalen 

Verträgen zum Schutz von Staatenlosen

DIE STAATLICHE SEITE DER STAATENLOSIGKEIT
Mitgliedsländer der Vereinten Nationen, 
die die bedeutendsten internationalen Abkommen 
zum Schutz von Staatenlosen unterzeichnet 
haben, und Länder, die mit neuen Initiativen 
das Schicksal von Staatenlosen verbessern wollen 
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Staaten haben unterzeichnet:

Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge von 1951 
(erkennt Rechte und Schutz von Geflüchteten an, erfasst aber 
nicht alle Staatenlosen)

Protokoll über die Rechtsstellung der Flüchtlinge von 1967 
(hebt Begrenzungen auf die Zeit vor 1951 und auf Europa auf)

 beide    nur das Protokoll 

 zusätzlich: Übereinkommen über die Rechtsstellung der 
 Staatenlosen von 1954 (definiert Staatenlosigkeit als Status,  
 erkennt besondere Schutzbedürftigkeit als Ausländer*in an)

 Madagaskar: unterzeichnete nur das Abkommen von 1951
 Libyen: unterzeichnete nur das Übereinkommen von 1954
 Nichtunterzeichner
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RS Serbien
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SK Slowakei
SM San Marino
UA  Ukraine
VA  Vatikanstadt

Staaten haben zugesagt:

Selbstverpflichtungen auf dem 
hochrangigen Treffen beim UNHCR in Genf 
zur Halbzeit der IBelong-Kampagne 
gegen Staatenlosigkeit, 
Oktober 2019, Auswahl

 Studien
 Volkszählungen

Mauretanien

*

Usbekistan

Nigeria

Kamerun

Burkina 
Faso

Togo
Benin

Namibia

Guinea

Ghana

Elfenbein-
küste

Senegal
Gambia

Guinea-Bissau

Algerien Ägypten

Turkmenistan

Sudan

Süd-
sudan

Uganda
Kenia

Tansania

Somalia

Äthiopien

Eritrea

Tunesien

Libyen

NO

DE
LU

CH

BA
KS

RS

SK

MK

HU
HR

BE

ES

FR

GBIE

IT

LI

GR

RO

BY

AD AL
ME

SI

CYMT

NL

CZ
PL

PT
MC

SM

VA

LT
LV

DK

EE

AT

SE
FI

Mali

Marokko

Niger
Tschad

Russland

Mongolei

China

Palau
Liberia

Sierra 
Leone

Malawi

Komoren

Neuseeland

Australien

Ruanda

Armenien
Georgien

Afghanistan

MD
UA

BG

Angola

Äquatorialguinea

Bahrain

Bangladesch

Bhutan

Botsuana

Brunei 
Darussalam

BurundiDem. Rep. 
Kongo

Dschibuti

Gabun

Indien

Indonesien

Irak Iran

Island

Israel

Japan

Jemen

Jordanien

Kambodscha

Madagaskar

Oman

Pakistan

Papua-
Neuguinea

Philippinen

Sambia

Saudi-Arabien

Südafrika

Syrien

Thailand

Vietnam

Zentral-
afrikanische 

Republik

Kasachstan

Katar

Kirgistan

Kongo

Kuwait

Laos

Lesotho

Libanon

Malaysia

Myanmar

Nordkorea

Vereinigte 
Arabische 
Emirate

Eswatini

Süd-
korea

Malediven

Mauritius

Mosambik

Nepal

Sri Lanka

Seychellen

Simbabwe

Singapur

Osttimor

São Tomé 
und Príncipe

TadschikistanTürkei Aserbaidschan



ATLAS DER STAATENLOSEN58

gehörigkeit einer Person entscheiden muss, bevor sie als 
staatenlos bezeichnet werden kann. 

Es wäre daher ein Fehler, von vornherein jede Person, 
die keine Geburtsurkunde oder keinen Personalausweis 
hat, als staatenlos zu betrachten. Denn in Wirklichkeit 
sind diese Personen zum größten Teil Staatsangehörige 
eines Landes, am häufigsten ihres Geburtslandes. Es mag 
sein, dass ihre Staatsangehörigkeit nicht geklärt ist oder 
sie von Staatenlosigkeit bedroht sind, aber rein rechtlich 
werden sie erst dann als staatenlos betrachtet, wenn 
eine Behörde des jeweiligen Staates ihnen die Staatsan-
gehörigkeit verweigert oder aberkannt hat und sofern sie 
keinen Anspruch auf eine andere Staatsangehörigkeit 
haben. Sofern in der Definition der Begriff Nationalität 
verwendet wird, sind Nationalität und Staatsbürgerschaft 
als gleichbedeutend zu betrachten. 

Zwar zählt das Übereinkommen von 1954 derzeit nur 
94 Vertragsstaaten, doch viele seiner Kernpunkte haben 
sich mittlerweile als Völkergewohnheitsrecht durchge-
setzt. Die Definition des Begriffs „Staatenlose*r“ kann 
daher als rechtlich bindend für alle Staaten angesehen 
werden, unabhängig von ihrem Beitritt zu diesem Über-
einkommen. Überdies garantiert das Übereinkommen 
Staatenlosen bestimmte Menschenrechte, etwa Religi-
onsfreiheit, den Zugang zu Gerichten, das Recht auf Ar-
beit und den Zugang zu öffentlicher Bildung. 

Allerdings sind diese Rechte zumeist als staatliche 
Verpflichtungen und nicht als individuelle Ansprüche 
konstruiert. Darüber hinaus bleibt das Schutzniveau des 
Übereinkommens von 1954 oft hinter den in späteren Ver-
trägen anerkannten Menschenrechten zurück, wie etwa 
den definierten Standards im Internationalen Pakt über 
bürgerliche und politische Rechte und im Internationalen 
Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, 
beide von 1966. Außerdem sind im Übereinkommen von 
1954 bestimmte Rechte an die Rechtmäßigkeit des Auf-
enthalts von Staatenlosen im Land geknüpft. Dennoch 
bleibt es das einzige Übereinkommen, das den Status von 

Staatenlosen weltweit regelt, den Begriff der Staatenlo-
sigkeit rechtlich definiert, grundlegende Menschenrechte 
für Staatenlose garantiert, die Staaten verpflichtet, ihnen 
Ausweispapiere und Reisedokumente auszustellen, und 
die Möglichkeit ihrer erleichterten und beschleunigten 
Einbürgerung vorsieht. Als solche spielt das Übereinkom-
men von 1954 weiterhin eine entscheidende Rolle für den 
Schutz von Staatenlosen. 

Mehrere internationale Menschenrechtsinstrumen-
te, allen voran die Allgemeine Erklärung der Menschen-
rechte, schützen das Recht auf eine Staatsangehörigkeit. 
Keines dieser Instrumente ist jedoch so konkret und un-
mittelbar anwendbar, dass es einen bestimmten Staat 
dazu verpflichten könnte, einer bestimmten Person ihre 
Staatsangehörigkeit zuzuerkennen. Diese Rechtslücke 
wurde durch das Übereinkommen zur Verminderung der 
Staatenlosigkeit von 1961 geschlossen. Es schreibt staat-
liche Pflichten fest, einer Person die Staatsangehörigkeit 
zu gewähren. 

Die Grundprinzipien des Übereinkommens von 1961 
haben als Ausgangspunkt erstens, dass ein Staat seine 
Staatsangehörigkeit einer auf seinem Hoheitsgebiet gebo-
renen Person, die ansonsten staatenlos wäre, gewähren 
soll. Und zweitens soll er das Gleiche im Fall einer nicht 
auf seinem Hoheitsgebiet geborenen Person tun, sofern 
ein Elternteil Staatsangehörige*r dieses Staates war und 
die Person ansonsten staatenlos wäre. Findelkinder soll-
ten die Staatsangehörigkeit des Staates erhalten, in dem 
sie gefunden werden. 

Darüber hinaus soll das Übereinkommen von 1961 
sicherstellen, dass der Verlust oder Entzug der Staats-
angehörigkeit nicht zu Staatenlosigkeit führt. Demnach 
darf ein Staat einer Person die Staatsangehörigkeit nicht 
entziehen, wenn sie ein solcher Entzug staatenlos ma-
chen würde. Eine Heirat oder eine Änderung des Perso-
nenstands darf nicht zum Verlust der Staatsangehörigkeit 
führen, wenn die betroffene Person dadurch staatenlos 
würde. Ehegatten und Kinder dürfen vom Verlust der 
Staatsangehörigkeit einer Person nur dann betroffen 
sein, wenn sie dadurch nicht staatenlos werden. Und 
nicht zuletzt darf die Aberkennung der Staatsangehö-
rigkeit niemals auf rassistischen, ethnischen, religiösen 
oder politischen Gründen beruhen. 

Das Übereinkommen von 1961 hat derzeit 75 Vertrags-
staaten. Obwohl die Zahl der Beitritte in den letzten Jah-
ren zugenommen hat, ist es noch ein weiter Weg bis zu 
einer universellen Anerkennung. Doch selbst wenn ein 
Staat nicht Vertragspartei ist, stellt das Instrument einen 
maßgeblichen Leitfaden dar, wie das Recht eines jeden 
Menschen auf eine Staatsangehörigkeit in der Praxis ge-
achtet, geschützt und umgesetzt werden kann. 

Der Vertrag verbietet politisch, rassistisch, 
ethnisch und religiös begründete Ausbürgerungen – 
und solche durch Gebietsänderungen

MEHR ODER WENIGER
Unterzeichner des UN-Übereinkommens 
zur Verminderung der Staatenlosigkeit 
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D as UN-Flüchtlingshilfswerk (UNHCR, offiziell: 
Amt des Hohen Flüchtlingskommissars der Ver-
einten Nationen) ist vor allem für seine Arbeit mit 

Geflüchteten bekannt. Ein weiterer Auftrag der UN-Or-
ganisation lautet, staatenlose Menschen zu schützen 
und nach Lösungen für ihre Notlage zu suchen. Im Jahr 
2014 startete das UNHCR eine ehrgeizige Kampagne, die 
die Staatenlosigkeit bis 2024 beenden soll. Sie ist als IBe-
long-Kampagne – mit vorangestelltem Hashtag als #IBe-
long – bekannt. Zur Halbzeit ihrer zehnjährigen Mission 
hat sie das Bewusstsein für die Staatenlosigkeit geschärft. 
An Orten, an denen das Phänomen unerkannt und sogar 
der Begriff „Staatenlosigkeit“ unbekannt war, hat die 
Kampagne ein Bewusstsein für das Thema geschaffen 
und neue Impulse gegeben. 

Ganz besonders gilt dies für Afrika. Aber auch auf an-
deren Kontinenten gab es bemerkenswerte Fortschritte. 
Medien berichten zwar überwiegend darüber, wie sich die 
Lage Staatenloser – wie die der Rohingya in Myanmar –  
verschlechtert, oder sie zeigen auf, wo neue Probleme 
entstehen könnten, insbesondere in Indien. Dennoch 
verdienen die kleinen, aber wichtigen positiven Schrit-
te Anerkennung, die inzwischen Dutzende von Ländern 
unternommen haben. Mehrere Länder haben konkrete 
Maßnahmen für die verbleibenden Jahre der Kampagne 
zugesagt. Diese Selbstverpflichtungen versprechen er-
hebliche Fortschritte im Bemühen, die Staatenlosigkeit 
in den kommenden Jahren zu verringern oder sogar zu 
verhindern.

Um die jüngsten Erfolge würdigen zu können, ist es 
wichtig, die Ursachen von Staatenlosigkeit zu verste-
hen. Zu den Hauptursachen gehört die Staatennachfol-
ge: Wenn ein Staat aufgehört hat zu existieren und seine 
Nachfolger bestimmte Einwohner*innen nicht als ihre 
Bürger*innen anerkennen, kann dies zu Staatenlosigkeit 
führen. Darüber hinaus ist ein Grund für Staatenlosigkeit 
immer wieder eine offene Diskriminierung aufgrund von 

Geschlecht, ethnischer Herkunft oder Religion in den 
Staatsbürgerschaftsgesetzen, häufig kombiniert mit feh-
lendem oder mangelndem Schutz gegen Staatenlosigkeit.

Oft droht Menschen auch dann Staatenlosigkeit, wenn 
die Staatsangehörigkeitsgesetze auf einem sehr strengen 
Konzept von Staatsbürgerschaft durch Abstammung be-
ruhen. Menschen, deren Vorfahren vor Generationen 
eingewandert sind, haben oft die Verbindung zu ihren 
Herkunftsländern längst verloren, werden aber trotzdem 
nicht als Bürger*innen ihres Geburtslandes anerkannt. 
Des Weiteren kann ein mangelhaftes Meldewesen zu 
Staatenlosigkeit führen, vor allem, wenn Geburten nicht 
registriert oder beglaubigt werden. Dies gilt insbesondere 
für Angehörige von Minderheiten. In Geburtsurkunden 
werden der Geburtsort und die Abstammung einer Per-
son festgehalten, die beiden wichtigsten Fakten für den 
Anspruch auf Staatsbürgerschaft. Menschen ohne einen 
entsprechenden Nachweis stehen insbesondere dann vor 
Problemen, wenn sie anders als die Bevölkerungsmehr-
heit aussehen, ihre Sprache nicht sprechen oder einer an-
deren Religion angehören. 

Durch Reformen der Staatsbürgerschaftsgesetze und 
Verbesserungen im Meldewesen kann Staatenlosigkeit 
von vornherein verhindert werden. In beiden Bereichen 
gibt es Anlass für Optimismus. Seit Beginn der IBe-
long-Kampagne haben sieben Länder (Armenien, Est-
land, Island, Kuba, Lettland, Luxemburg und Tadschikis-
tan) gesetzliche Bestimmungen eingeführt, um den auf 
ihrem Territorium geborenen Kindern, die andernfalls 
staatenlos wären, die Staatsbürgerschaft zu gewähren. 
Zwei Länder (Kuba und Paraguay) haben Vorschriften 
erlassen, um auch im Ausland geborene Kinder, die an-
sonsten staatenlos wären, als Staatsbürger*innen anzu-
erkennen. Zwei weitere Staaten (Madagaskar und Sierra 
Leone) haben ihre Gesetze so reformiert, dass Frauen ih-
ren Kindern die Staatsangehörigkeit in der gleichen Weise 
verleihen können wie Männer. 

Weltweit gewähren jedoch rund 25 Staaten Müttern 
noch immer nicht das uneingeschränkte und gleiche 
Recht wie Vätern. Aber in einigen Ländern ist immerhin 
ein Reformprozess in Gang gekommen. Dies ist weitge-
hend den zivilgesellschaftlichen Organisationen vor Ort 
sowie einem internationalen Netzwerk von Nichtregie-
rungs- und UN-Organisationen zu verdanken, der Global 
Campaign for Equal Nationality Rights. Dass immer mehr 
Staaten das Übereinkommen zur Verminderung der Staa-
tenlosigkeit von 1961 unterzeichnen, ist jedes Mal ein wei-

IBELONG

KLEINE SCHRITTE 
RUND UM DIE WELT 
Staatenlosigkeit ist häufig unsichtbar. Sie 
betrifft Menschen, die nicht wählen  
können und die oft am Rande der Gesellschaft 
oder in abgelegenen Regionen leben. Eine 
Kampagne unter Leitung des UNHCR versucht, 
dies zu ändern, indem sie für das Thema 
sensibilisiert und auf Verbesserungen drängt. 
Hier werden ihre ersten Erfolge vorgestellt. 
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terer Antrieb für juristische Reformen. Das internationale 
Übereinkommen lag viele Jahre lang weitgehend unbe-
achtet in der Schublade. Bis 1990 hatten es nur 15 Staaten 
ratifiziert, doch 2020 waren es schon 75. Allein seit Beginn 
der IBelong-Kampagne haben 14 Staaten – Angola, Argen-
tinien, Belize, Burkina Faso, Chile, Guinea-Bissau, Haiti, 
Italien, Luxemburg, Mali, Nordmazedonien, Peru, Sierra 
Leone und Spanien – dieses Übereinkommen ratifiziert.

Zusätzlich zu den erwähnten erfreulichen Gesetzes-
reformen ist die Zahl der registrierten Geburten weltweit 
weiter gestiegen. Moderne Technik, aber auch bewährte 
Praktiken wie die direkte Meldung von Geburten durch 
die Krankenhäuser an die Standesämter haben hier ge-
holfen. Noch deutlich lückenhaft werden Geburten in 
den am wenigsten entwickelten Ländern registriert. In 
der Folge haben es die Menschen dort oft schwer, Aus-
weispapiere zu erhalten, die sie für Ausbildung, legale 
Beschäftigung und den Zugang zu staatlichen Leistungen 
so dringend benötigen. Mit der Verabschiedung der Agen-
da für nachhaltige Entwicklung im Jahr 2015 erkannten 
alle UN-Mitgliedstaaten die Registrierung von Geburten 
und die Dokumentation der rechtlichen Identität als ent-
scheidende entwicklungspolitische Faktoren an. In Punkt 
16.9 der Ziele für nachhaltige Entwicklung verpflichteten 
sie sich, bis 2030 insbesondere durch die Registrierung 
der Geburten dafür zu sorgen, „dass alle Menschen eine 
rechtliche Identität haben“.

Neben den positiven Entwicklungen bei der Prävention 
hat auch die politische Bereitschaft vieler Staaten zuge-
nommen, das Problem der Staatenlosigkeit auf ihrem Ge-
biet zu lösen. Dies gilt ganz besonders für Zentralasien, 
wo die durch den Zerfall der Sowjetunion verursachte 
Staatenlosigkeit seit Jahrzehnten andauert:
•	� 2019 war Kirgisistan der erste Staat weltweit, der eine 

Klärung aller bekannten Fälle von Staatenlosigkeit auf 
seinem Territorium vermeldete. Der kirgisische Anwalt 
Asisbek Aschurow erhielt für seine juristische Beihilfe 
den Nansen-Flüchtlingspreis 2019 des UNHCR. Es war 
das erste Mal, dass dieser prestigeträchtige Preis für die 
Bemühungen um die Bekämpfung der Staatenlosigkeit 
verliehen wurde.   

•	� Usbekistan verabschiedete 2020 ein neues Gesetz, das 
etwa der Hälfte seiner staatenlosen Bevölkerung, schät-
zungsweise 50.000 Menschen, sofort die Staatsbürger-
schaft verleiht und das außerdem dazu beiträgt, die 
Situation weiterer Betroffener zu verbessern. 

•	� 2019 verabschiedete Tadschikistan ein Amnestiegesetz, 
das Personen ohne Papiere den Zugang zu Ausweispa-
pieren ermöglicht. Dies ist der erste Schritt auf dem Weg 
zur Einbürgerung. 

Wichtige Maßnahmen zur Lösung des Problems wurden 
auch in Afrika ergriffen: 
•	� Kenia hat der bis dahin staatenlosen Minderheit der 

Makonde die Staatsangehörigkeit verliehen, indem es 

sie zur 43. offiziell anerkannten Volksgruppe des Lan-
des machte. Als Nächstes versprach die Regierung, die 
Staatsbürgerschaft der Schona anzuerkennen, einer 
weiteren Minderheitengruppe. Sie richtete überdies 
eine nationale Task Force ein mit dem Ziel, die Staaten-
losigkeit in Kenia endgültig zu überwinden. 

•	� Die Elfenbeinküste, die die höchste bekannte Zahl von 
Staatenlosen in Afrika verzeichnet, verabschiedete 
kürzlich einen nationalen Aktionsplan zur Beendigung 
der Staatenlosigkeit. Als erstes Land in Afrika beschloss 
die Elfenbeinküste im September 2020 ein formelles 
Verfahren zur Identifizierung und zum Schutz von Staa-
tenlosen. 

•	� Viele afrikanische Staaten verpflichteten sich 2019 
dazu, Studien zur Staatenlosigkeit durchzuführen, na-
tionale Aktionspläne zu verabschieden und mindestens 
einem der Übereinkommen über die Rechtsstellung der 
Staatenlosen von 1954 oder zur Verminderung der Staa-
tenlosigkeit von 1961 beizutreten. 

•	� Liberia und Eswatini, zwei der verbleibenden 25 Staa-
ten, die es Müttern nicht gestatten, in Gleichberechti-
gung mit den Vätern ihren Kindern die Staatsbürger-
schaft weiterzugeben, wollen dieses Problem vor Ablauf 
der IBelong-Kampagne in Angriff nehmen. 

Auch aus der Region Asien-Pazifik werden Fortschritte 
vermeldet: 
•	� Thailand, das mit über 440.000 eine der höchsten Zah-

len von Staatenlosen in Asien hat (darunter übrigens 
auch einige der 2018 spektakulär aus der Tham-Luang-
Höhle geretteten Jungen), unternimmt mutige Schritte, 
um allen Betroffenen die Staatsbürgerschaft zu ver-
leihen. Die Regierung ist die politische Verpflichtung 
eingegangen, bis 2024 eine vollständige Lösung für das 
Problem der Staatenlosigkeit zu finden. 

•	� Die Regierung Malaysias hat einen Fünfjahresplan ver-
abschiedet, der die Staatenlosigkeit von Menschen ta-
milischer Herkunft in ihrem Land beenden soll.

•	� Die Philippinen und Indonesien arbeiten zusammen, 
um für die Menschen eine Lösung zu finden, die zwar 
Verbindungen zu beiden Staaten haben, aber in keinem 
der beiden den Nachweis der Staatsangehörigkeit er-
bringen können. 

In Europa sind inzwischen fast alle Länder den beiden 
Übereinkommen zur Staatenlosigkeit beigetreten. Die 
Zahl der Staatenlosen in den baltischen Staaten, die 
höchste in Europa, ist rückläufig. Dies ist hauptsächlich 
den Reformen in Estland und Lettland zu verdanken, 
durch die Kinder von Staatenlosen bei der Geburt auto-
matisch die Staatsbürgerschaft des jeweiligen Landes 
erhalten.

Viele Staaten Amerikas, darunter Argentinien, Brasi-
lien, Costa Rica, Ecuador, Panama, Paraguay und Urugu-
ay, haben seit Beginn der IBelong-Kampagne Verfahren 
eingeführt, die die Staatenlosigkeit erfassen. Diese Ver-
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fahren ähneln den Asylverfahren für Geflüchtete, kon-
zentrieren sich jedoch stärker darauf, Staatenlose bis zu 
ihrer Einbürgerung zu identifizieren und zu schützen. 
Kolumbien entschied sich, die Staatsbürgerschaft allen 
in einem bestimmten Zeitraum geborenen Kindern zu 
verleihen, deren Eltern als Geflüchtete aus Venezuela ge-
kommen sind. Dies ist eine erfreuliche Entwicklung, die 
Zehntausenden von Neugeborenen zugutekommt, deren 
rechtlicher Status andernfalls in der Schwebe geblieben 
wäre. Sie hätten sonst weder venezolanische Papiere er-
halten noch einen formalen Anspruch auf die kolumbia-
nische Staatsbürgerschaft gehabt. 

All das sind zweifellos bedeutende Verbesserungen 
im Vergleich zur Situation vor 2014. Gleichwohl sind 
noch große Herausforderungen zu bewältigen, neue 
kommen ständig hinzu. Dazu gehören Entwicklungen, 
wie sie etwa in Indien zu beobachten sind. Dort nimmt 
der Ethnonationalismus zu, und Menschen werden im-
mer häufiger vertrieben. Die Aberkennung der Staats-
bürgerschaft, die manche Regierungen als Maßnahme 
zur Terrorismusbekämpfung vorsehen, ist ebenfalls ein 
Grund zur Besorgnis. Solche Methoden können leicht 
missbraucht werden – vor allem, um Oppositionelle zu 
verfolgen oder andere, die bei den Machthaber*innen in 
Ungnade gefallen sind. Hoffnung macht jedoch, dass das 
Bewusstsein für das Problem der Staatenlosigkeit gestie-
gen ist, verbunden mit einem spürbar stärkeren politi-
schen Willen. 

Auch die Zivilgesellschaft erkennt in der Staatenlosig-
keit inzwischen ein wichtiges Thema im Zusammenhang 

mit dem Kampf für die Rechte von Frauen, Minderheiten 
und Kindern. Der Sonderbericht 2015 des UNHCR „I Am 
Here, I Belong: The Urgent Need to End Childhood Sta-
telessness“ (Ich bin hier, ich gehöre dazu: Die dringen-
de Notwendigkeit, der Staatenlosigkeit von Kindern ein 
Ende zu setzen) gab den Anstoß für eine Koalition aus 
Nichtregierungsorganisationen mit UNICEF und UNHCR  
namens „Every Child's Right to a Nationality“ (Das Recht 
eines jeden Kindes auf Staatsangehörigkeit). Diese Ko-
alition ist in 20 Staaten aktiv und wächst weiter. Der  
UNHCR-Bericht „This is Our Home: Stateless Minorities 
and Their Search for Citizenship“ (Dies ist unser Zuhau-
se: Staatenlose Minderheiten und ihre Suche nach der 
Staatsbürgerschaft) von 2017 lenkte weiteres Interesse auf 
das Thema, etwa das der Menschenrechtsorganisation 
Minority Rights Group und des UN-Sonderberichterstat-
ters für Minderheitenfragen. Im Jahr 2018 stand Staaten-
losigkeit zum ersten Mal im Mittelpunkt des UN-Forums 
für Minderheitenfragen.

Diese Entwicklungen sind äußerst begrüßenswert, 
denn Staatenlosigkeit wird jetzt auf gleicher Ebene mit 
anderen Formen der Ausgrenzung gesehen und bewertet. 
Der Kampf für Bürgerrechte für alle ist zum wesentlichen 
Teil des Kampfes für integrative und offene Gesellschaf-
ten geworden. 

Noch immer werden Frauen in 25 Staaten 
rund um die Welt daran gehindert, ihren Kindern 

ihre Staatsangehörigkeit zu übertragen

DISKRIMINIERTE MÜTTER
Länder, in denen Frauen ihre Staatsangehörigkeit nicht ohne Weiteres an ihre Kinder weitergeben können, 2020

	überhaupt nicht oder in nur sehr wenigen Ausnahmefällen
	schwerer, als dies Männern möglich ist 
	Restriktionen eingeschränkt, nur wenige Fälle von Staatenlosigkeit
	 formelle Diskriminierung in den letzten Jahren beseitigt
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